1.Million 
Arbeitslose? 


den wesidenmuchen Eapcet beein 
Arächtigen könnte. So maık 
Mai zul ‚Juni der wessen 


Eise solibe Entwicklung würde 
auch did Suruation i6 der BRD seidet 
werschärfen, Daher im der BRD-Am 
geralgam. yor lm besiebl. mr 

Stenieo von  „prolekuioniiir 
Maßnähmen Im Außenhas- 


süark Itn-EXpart, d.h 
a en Bau von Frodcktiemistten 
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Gefängnisse- 


Folter und Mord 


NIEDER MIT DEM 
CHILENISCHEN FASCHISMUS ! 


Über Nacht errichtete die Junta 
mehrere KZ. Darunter eines im seit- 
dem berüchtigten Nationalstadion 
von Santiago, in dem wie in den über- 

ten issen und Gefangenen- 
schiffen Tausende zu Tode gelölen, 
erschlagen und erschossen wurden 

Der Widerstand gegen die faschi- 
stische Junta wurde so zunächst in 
einem riesigen Blutbad erstickt. Über 
30.000 ermordete Arbeiter, Bauern, 
Studenten, Schüler, Frauen und Kin- 
der; Zehntausende von Eingekerker- 
ten, Deportierten, Gefolterten und 
Verstümmelten; _ Hunderttausende 
Arbeitslose; völlige Versklavung und 
Entrechtung der Werktät Not 
und Hungerdasein Yär unzählige Far 
milien. - das ist die barbarische Frat- 
ze der einjährigen faschistischen Herr- 
schaft in Chile. 


Und hinter ihr steht die blutige 
Hand des Imperialismus, des inter 
nationalen Mönopolkapitals; in Chile 
ebenso wie 1953 im Iran, 1954 in 
Guatemala, 1957 in Jordanien, 1964 
in Brasilien und der Dominikanischen 
Republik, 1965 in Indonesien, 1966 
in Ghana, 1967 in Griechenlanı 
1970 in Kambodscha, 1971 in Boli 
vien und der Türkei, 1973 in Uruguay 
und in diesem Jahr in Zypern. 


Am 11. September jährt sich der Tag, 
an dem die chilenische Bourgeoisie 
mit Hilfe des Militärs über das chile- 
nische Volk ihre faschistische Herr- 
schaft errichtete. Dieser Tag ist mit 
Blut und Schmerz in die Geschichte 
der Arbeiterbewegung eingeschrieben, 
nicht nur in die der chilenischen 


Unterstützt den 


selbst, sondern in die der internatio- 
nalen Arbeiterbewegung. 

Allende, der demokratisch gewähl- 
te Präsident der „Regierung der 
Volkseinheit“ UP (Umidad Popular, 
ein Bündnis linker Volksparteien), 
wurde ermordet, Jagdbomber, Panzer 
und Granatwerfer bombadierten un- 
ter dem Befehl der eigens dafür in den 
USA ausgebildeten Öffiziere die von 
den Arbeitern besetzten Fabriken, 
die Arbeiterwohnviertel und Univer- 
sitäten. Währenddessen verfolgten die 
Reichen von Santiago z.B. von den 
Terassen ihres am Stadtrande höher 
Biapnen, Vileriertch Ge -Schen- 
und begossen es mit Champag- 


Forts. nächste Seite 


im östlichen Mittelmeer | CHILENISCHEN WIDERSTAND 


Eirbruch an-der Südflanke ?| MR 


Der faschistische Putsch auf v 
" mit Unterstützung der A\ 


unternommen, hat in seinen Folgen zu einer Reihe von 


östlichen Mittelmeer geführ 
Türkische Truppen stehen seit dem 20, 
in mehreren 


appen einen großen Teil der I 


‚on der griechlsch-z ‚National- 


‚Junte und des US-Imperisliemus um 15. 


/eränderungen im 


Juli auf Zypern und haben inzwische: 
Insel besetzt; Zyperns Telung st 


damit zunächst einmal faktisch vollzogen. 


Am 23. Juli trat die 


ven, am 21. April 1967, ihr Terrorregime über 
Mitte August zog sich Griechenlands neue Regierung zus der militärischen I 
tegration der NATO zurück. Eine starke anı 


sche faschistische Junta zurück, die vor sieben Jah- 
Griechenland 


errichtet hatte. 


Volksbewegung 


fordert die Entfernung der NATO-Stötzpunkte von griechischem Boden. 
In der bürgerlichen Presse wurde daraufhin über die „morsche NATO-Flanke“, 


über die ‚riesige Lücke in der Südflanke' 


Tatsichlich bildet Griechenland ein 
wichtiges Kettenglied im militärischen 
Einkreisungsring_ (Atomraketen-Ab- 
schußbasen, Radarketten, Anlaufhä 
fen der US-Fiotte) der NATO-Imperi 

ten um dic Länder des Warschauer 
Pakts. Ferner bildet es ein Sprung- 
breit (neben der Türkei und Zypern) 
für jede militärische Intervention im 
Nahen (Palästina) und Mittleren Osten 
(Persischer Golf). Schließlich ist Grie- 
chenland auch als eventuelles Auf- 
marschgebiet gegen das sozialistische 
Albanien sowie gegen Jugoslawien. 
von einiger Bedeutung. 

Die US-Imperiaisten haben biäher 
zahlreiche Stützpunkte in Griechen 
land. Dazu gehören Flottenstütz 
ie für die 6. US-Flotte (ua. 
und auf Kreta), Luftwaffenstützpunk- 
te, Abschußbasen für Atomraketen 
und das Raketen-Ubungsgelände der 
NATO auf Kreta, das u.a. auch von 
der westdeutschen Bundeswehr be 
nutzt wurde, 

‚Schon hat Israel angeboten, den 
US-Imperialisten gegebenenfalls er- 
satzweise Stützpunkte zur Verfügung 
zu stellen, {alls sie aus Griechenland 
abziehen müßten. Daneben bemühen 
sich die USA sehr intensiv und auf- 
üringlch um Stützpunkte in Italien, 
wo es bereits zahlreiche NATO-SIützZ 
punkte gibt (Abschußbasen für Atom- 
raketen, Viottenstützpunkte, Ra 
stationen). Dieses „Werben“ unter 
sireichen die US-Imperialisten durch 
provozierende Flotienbewegungen an 
den sidltalienischen Küsten. Was die 
italienische Bourgeoisie angeht, »0 ist 
se einerseits ökanomisch in einer aku- 
ven Zwangslage und daher Kauflich 
(va. den 3.2 Mrd-Kredit der IRD). 
Andererieits steht sie unter starkem 
Druck der reformikischen Pi 
vor allem der PCI, die zwar I 
nicht mehr den Austritt Italien 
der NATO fordern, aber doch 
weitere Stärkung der NATO-Po- 
sitionen in Italien. gegenüber der ila- 


"etc. lamentiert. 


Hienischen Arbeiterklasse nicht vertre- 
ten können. 

Unabhängig davon kann die NATO 
sich auf die zahlreichen Stützpunkte 
in der Türkei zunächst verlamen, wo 
sich auch (in Izmir) das Nato-Haupt 
Quartier der Landstreitkräfte für Süd- 
Osteuropa befindet. Ferner bestehen 
weiterhin die beiden britischen Stütz“ 
qunkte auf Zypern, die schon in der 

/ergangenheit In gewissem Grad auch 
von den USA benutzt werden konn 
ten (Anlaufhäfen für die 6. US-Flotte, 
Ausgangspunkt für „Aufklärungsfi 
se” vor allem gegen die Sowjetunion 
und die arabischen Staaten, Stütz- 
punkt für eine umfassende Spionage- 

ätigkeit: gegen die arabischen Su 
ten), Es gibt auch schon Gerüchte, 
‚daß. die türkische Regierung den USA 
einen Stützpunkt im von ihr besetz- 
ten Nordostteil Zyperns angeboten 
haben soll. 

Es wäre also ganz sicher falsch, auf 
das bürgerliche Geschrei um die „m 
sche NATO-Flanke“ hereinzufallen. 
Langfristig ist außerdem auch die erie- 
chische Bourgeoisie sehr wohl daran 
interesiert, in der NATO zu verbler- 
den — sowohl aus innenpolitischen 
Gründen (Unterdrückung der Arber 
terbewegung) als auch außenpolitich. 
im Konflikt mit der Türkei um 2y 
gern und die Östliche Agels (Öl- und 
Gas Vorkommen!). Allerdings dürfte 
sich das Gewicht inıgesamt stärker zu- 
gunsten der westeuroplischen NATO 

taafen (und zuungunsten der USA) 
verschieben, die nunmehr Griechen 
land, ebenso wie schon Portugal (und 
demnächst vielleicht Spanien) in ihre 
ökonomische Integration (EG) hinein- 
ziehen werden. Frankreich hat sich 
darüber hinaus sohr beat, der neuen 
griechischen Regierung Waffenliefe 
fungen anzubieten, um sich auch auf 
miltärischem Gebiet Einfluß zu st 
chen 
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Helmut Theis 


[Freiheitskämpfer in Angola 


Unabhängigkeit anerkannt 


Unabhängigkeit Signal für 
”Aufstand” der weißen Faschisten 


‚Am 10, September tritt das Unabhän- 
gigkeitsabkommen für Guines-Binsao 
in Kraft. Die militärische Niederlage 
Portugals in dieser Kolonie war schon 
seit 


Ingem besiegelt, es galt dies für 
N nur noch formal einzugente- 
its vor einem 
Befreiungsbewegung von 
so und den Kapverdischen Inseln 
(PAIGC) ihrerseits schon die Unabhän- 
igkeit dieses Landen erklärt 
Der Wortlauf des Abkommens ist 
noch nicht veröffentlicht. Es scheint 
jedoch in der Frage der Unabhängig 
keit der Kapverdischen Inseln — die 
für Pottugal wegen ihrer militärischen 
Stützpunkte dort von strategischer 
Bedeutung sind — zu einem Kompro- 
miß gekommen zu sein, Es heißt, daß 
sowohl Portugal als auch die PAIGE 


auf die Kapverden vergichten und sie 
als selbständiges Gebiet behandeln. 
Portugal rechnet sich dabei natürlich 
die Möglichkeit aus, auf dieses kleine 

jebiet auch dann noch Einfluß zu be- 


mea wie die Kapverden 
Versammlungen bilden würden, die 
‚berste Verwaltung Guinens und 
Kapverden” darıt 
‚dann gemeinsam die obey 
schaften der Union ins Leben nulen 
Am Sonnabend, den 7.9. wurde 
Unabhängigkeitsabkommen für 
zwischen dem portugleni: 


und die 


das 
Mosambi 
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Forts. Chile 


‚Chile bedeutet indessen mehr als 
die Tatsache, daß der Imperialismus, 
die jahrzehntelange grausame Spur 
seiner Verbrechen weiter verfolgend, 
eine demokratisch gewählte Reyie- 
rung gestürzt hat. Der faschistische 
Putsch und das folgende Blutbad un- 
ter der Arbeiterklasse hat gleicher- 
maßen diejenigen erschüttert, die auf 
‚das Gelingen des „chilenischen Weges 
zum Sozialismus" gehofft hatten, 
ebenso wie diejenigen, die diesem 
„chilenischen Weg" von Anfang an 
skeptisch gegenübergeständen hatten, 
weil die ganze historische Erfahrung 
der Arbeiterbewegung zeigt, daß nur 
durch einen bewaffneten Aufstand 
die Macht der Kapitalistenklasse ge- 
stürzt, der Weg zum Sozialismus ge- 
öffnet werden kann, 

‚Auf der ganzen Welt gibt es kein 
Beispiel dafür, daß die herrschende 
Klasse freiwillig und widerstandslod 
abtritt. Die Ablösung des Kapitalis- 
mus durch den Sozialismus vollzieht 
sich im schärfsten Klassenkampf, der 
im allgemeinen die Form des bewaff- 
neten revolutionären Aufstandes oder 
ikonterrevolutionären Putsches an- 
nimmt. Diese alte Erfahrung hat der 
Sturz der Allende-Regierung in blu- 
tügster Weise wieder einmal mehr be- 
kräftigt, 


Warum ist die UP-Regierung 
gestürzt worden? 


Die Unidad Popular war Ende 
1970 mit einem Programm an die 
Regierung gekommen, den Einfluß 
des US-Imperialismus zu brechen und 
einen „friedlichen Übergang zum So- 
zialismus” anzubahnen. 

Einige große Unternehmen, vor 
allem aus dem Besitz ausländischen 


Zur endgültigen Ernennung benöti 

er die Stimmen der Christdemokratie, 
der Hauptpartei der chilenischen 
Bourgeoisie. Die US-Pläne sahen nun 
zunächst vor, die Christdemokratie 
dazu zu bewegen, für Alessandri zu 
stimmen, der dann, volg US-hörk, 
seinen Rücktritt bekannt geben woll- 
t6, um dem Christdemokraten Frei 
in Neuwahlen — dann als einzige 
Gegenkandidaten zu Allende — den 
sicheren Wahlsieg zu ermöglichen. 
In einem Brief des ITT-Beauftragten 
in Chile an den stellvertretenden ITT- 
Präsidenten Merriam ist von der Be- 
reitstellung einer siebenstelligen Sum- 
me zur Unterstützung dieser Kam- 
Pagne die Rede. 

Die Christdemokratie war in dieser 
Frage gespalten, letzendlich setzte 
sich der sogenannte „linke“ Flügel 
durch, für dessen Zustimmung aller- 
dings Allende die Verpflichtungen ein- 
Fat; 1, allen Aktionen die bürgr- 
liche Legalität und Unantastbarkeit 
aller bestehenden Institutionen (also. 


alle Rechte und die Garantie ihrer 
Institutionen und Massenkommuni- 
kationsmittel zu gewähren (was Al- 
lende später so auslegte, daß er sich 
weigerte, offen faschistische Organi- 
sationen und Hetzorgane zu bekämp- 
fen), und 3. auf die Bildung von 
Volksmilizen zu verzichten. In dieser 
Haltung der Christdemokratie kam 
damit zu Ausdruck, daß die nationa- 
le chilenische Bourgeoisie in der Uni- 
dad Popular die Möglichkeit sah, ihre 
eigene Abhängigkeit vom ausländi- 
schen Kapital zu lockern und so ihre 
eigenen Profite zu vergrößern, daß 
sie aber gleichzeitig aus Angst vor 
‚der Arbeiterbewegung diese von An- 
fang an soweit wie möglich einzu- 
schränken versuchte, um ihr zu einem 
späteren Zeitpunkt die Früchte des 
antiimperialistischen Kampfes umso 


amerikanische Berater (man sieht, 
welche Funktion die US-„Berater“ 
haben!) äußern jedoch die Überseu- 
gung, daß die Armee und Polizei 
durchaus dazu In der Lage sind. 
ATT-Dokumente) 

Da der größte Teil der chilenischen 
Offiziere in den USA ausgebildet 
worden war, verfügten die Ü-lmpe- 
rialisten über die besten Verbindun- 
gen zum Militär, 

General Rent Schneider, der Ober- 
'kommandierende des Heores, zögerte 
und machte seine Zustimmung zum 
Putsch von der Entscheidung der 
Christdemokratie abhängig, die in- 
zwischen jedoch schwankend gewor- 
‚den war. Sofort putschbereit zeigte 
sich der rechtsradikale Ex-General 
Viaux und sein I. Artillerieregiment. 

Folgenden Plan entwickelten die 
hpzpm ‚Über die rechtsradikale 
und US-finanzierte Presse sollte die 
faschistische Bombenstrategie den 
„linken Terroristen“ in die Schuhe 
‚geschoben werden. Dieser Terror sei 
‚nur ein Vorbote dessen, was das chi- 
lenische Volk auf dem Weg in die 
„kommunistische Diktatur unter Al 
lende“ erwarte. Auf Schneider wurde 
‚ein Attentat geplant, das den Linken 
in die Schuhe geschoben werden soll- 
te, womit man zwei Fliegen mit einer 
Klappe zu schlagen gedachte: Einmal 
das gesamte Heer für einen Putsch 

‚en links einzustimmen, zweitens 

ıneider zu beseitigen, der — statt 
des sofortigen Putsches — die länger- 
fristige „Jegale” Aushöhlungsstrategie 
der Christdemokratie gegenüber Al- 
lende befürwortete. 

Der Staatsstreich schlug fehl, Das 
Attentat auf Schneider wurde so 
dilletantisch ausgeführt, daß die Mör- 
der und ihre Verbindungen zu 
schistischen Organisationen sofort 
aufgedeckt werden konnten (wäh- 
rend die Beteiligung der USA erst 
‚durch die ITT-Dokumente ans Tages 


Langhaarige sind verdächtig — Faschistischer Terror als „Befreiung vom Sozialimus“. 


Kapitals, in erster Linie die Kupfer 
gruben der US-Monopole, sollten ver- 
staatlicht werden. Um die Not der 
Bauern zu lindern, versprach das UP- 
Programm in einer Agrarreform die 
Enteignung des Großgrundbesitzes. 
Imperlalisten und G dbesitzer 
waren «iemzufolge auch von vornher- 
ein feindlich gegen die Allende-Re- 
wierung eingestellt. 

Gleich nach Allendes Wahlsieg am 
4. September 1970 und noch vor 
seiner offiziellen Amtseinführung am 
4. November begannen die US-Impe- 
nalisten, ihre ersten Putschpläne in 
die Tat umzusetzen, um möglichst 
schon die Regierungsbildung zu ver- 
hindern. In diesen acht Wochen er- 
lebte das chilenische Volk den ersten 
Vorgeschmack dessen, was die Kon- 
terrevolution in den nächsten Jahren 
gezielt umzusetzen gedachte. 

Details der Verschwörung wurden 
‚durch die Enthüllungen den amerika; 
nischen Journalisten Anderson 1972 
bekannt, die als ITT-Dokumente 
Schlagzeilen machten. Danach war 
die „International Telephone and 
Telegraph Company” (IT), einer 
der mächtigsten  imperialistischen 
Konzerne, der u.a. 60 % des Aktien- 
Kapitals der chilenischen Telefonge- 
sellschaft kontrollierte, in enger Zu- 
sammenarbeit mit dem CIA und dem 
US-Botcl in Santiago und den 
hilenischen Rechts 
den General Viaux 
 betailigt, 
Christdemokraten um Frei 
wickelt waren, 

Allende hatte die Wahl mit 37 % 
der Stimmen nur knapp vor Alessan 
rl, dem Kandidaten der rechtsextre 
mistischen National-Partel, gewonnen. 


leichter rauben zu können. 

Für den. Fall, daß die Christdemo- 
kratie dem „Alessandri-Plan““ nicht 
zustimmte, bereiteten die US-Impe- 
listen den sofortigen Militärputsch 
vor. Faschistische Gruppen in Chile, 
darunter die Organisation „Batria y 
Libertad“ (eng mit der Natlonal-Par- 
tei verbunden), wurden beauftragt, 
im Lande durch ihre Bombenstrate- 
ie ein Klima der Angst und Verun- 
Sicherung zu schaffen. Hochspan- 
nungskabel wurden gekappt, die et- 
liche Ortschaften in der Provinz San- 
tiago stromlos machten, die Produk 
ion in vielen Industriezweigen wurde 
stark gedrosselt, um künstlich Ver 
sorgungsschwierigkeiten zu schaffen, 
Plastikbomben wurden vor Super- 
märkte und Banken gelegt. Das ist 
die gleiche Surategie, mit der die Fa- 
schisten heute in Italien ein Staats- 
streichklima vorzubereiten versuchen. 
Sie dient in der Regel dazu, eirien (a- 
schistischen Milltärputsch als, „Wie- 
derberstellung von Ruhe und ’Ord- 

* zu rechtfertigen. 

In den ITT-Dokumenten wird die- 
ser Tatbestand elegant als „Sondie- 
rung einer militärischen Lösun, 
schrieben. Mit seltener Offenheit 
mulierten die US-Strategen die Haupt 
frage im Zusammenhang mit der Är- 
mee 

„Sind die chilenischen Milltärs 
wirklich in der Lage, gewaltsm im 
ganzen Land zu herrschen und auf 
ine Bürgerkriegsuttuation vorberei 
tet? Die Meinung darüber ist in San 
ago geteilt, Korry (US-Botschafter) 
‚meinte, Chlles bewaffnete Streitkräf- 
te selen nicht mehr als ein Haufen 
Spielzeugsoldaten. Gut unterrichte 
te Kreise in Chile und einige nord 


licht kam). Das Attentat erzielte so- 
mit das Gegenteil der erhofften Wir- 
kung: Durch die breite Entrüstung 
über das Verbrechen wurden die aul 
‚den sofortigen Putsch orientierten 
Teile der Armee neutralisiert, Allen- 
de mußte mit großer Mehrheit im 
‚Amt bestätigt werden. Der US-Impe- 
nalismus mußte zunächst zurückstek 
ken und orientierte ab jetzt auf einen 
achrittweisen Auszehrungs- und Kon 
frontations-Plan als Vorbereitung auf 
den nach wie vor geplanten gewalt- 
men Umsturz — so wie es auch 
schon in den geheimen Dokumenten 
des ITT-Konzerns vorgezeichnet war: 
einen „schnellen Niedergung der (chi- 
lenischen) Wirtschaft herbeizuführen, 
der gewaltsame Auseinandersetzun- 

ın auslöst und schließlich zum Mi- 

tärputsch führt 


In den ersten Monaten ihrer Regie- 
rungszeit konnte die Unkdad Pop 

‚dann eine Reihe von sozialen Relor- 
men durchführen (Senkung der Ar- 
beitslosenquote, Wohnungsbeschaf 
fung, Gesundheits- und Lebensmili 

versörgung, usw.), die eine unmiltel 
bare Verbesserung der Lebenslage der 
arbeitenden Bevölkerung bedeuteter 
unter der vormaligen christdemokn 
tischen Fre-Regierung hatte die Av 
Beitsiosenguote In Santiago beispiels 
weise 8,3 % betragen - sie konnte im 
ersten Jahr der UP-Reglerung auf 
3,8 % gesenkt werden; die Zahl der 
fertiggestellten Wohnungen wurde 
von 12.000 im Jahr 1970 mehr als 
vervierfacht, usw.) Mit der Verwirk 
lichung der „Kernstücke" ihres Pro 
wramms blieb die Allende-Regierung 
‚jedoch mehr und mehr hinter den ur 


„Freiheit für Chile” — 
laut CDU, eine 
„tendenziöse Parole” 


Seit einigen Wochen hängt an der 
Außenwand der Frankfurter Fach- 
hochschule für Sozialarbeit ein von 
chilenischen Malern geschaffenen 
Bild_ mit der Überschrift: „Freiheit 
für Chile", Das Bild zeigt vier Toten- 
köpfe mit Soldatenhelmen, 
Köpfe von Südamerikanern, ein Ge- 
fängnisgitter und acht Grabsteine. 

's war abzusehen, daß die hiesigen 
Freunde der Pinochet-Bande sich an 
diesem Bild stören würden. So er- 
'kundigte sich auch CDU-Abgeordne- 
ter Arnulf Borsche nach. „rechtli 
‚chen Konsequenzen” bei der Lan- 
desregierung, weil „es schließlich ja 
nicht linger hingenommen werden 
könne, daß die Flächen an öffentli- 
chen Gebäuden als Werbeträger für 
tendenziöse Parolen benutzt wer. 

le. 

Als weiteres Argument fügte Bor- 
sche hinz, 

„das Gemälde stört die Architektur 
des Nordwestzentrums”! 

Für Faschistenfreunde kann das 
Aufzeigen des Terrors ihrer chileni- 
schen Gesinnungsbrüder und die Un- 
terstützung des  antifaschistischen 
Kampfes des chilenischen Volkes lo- 
ise nichts anderes als „ten- 
sein, 


All diesen Herren, die so wie 
Heck (CDU-Abgeordneter) der An; 
sicht sind, 


‚das Leben im Stadion 
‚dion von Santiago) sei 
bei sonnigem Frühlingswetter recht 
angenehm” werden wir auch noch 
mal „einen Platz an der Sonne” ver- 
schaffen! . 


KB/Gruppe Frankfurt 


Faschismus — 
Mord an der 
Arbeiterklasse 


Seit dem 11. September 73, dem 
Tag, an dem die chilenischen 
‚Gorillas‘ durch einen. blutigen 
Putsch die Macht an sich rissen, 
wurde auch die Gesundheitsver- 


fenschaften der, Unidud-Popular- 
ing und darüberhinaus vie- 
ie Verbesserungen, die sich die 
chilenische Arbeiterklasse in den 
letzten SO Jahren erkämpft hatte, 
wurden zerstört. 

Hier die einzelnen Maßnahmen 
der faschistischen Junta seit dem 
11. September: 
© 300 demokratische Selbstver- 
altungsorgane des Gesund- 
heitswesens wurden aufgelöst 
© Die Notfall-Ambulanzen zur 

kostenlosen Behandlung der 
Mittellosen wurden stillgelegt 
© Mindestens 1.000, Ärzte und 

Angestellte des Gesundheits- 
dienstes wurden ermordet, einge- 
sperrt, ihres Postens enthoben 
oder nlußten fliehen. 

So fehlen heute den Arbeitern 
und Bauern gerade jene Medizi- 
ner, die sich am meisten für sie 
eingesetzt hatten. 

. 


Fr? hl 2 
nischen Kinder unterernährt sind! 
Das Colegio Medical (entspricht 
unserer Ärztekammer) heferte da- 
zu die unglaublich zynische, „wis- 
senschaftliche”“ Begründung: „Ih- 
re Organismen (die der Kinder) 
sind nicht gewohnt, Milch zu be- 
‚kommen und erkranken häufiger 
an Durchfall, als wenn sie keine 
Mich bekommen“ 

© Neuerdings braucht man einen 

Passierschein, um überhaupt 
ins Krankenhaus zu kommen. 
Der kostet 2.000 Escudos, das ist 
ein Zehntel des durchschnittli- 
‚chen Monatseinkommens. An den 
Pforten der Krankenhäuser ste- 
hen Soldaten, um die Patienten, 
die sich keinen Passierschein lei. 
sten können, mit ihren Bajonet- 

n wegzujagen. 
© Das staatliche Gesundheitiwe- 

son soll reprivatisiert werden, 
Schon wurden die Aktien d 
Krankenhaus-Baugesellschaft an 
der Börse von Santiago vorste 
wert. 

Die ausdrücklich von der Jun- 
ta. angestrebte Wiedereingliede- 
rung der „sozialisierten Insel“ in 
freie Marktwirtschaft” wird 
jesundheitliche Versorgung 
der chilenischen Massen um SO 
Jahre zurückwerfen: Privat-Medi 
in für die Reichen, Kranken 
Pflege als Almosen für die Armen 
wird das Ergebnis sein. . 


‚pe Gesundheitswesen. 


sprüngichen Ankündigungen zurück 


Groj 
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Asrerreform: sio beschränkte sich, 
im Jahr 1971 auf die En 
etwas mehr 
später noch auf 1.300 a 
einer Bewässerungsfläche von 
80 ha. Die Großgrundbesitzer 
ten ein Recht auf eine „‚Reserve" von 
40 ha, die sie unter den besten Boden- 
walitäten auswählen konnten. 
indbesitze unter 80 ha waren oh 
nehin nicht von der Agrarreform be- 
troffen und viele Latifundisten konn- 
{en der Enteignung schon dadurch 
entgehen, daß sie Ihren Besitz jur 
stisch einfach auf ihre Familienmit- 
lieder und Verwandte verteilten. 
fieviel davon Gebrauch gemacht wur. 
de, ist schon daran deutlich, daß sich 
die Zahl der landwirtschaftlichen Gü- 
ter in einer Größe zwischen 40 und 
80 ha von 4.500 im Jahr 1970 auf 
9.000 im Jahr 1973 erhöhten. 


Nationaliierung: Die Allende-Re 
gerung Verst lichte zwar den gro- 

'n Kupferbergbau und das Bank- 
wesen, wollte im weiteren dann aber 
nur noch 91 dustriebetriebe 
in den verstaatlichten Sektor einbe- 
ziehen — deren Zahl in Wirklichkeit 
aber zwischen 500 und 800 lag. Die 

ßen Baubetriebe und Verteilungs- 

triebe ließ sie ohnehin ausdrücklich 
‚aus. Für viele der durchgeführten Ver- 
staatlichungen wurden zudem ric 
„Entschädigungen“ an ihre ehemali- 
‚gen Besitzer gezahlt — Geld, das da- 
mit erstens der Reformpolitik entzo- 
fen yurde, und womit sich die alten 

jesitzer entweder wicder ingendwo 

einkaufen konnten oder womit sie 
ihre Umsturzpläne finanzieren konn- 
ten. 

Immerhin waren aber diese Refor- 
men schon dazu angetan, die Impe- 
rialisten und Großgrundbesitzer und 
die von ihnen bezahlten faschisti- 
‚schen Elemente stärker auf den Plan 
zu rufen, Seinen Plänen der wirt- 
schaftlichen Auszchrung Chils ent- 

rechend, droselte der US-Imperia- 
TG  — 

Iismus über die Weltbank die Kredite 
an Chile, drückte er den Weltmark: 
reis für Kupfer (Chiles wichtigstes 
xportmittel), strengte er 
nahmeaktionen gegen Schiffsladun- 
gen chilenischen Kupfers an usw. 


Gleichzeitig verbündete sich die 
nationale chilenische Bourgeoisie und 
Kleinbourgeoisie mehr und mehr mit 
dem Großgrundbesitz die 
Unidad Popular, da die Enteignungen 
der ausländischen M. weit- 


gehend abgeschlossen waren und die 
peoisie jetzt nicht, mehr bereit 
war, 


hälfte von den 
Reformisten „0 
‚sondern über 


eine 

‚nationakdemokratische Regie- 
dem chilenischen Volk die 
Früchte des antiimperialistischen 
‚Kampfes rauben wollte. Gemeinsam 

ten sie sich ins Zeug, die wirt- 
schaftlichen Schwierigkeiten des Lan- 
des zu vervielfachen: 

Schaffung von Versorgungslücken 
durch Warenhortung (und damit 
Aufblühen des” Schwarzmarktes), 
Schmuggel knapper Güter ins Aus 
land (s0 wurden ganze Viehherden 
über die Grenze nach Argentinien ge- 
trieben), Zerstörung von Produktions- 
anlagen, die verstaatlicht worden wa- 
ren oder die die Arbeiter auch ohne 
Einverständnis und gegen den Willen 
der Allende-Regierung in ihren Besitz 
genommen hatten, usw. 

Das Entscheidende für den Plan der 
‚Konterrevolution aber war, daß sie zu 
allen Zeiten den Staatsapparat in 
ihren Händen hatte — und sich in 
dessen Schutz auch faschistische Stoß- 
trupps entwickeln und ihre Bomben- 
strategie ausüben und steigern konn- 
ten (segen Brücken, Transportwege, 
Telegrafenmasten und Fabriken eben- 
so wie gegen Anhänger der Unidad. 
Popular und anderer Organise- 
tionen und gegen Büros und Versamm- 
hungsräume der Linken und der Ge- 


und 


ar wollte den 
schon mehrfach in der Geschichte der 
Arbeiterbewegung geschelterten Ver 
such unternehmen, den bürgerlichen 
Staatsapparat (Militär, Polizei, Justiz, 
Beamtenbürokratie) schrittweise von 
innen her zu erobern; auf „demokra- 
tischem” Weg, unter Vermeidung ei 
ner gewaltsamen Konfrontation mit 
den herrschenden Klasen. Tatsich- 
lich war das aber richt nur 

vornherein aussichtsloses an- 
gen, sondern es führte in Chile ebenso 
wie bei ähnlichen Vermchen in ande“ 
ren Ländern dazu, daß die Unidad Po- 
pular unter den zunehmenden Schla- 
en der Konterrevolution immer mehr 
Zurückwich, die Arbeiter und Nauern 
nicht zum selbständigen revolutionk 
ren Kampf mobillserte (sondern die- 
sen nogar immer mehr zu unterbinden 
versuchte), und schließlich ihr Mil 
im „Dislog” mit der Christdemokra- 
tie Süchte (die längst zu einem a k- 
tiven Zentrum der Konterrevol- 
ton geworden war) und Bürgerliche 
Militärs in die Regierung holte. Be- 
sonders das Verbreiten von Illusionen 
über die angebliche „Loyalität” und 
„demokratische Tradition” des (von 


» 
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Forts, Chile 


Strategen des US-Kriegsministerkums 

isgebildeten) chilenischen Militärs 
kennzeichnet den zutiefst ref 0r- 
mistischen und opportu- 
nlstischen Charakter der UP- 


Regieru 

"Die Unsten Popular. verschwieg 
vollständig. die lange Tradition von 
Militär und kasernierten Carabinieros 
im blutigen Niederhalten des Volkes, 
die schon 1907 mit dem Mord an 
3600 streikenden Arbeitern in uigue 

und in den 60er Jahren unte 

den Rögerungen Ibanez, Alessandı] 
und Frei zur Niederschlagung zahllo- 
ser Streiks und zum Mord an Dutzen- 
den von Arbeitern, Bauern und „Pob- 
ladores” (Shum-Bewohner) geführt hat- 
16, Einer der Höhepunkte faschith 
scher Angriffe auf die Arbeiterbewe- 
Bing war das Jahr 1948, in dem die 
KR verboten wurde und Militärs in 
einer Nacht- und Nebelaktion Tausen- 
de von Kommunisten und Gewerk- 
schaftsführern in einem eigens zu die- 
sem Zweck eingerichteten KZ im Nor- 
den des Landes internierten. 

Und während sich die Allende-Re- 
sierung Immer mehr sträubte, auch - 
ur ein Mindestmaß an ernsthaften 
Maßnahmen gegen die sich rüstende 
Konterrevolution zu ergreifen (z.B. 
wurde nicht einmal die offen faschi 
stische Terrororganisation „Patria y 
Libertad” verboten, die enge Verbin- 
dungen zu den Miltärspitzen unter- 
hielt; z.B. wurden nicht einmal die 
Hetzzentralen der bürgerlichen Presse 
geschlossen; z.B. wurde nichts gegen 
die hohen Öffiziere unternommen, die 


ne 


Motor und Triebfeder der sich 


seit dem Frühjahr 1972 mit der Eir- 
mordung zahlreicher Bauern steigern- 
‚den Terrorwelle waren die vom Groß- 
kapital und CIA finanzierten faschi- 
stischen Stoßtrupps „Patria y Liber- 
1ad” und die Kommandos „Rolando 
Matus” der rechtsextremen National-. 
jartei. Eine von der Regierung im 
läre 1972 angeordnete Hausdurch- 
suchung förderte im Sitz der Organi- 
‚sation „Patria y Libertad” cin großes 
Waffenlager zu Tage, Die Mitglieder 
wurden = ähnlich 
schen 
te-in 
eingeteilt, die sich im Schießen und 
‚Herstellen von Bomben, Molotowcok- 
tails usw, übten. Im Juli 1973 war die 
Zahl der Attentate bereits auf über 
‚500 angestiogen! 

Die erste Generalprobe für den 
konterrevolutionären Angriff war der 
Transportunternehmerstreik im Okto- 
ber 1972, der vier Wochen dauerte 
und die wirtschaftlichen Schwierigkei- 
ten ins Unermeßliche steigerte, Der 
Streik wurde mit dem vorgel en 
Anlaß der Erhöhung der Transportta- 
rife von der extrem rechts stehenden 
Transportunternehmer-Gewerkschaft 
künstlich hochgespielt und zum poli- 
tischen Streik ausgeweitet. Als Vor- 
sitzender dieser „‚Gewerkschaft” fun- 
gierte ein Mitglied von"Patria y Liber- 
tad”, Die CIA-Gelder flossen so reich- 
lich, daß die Unternehmer ein Vielfa- 
ches der üblichen Einnahmen als 
„Streikgelder” erhielten, 

Groß- und Kleinhandel unter 
stützten den Streik und horteten die 
wenigen verfügbaren Waren. Zeitwei- 


Die Jupendverbände der Unidad Popular organisieren freiwi 


So konnte durch die verstärkte 
Wachsamkeit und den organisatori- 
schen Zusammenhalt der Arbeiter- 
klasse der Angriff der Bourgeoiie zu- 
nächst zurückgeworfen werden. Diese 
entschied sich nach dem Eintritt der 
Militärs in die Regierung der Unidad 
Popular — stets zwischen dem bruta- 
len Putsch in Verbindung mit dem 
Imperialismus und dem „legalen’ 
Sturz, gestützt auf die eigenen Haupt- 
Parteien, schwanken. dafür, zu- 
nächst die Parlamentswahlen im Früh- 
jahr 1973 abzuwarten, in der Hoff- 
nung, daß die Massen die wirtschaft- 
liche und politische ‚Verunsicherung 
dem „sozialistischen Experimen! 
‚Allendes anlasteten und die Dr 
‚chen Hauptparteien eine Zweidrittel- 
mehrheit erhalten würden, die nach 
der Verfassung den Sturz Allendes 
über ein Mißtrauensvotum ermöglicht 
hätten. 


Doch nachdem es der Bourgeoisie 
trotz des Außerst aufwendigen Wahl- 
'kampfes in einer Atmosphäre gestei- 
gerten Terrors nicht gelungen war, die 
zur Abwahl Allendes nötige Mehrheit 
auf „legalem” Wege zu erringen, die 
Unidad Popular stattdessen sogar 
ihren Stimmenanteil gegenüber der 
Präsidenten-Wahl 1970 um 8 % ver- 
bessern konnte, setzte sie jetzt ein- 
deutig auf die Karte des faschistischen 
Militärputsches, Die nationale chileni- 
sche Bourgeoisie, die drei Jahre zuvor 
die Allende-Regierung als ein Instru- 
ment gebrauchen wollte, um ihren 
Handhungsspiolraum gegenüber dem 
herrschenden Kapital zu vergrößern 
und die vom Imperialismus und seinen 
Statthaltern erzeugte Krise des Landes 


diesen 


ten „Streik 
ter Rundscha 
ra de Chile” vom 2.11.1972. 


Ihr kennt uns gut, Wir sind die 

Patienten aus dem allgerneinen Warte 
saal, wir sind die Patienten der Polik 

Elendsquärtier 

de Chile, Red.), wir smd die- 

sicherung» 

ir ind Wie 


jenigen, 
dienst behandelt werden, 
Armen Chiles, die die Stat 
Unterernährung, _ Kirkderatı 
und vorzeitigen Tod füllen. 


In diesen Tagen arbeitete man wohl 
in den Hospitälern. Das wedicinische 
Personal und ein Teil von Euch versork- 
ten die Krankenhäuser, Aber einige von 
Euch arbeiteten nicht. Einige von Euch 
waren im Streik, - 


Während einige von Eäch streiktun. 
waren wir alle in den Fabriken oder auf 
dem Feld, reparierten Eure Autos, b 
ten Kühlschränke (ur Euch „nähten die 
Kleider, die Eure Frauen in’ den Bouti- 
‚quen der Oberstadt kaufen. Wir bauten 
auch die Häuser, die Ihr bezichen wer- 
det. Die Autos ünd Häuser sind teuer 
die wir für Euch machen. Warum? Weil 
wir arm sind und sie richt kaufen kün- 
nen. Wir machen die Dinge für Euch 
und nicht für uns. Was für eine eigenur- 
ge Gesellschaft! 

Wir fragen uns. wer Ihr in Wirklich- 
keit eigentlich seid Jahrelang haben 
wir den Ackor besät und abgoernfet 
Häuser gebaut und Autos konstruiert 
Kleider genäht und Möbel gecimmert 
Während wir verdreckt auf dem Fold 


„Ich arbeite für Chile”. So beteiligten sich am „Nationalen Tag der freiwilligen Arbeit", dem 14. 
Mai 1971,,1 Mill. junger Arbeiter und Schüher. 


antifaschistische Soldaten schon vor 
dem Putsch foltern beßen) — verleum- 
dete sie in gleichem Maße zunehmend 
diejenigen, die dem Reformismus eine 
revolutlonhre Politik pegenäberstels- 
ten, wie vor allem der MIR (Bewegung 
der revolutionären Linken), und lief 
die Armee Hausdurchsuchungen und 
Festnahmen bei der revolutionären 
Linken vornehmen. ; 

Indessen hatte sich unter dem Ein- 
fuß der verschärften Angriffe des 
Imperialismus und der inländischen 
Konterrevolution sowie unter dem 
Einfluß der (wenn auch begrenzten) 
Reformstrategie der Unidad Popul 
eine Bewegung unter den chilenischen 
Arbeitern, Bauern und Studenten ent- 
wickelt, die zunehmend kämpfer- 
scher auftrat und von der Regierung 
eine entschiedenere antrimperialisti- 
sche Haltung forderte, In vielen Fäl- 
len war es zu „illegalen” Landnahmen 
und Betriebsbesetzungen mit Produk- 
tionsübernahme durch die Arbeiter 

ımen, ohne daß die, 
oder Güter im „ 
soziahamus” Plan der Allende-I 
fung verzeichnet sind. 
Sonden suf dem hatten sich 
auch Arbeiter- und Bauern-Milizen 
sebüdet, weil dies sich nur noch so 
vor dem Terror der „weißen Garden” 
der Großgrundbesitzer schützen konn- 
ten (die Allende-Regierung selbst ließ 
diese Arbeiter und Bauern-Milizen 
später teilweise wieder entwaff- 
mit dem Argument, daß 

um „von Ultralinken an- 
Abenteurertum” handle, 
„der Konterrevolution in die 
inde arbeiten” würde — was schon 
‚radezu unverschämte Umkeh- 
wirklichen Vorgänge war!), 


tig konnte die Versorgung der Bevöl- 
kerung selbst mit elementaren Lebens- 
mitteln nicht mehr sichergestellt wer- 
‚den. Wichtige Nahrungsmittel wurden 
durch die Entstehung eines Schwarz. 
marktes zum Privileg der Reichen. 
Die chilenische Bourgeoisie zeigte 
deutlich ihre Entschlossenheit, das 
chilenische Volk auszuhungern, um 
UP-Regierung politisch in die 
zu zwingen. Nur der Selbsthilfe 
der Arbeiterklasse, die z.T. die Waren- 
versorgung in die eigenen Hände zu 
‚nehmen versuchte, war es zu verdan- 
ken, daß der Streik nach einigen Wo- 
chen abflaute und sich die Versor- 
gung der Bevölkerung wieder verbes- 
serte. 


Doch die Unidad Popular wich 
wieder einmal mehr zurück. Statt e+- 
ner len Verstaatlichung von 
Handel und Transport unter der Kon- 
trolle der auszubauenden Selbsthilfe 
der Arbeiarkung Ya sa Se Ver 
sorgung der Bevölkerung in- 
‚den der Faschisten — und nahm Mili- 
tärs in die Regierung auf! Dabei war 
die Arbeiterklame durchaus zum Vor- 
wärtsschreiten bereit. Insbesondere 


‚nehmerstreik verstärkte sich 
dung erster Ansätze von Arbeiter. 
Bauern- und Wohngebietsräten, insbe- 
sondere in den Industriegürteln um 
‚ntlago, Conception und Antafa- 
anläßlich der Besetzung zahlrer- 
‚Sher Fabriken auf Initiative revolutio- 
närer Organisationen. In den Räten 
wurden neben den Problemen der 
Versorgung auch die der Bewaffnung 
und Selbstverteidigung des Proleta- 
riats gegenüber der Konterrevolution 
aufgeworfen. 


durch ein „Demokratisierungs”-Pro- 
jekt gesunden zu lassen, kehrte in den 
Schoß des Imperialismus zurück — 
aus Furcht vor den Arbeitern und 
Bauern, die im Begriff standen, ihnen 
das Spiel zu vermasseln. 

Die heftigen Klassenkämpfe nach 
den Parlamentswahlen im März 1973 
zeigten dann auch klar die Altena 
tive: Konterrevolationärer Putsch 
‚oder revolutionäre Bewaffnung der 
Arbeiterklasse und der mit ihnen ver- 
bündeten Bauern. Die Armee gab ihre 
Bisher nach außen gekchrte Rolle po" 
itischer Neutralität gegenüber der UP- 
Regierung auf. Der Putsch-Versuch 
des jents General Soupers 
am 29. Juni war für die faschistischen 
Generäle nur die Generalprobe für 
den Staatsstreich am 11. September. 

Die fortgeschrittensten Teile der 
‚Arbeiterklasse verstanden die revolu- 
tionäre Zuspitzung nach dem 29. Ju- 
ni. Die allgemeine Mobilisierung der 
Arbeiterklasse führte zur sofortigen 
Besetzung der Fabriken unter Ausru- 
fung des Generalstreiks. Massenmee- 


fanden statt, auf denen die Zu- 
efschlagung der Konterrerohution 


‚der Mamenbewegung angelegt hatte. 
Die Auseinandersetzung innerhalb 


‚und der Lin! 


ade in Ye 


inem 
'ampfinstrument gegen die 


ge 


schwitzen oder uns auf dem Bau 
schmutzig machten, habt Ihr Bücher s0- 
Eure Kleidung und Buer Emen sort! 


und Eur Häuser gebaut. Hätten wir das 
ont wart Ihr v 


‚gekommen. hättet, nack a 
ödder auf dem Baden sc muna 
Öder aber Ihr hättet Euch cbun auch 


r Wr konnten das 
wir tur Euch produnerten. 


(den Grogrundoesizern und den 
mir den 


dein 
mit den großen Spediteuren. 


seid Ihr im Steel 


großen Industriellen. zusamme 
Großkhufleuten. die, wis Ihr nur zu Aut 
wibt. die reichen Leulu von Chile sind 
In dioser Nalaltuatlon haben sich einize 
Son Kal außglie Sotle der Reihen Be- 
nel s 

Niemals haben wir gesehen. daß Ihr 
auf die Seite der Armen aontellt 
die Ser’e der Arbeiter. Landarbei- 


u Dei 


an der 


cn Be 
ir \eben. Zum Teufel, und 
habt Ihr deswegen ge 
wir denken. da 
Gering 
Kau 


ik 


FAis unsere Kinder starben, habt ihr nicht gestr: 


Noch vor dem faschistischen Putsch schrieben „Slum”-Bewohner von Santlago 

„Offenen Brief” an die Ärzte, dıe auf’der Seite der Reichen und der 

äußersten Reaktion standen und einen gegen die Arbeiter und Bauern 
zenierten. Den Text des Briefes entnehmen wir der 

"; dieser gründet auf eine Veröffentlichung in der Zeitung „„Auro- 


tl 


Bchandlungsraum, habt Ihr uns schon 
‚duzt, in diesem Ton, mit dem der 
Patron eines fundo seine Lundarbeiter 
behandelt: „Mach schnell, nun leg Dich 
schon hin!“ Immer hat uns dieses Duzen 
irritiert, weil es nieht ein brüderliches 
Duzen von einem Arbeiter zum anderen 
war. sondern das hochmütige Duten des 
Reichen gegenüber dem „Unterlegenen“ 
Und wir dachten bei uns: „Weiß er 
den nicht, daß dan Essen. das ihn am 
Leben hielt, während seiner Studien in. 
der Medizinischen Fakultät, von uns 
pröduziert worden Ist" 
Das dachten wir, aber wir sagten es 
icht, weil wir uns damals noch vor 
Leuten fürchteien, die vornehr» reden; 
wir halten Scheuklappen vor dın feinen 
Herren, uns erschreckten die schönen 
Teppiche, die lumuriösen Häuser, die 
Dircktorenburox und alle solche Sachen. 
Es wat uns nicht aufgegangen, daß wir 
dies alles ja mit unseren eigenen Hän- 
den gemacht hatten. Es war uns nicht 
bewußt, daß diese stütierten Herren, die 
10 viel wissen, gleich wie wir geboren 
wurden, nackt und unwissend. Und es 
wäre uns gar nich: eingefallen. daß sie 
aus ihrer Unwissenheit und Nacktheit 
Serhalb herausgekömrnen sind, weil wir 
sie-Ledienen, bekleiden und verpflegen. 
Jeizt ist es uns aufgegangen. 


Aber nicht nur das. Wir haben noch 
mehr erkannt: „Was würde geschehen, 
wenn wir nicht Weiter produzieren wür- 
sen, um die Zukunft des Arzles zu 
sichern?“ 
was dann geschenen wuraer 

Die Dinge In unserem Land haben sich 
verändert und alnd weiter dabei, sich zu 
Verändern. Die Armen aus der Stadt 
und vom Land werden nicht zulassen, 
828 diejenigen sich weigern. uns heute 
zu behandeln, für die wir gestern 
scawitzr und gerchufiet haben Wir 
überlieden Euch die Dinge, die wir pre- 
duzierten, anstatt sie selbst zu verbrau- 
chen. Aber wir gaben sie Euch nicht 
gratis. Wir gaben sie,Euch, damit Ihr 
uns danach auch behandelt 

Einige von Euch haden uns betrogen. 
‚Aber nicht noch einmal! Keine Ausbeus/ 
ter mehr. die uns schwitzen lassen, 
sie ces wollen uod uns hinterher 
kalte Schulter zeigen. Keine Gesd 
macher ın Medizin mehr. sondern, 
Ärzte, Keine Samınler von Geld 
mehr, sondern Sozialarbeiter, di 
Sind: dem ‚Bienenkorb auch 
fükkzureben, was sie da 
‚men haben. 

‚Dt 004 die Sale der Universitkten 
mi unseren, Sohnsn, dem einfache 
Volk füllen! Das Volk, das seine eigenen 
Schmerzen kennt und das lernt, sie ru 
lindern. Wir wollen die weißen Kittel 
er Studenten fur die Söhne der Land« 
ärbeiter. der Arbeiter und pebladeren. 
Raus aus dem Lniversitäisbereich mit 


ie, 
‚ce 
ent 


den Ausbeutern und Geschältemachern 
in! Rauc aus den UN 
‚n Versehtern, den U 


Konterrevohıtion zu machen, versuch. 
te ein anderer Teil sie als bloße Un- 
terstützungsorgane der UP-Regierung 
festzubinden und sie in die organise- 
torische Struktur des zenfralen Ge- 
werkschaftsverbandes CUT einzuglie- 
dern, In dieser Auseinandersetzung 
und aufgrund der immer sichtbareren 
‚Zuspitzung der von der Konterrevolu- 
tion ausgehenden‘ Gefahr polarisiorte 
sich auch das Parteienlager der Uni 
dad Popular: der rechte regierus 

stimmende Flügel, wurde dabel am 
„konsequentesten” von der revisionk 
fischen „KP" Chiles repräsentiert, 
die auch der hauptsächliche Schürer 
der MMusionen über das angeblich 
” Militär und Für- 


lag. Auf der anderen 
inner- 
der 
MIR, der nicht an der Unidad Popu- 
lar beteiligt war und stets muf die Un- 
ausweichlichkeit eines bewaffneten 
Zusammenstoßes mit dem Imperis. 
Yiamus hingewiesen und entsprechend 
unter den Arbeitern, Bauern und 
Studenten auf eine Vorbereitung 
diesen Zusammenstoß orientiert hatte, 
Mit Verschärfung der Widersprüche 
näherten sich dieser Auffassung auch 
Teile der Sozinlistischen Partei und 
des MAPU an, die beide zur Unidad 
Popular gehörten. Aber weder hatte 
die  chllenische Arbeiterbewegung 
selbst bereits mit dem 
völlig gebrochen (wi 
Auseinandersetzungen Innerhalb der 


Räteorgankationen zeigten), noch hat 
ten der MIR und die ihm nahestehen- 
den Teile der UP bereits eine ausrer- 
chende organisatorische Kraft ent- 
wickelt, 

um in kurzer Zeit eine von breiteren 
Teilen der Arbeiterklasse anerkannte 
revolutionäre Alternative zum UP-Re 
formismus zu bilden. 

Während die revolutimären, Lin- 
ken nach dem gescheiterten Putsch 
alle Kräfte mobiliserten, um die Ar- 
beiter der Großbetriebe und der pro- 
Ictarischen Stadtyiertel zu bewaffnen 
und im Waffengebrauch zu unterrich- 
ten, verteilte z.B. die „KP” Chiles 
zwar um 29. Juni in Conception Waf- 
Ten an die Arbeiter,. die sie aber 
darauf wieder einsammeln ließ, 
UP-Regierung mutzie den Putsch nicht, 
um die taktischen und strategischen 
Positionen der Arbeiterklame muszu- 
bauen, sondern machte erneut Zuge- 
stündnime an die immer ultimativer 
auftretenden Militärs, akzeptierte den 
Rücktritt des einigen noch verfar 
sungstreuen Genei zugunten 
Sphieren Kader Ins Kabine hol 
späteren Mörder ins N 

Den gescheiterten Putschverich 
vom 29. Juni nahmen die (aschist+ 
schen Offiziere zum Anlaß, in den 
folgenden Wochen verstärkt das „ve 
fenkontrolgesetz” anzuwenden. 
räumte der Armee das Recht ein, e+ 

'htig im „Interesse der Stants- 
Sicherheit” Hausdurchsuchungen und 
Inspektionen von Fabriken und Öf- 
fentlichen Gebäuden vorzunehmen. 
Mit der Zustimmung zu diesem von 
der Christdemokratie und Nationak 
Partei eingebrachten Gesetz hatte die 
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ierung den Eintritt der Gene- 
räle Ende 1972 während des Trans- 
portunternehmerstreiks erkauft, Die- 
ses Gesetz, von der Arbeiterklasse 
(= das verfluchte Ge- 
erlaubte dem Militär 
Putsch Hunderte bru- 
tale faschistische Überfälle auf Arbei- 
Tag für Tag wurden willkürlich 
Häuser und Fabriken umzingelt, Wohs 
nungen zerstört und Maschinen un- 
tauglich gemacht, um die Produktion 
*  zulähmen. 

Die Konterrevolution war bestens 
tet und konnte am 11, Septem- 

r losschlagen, 


Für den revolutionären Sturz von 
Faschismus und Imperialismus 


Der faschistische Terror hat jetzt 
ein Jahr lang barbarisch in Chile ge- 
wütet, Der anfängliche offene Wider 
stand Tausender von Arbeitern, Bau- 
ern und Studenten ist mit Außerster 
Brutalität niedergeschlagen worden. 
Doch die Junta hat danach nicht auf- 
gehört, zu morden, zu foltern und zu 
verhaften. So wurden allein Mitte Juli 
innerhalb einer einzigen Woche 
10,838 (11) Menschen verhaftet. Zahl- 
reiche Konzentrations- und Folterla- 
fer wurden „eingerichtet, worunter 
ejas Verdes das berüchtigste ist. Nach 
‚ben des MIR waren im Mai die- 
ses Jahres 50.000 Gefangene in diesen 
Lagern eingekerkert (bei einer Bevöl- 
kerung Cie von nur knapp 9 Milio- 


nen) 
Die Junta hat die enteigneten und 
verstaatlichten Landgüter und Betrie- 
be an ihre alten Besitzer zurückgege- 
ben, an die Großgrundbesitzer und 
Imperialisten. Sie hat das Land völ 
an den Imperialismus ausverkauft u 


strafung entziehen und den faschisti- 
schen Stantsapparat intakt Iamen, € 
mit er Jederzeit bei einem Anwäcl 
sen der Klassenkämpfe unter dem 
scheindemokratischen Regime wieder 
aur faschistischen Verfügung steht. 
Für eine solche Operation steht 
‚die Christdemokratie (und besonders 
der Frei-Flügel der chilenischen DC) 
schon seit einiger Zeit parat und be- 
reitet sich vor, Die chilenische DC 
(und insbesondere ihr rechter Flügel 
um Frei) trägt eine entscheidende 
Mitverantwortung an der Vorberei- 
tung des Putsches — für einen Teil der 
chilenischen Bevölkerung und für 
einen großen Teil der „Weltöffent- 
lichkeit” ist dies aber dadurch ver 
schleiert, daß die DC selbst von ds 
Schlägen der Junta mit „getroffen“ 


Junta-Straflager Dawson. 


worden ist (auch ihre Tätigkeit als 
Part wurde von der Junta verboten 
und einige Vertreter ihres „linken 
Fllgel auch. vorübergehend! ve 
tet). 

Am 7. Juli 1974 veröffentlichte 
die italienische Wochenzeitung „Er 
Presso" einen Brief des chilenischen 
DC-Präsidenten Aylwin und zwei Pro-, 
tokolle, die sich auf eine Unterre- 
dung zwischen dem Junta-Innenmi- 
nister Bonilla und Führern der Christ- 
demokratie Anfang des Jahres bezie - 
hen, Aus diesen Dokumenten geht 
die Unterstützung der Mörderbanden 
durch. die Christdemokratie hervor, 
gleichzeitig aber auch ihre Orientie- 
rung auf eine scheindemokratische 
Lösung. Es heißt dort u. 

„Wir wollen der Regierung offen 


In privater Form, aber mit offlziellem 
‚Charakter die Meinung der Christde- 
iber die geschichtliche Btap- 
Landes offenlegen. Wir tun 
dies mit dem Vorsatz, auf konstruk- 
tive Weise zu der besten Lösung für 
den Nationalen Wiederaufbau, | n 
dem die Reglerungsjunta 
mit Patriotismus und 
Ehrlichkeit begriffen 
Ist, belzui Wir sind über- 
zeugt, daß die tivistische Ilu- 
sion des Marxismw-Leninismus zur 
rannei führt und die sozialen Pro- 
leme nicht löst „. Wir brauchen 
‚hier nicht an alles zu erinnern, was 
wir in den letzten drei Jahren im 
Kampf an der Seite vieler anderer 
Chilenen für die Freiheit unseres vom 
‚Kommunismus bedrohten Vaterlan- 
des getan haben ... Wir verstehen die 
‚Notwendigkeit, angesichts der Krite 
des Landes für die moralische, wirt- 
schaftliche und politische Gesundung 
zu arbeiten. Es handelt sich um La- 
ster, Mißbräuche und Entgleisungen, 
von denen wir Chilenen uns befreien 
müssen, damit das Land zur Normall- 
tät zurückkehren kann. Diese Aufga- 
be braucht Zeit, obwohl sie sich ih- 
rem ganzen Charakter nach nicht 
unbegrenzt ausdehnen 
kann. 

‚Aber es wäre auch nicht loyal von 
unserer Selte aus, der Regierung eini- 
‚ge Sorgen und Ängste unsererseits zu 
verbergen, die sich auf Dinge dezie- 
'hen, die unseres Erachtens nach fun- 
damental sind für den Wiederaufbau, 
wie die Junta ihn dem Land vor 
schlägt ... Wir sind davon überzeugt, 
daß, die völlige Inaktivität der demo- 


‚Arbeiterkampf Nr. 49/Sept. 1974 


kratischen Sektoren die geheimen 
Aktionen der marxistl: 
schen Gruppen 
Ste 1. Ohne die Orleniie 
‚potlilschen Führerist unsere Na 
sis allen möglichen Ar 
ten von meinungen, Täu- 
schungen und Inylit 
rungen ausgesetzi.. "(Aus 
züge aus dem auch „Chlie- 
Nachrichten“ Nr. 18) In den Ge 
spräcnsprotokollen (ebendort) heißt 
es noch einmal ganz deutlich: „Wir 
(gemeint sind Aylwin und sein Stell- 
Vertreter) stellten Ihm (Junta-Schläch- 
ter Bonılla) das Probiem der gehe 
‚men Aktionen der KP und der für die 
Untergrundarbeit vorberelieten Grup- 
’pen dar. Wir erklären ihm: ‚Wenn wir 
unsere Arbeiter nicht politisch orlen- 
tieren können, bleiben diese irgend» 
welcnen marxistischen Aktivisten 
ausgeliefert, die ihnen Ihre eigene 
Version aufschwatzen können und 
sie damlı zu Aktionen und Orientie- 
rungen gegen die Junta bewegen‘ 
Dies Argument kommt bei ıhm an. 
Dgurı uns, daß wir un berahigen 
sollten und daß es in kurzer Zeit 
möglich sein werde, das Mißtrauen 
zu uns zu überwinden ..." 

Die Gespräche fanden Anfang des 
Jahres statt, Anscheinend konnten 
sich jedoch bisher gegenüber den Be- 
fürwortern der alsbaldigen kontrol- 
lierten Ablösung die “ Fa- 
schisten durchsetzen; dies allerdings 
nur durch eine ungeheure Verstär- 
kung des Terrors in den letzten Mo- 
nasen, die an die Politiker der „ver- 
brannten Erde“ der deutschen Fa- 
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demokratischen Freiheiten und das 
Recht, um ihre wirtschaftliche Exi- 
stenz zu kämpfen, entzogen. 15% der 
Arbeiter sind aus ihren Betrieben 
rausgeschmissen worden; im öffentl- 
Chen Dienst wurde jeder fünfte Ange- 
stellte entlassen; Schulen und Univer- 
sitäten wurden teilweise geschlossen, 
‚nachdem die Militärs alle diejenige: 
rausgeschmissen hatten, die sozialisti- 
„_ scher Ideen oder auch nur antifaschi- 


‚heute über 700 % und 
lückwirkungen bis in die 
der herrschenden Klasse 


Der 
‚Ausmaß die Existenzmöglich- 
‚geraubt worden, daß zunehmend 
die Kleinbourgeoisie und Teile 
(er nationalen Bourgeoisie um Ihre 
Existenz zu fürchten . 
Se nichts mehr verkaufen können, 
Dadurch hat die Junta selbst mehr 
und mehr ihre soziale Basis ruiniert, 
die am 11. September letzten Jahres 
noch die „Befreiung des Landes vom 
marxistischen Bazillus” bejubeite und 
mit Sekt begoß. Nur das imperialist- 
sche Monopolkapital, das in Chile 
nicht direkt für den Konsum der Mas- 
en Produziert, hat die Zeche des 
Putsches eingetrieben — und der Im- 
perialiımus nimmt auf allen Ebenen 
durch seine faschistischen Statthalter 
wülende Rache, warnt auch seine ei- 
m Vasallen in Chile, daß sie bei 
trafe ihrer eigenen Vernichtung nie 
wieder abtrünnig werden. Aber der 
Imperialismus wird die nationale chi- 
Nenische Bourgeoisie und die Klein- 
bourgeoisie auch nicht völlig vernich- 
ten, da er sie selbst als Stützen seiner 
Herrschaft braucht, wenn er das Land 
nicht ganz mit seinen eigenen Staats- 
Orlandn und seinen eigenen Truppen 
überziehen will. Deswegen sinnt er 
bereits darauf, eine neue „Wende“ 
in Chile herbeizuführen, die ihm die 
Früchte des Putsches vom letzten 
Jahr erhält, und gleichzeitig, nachdem 
nun die größte Schmutzarbeit, erle- 
‚digt ist, einige „unerfreuliche“ Ne- 
"benwirkungen abglättet und die Wirt- 
schaft wieder stabiler, macht (um 
einen noch „stabileren“ Profit abzu- 
werfen, versteht sich!); 

Diese „Wende“ scheint dem Im- 
perialismus auch deswegen notwen- 
dig zu werden, weil der chilenische 
Putsch seines ungeheuren Aus. 


maßes an Brutalität eine breite Em- 
ıng in der Welt rufen 
ıt und die bluttriefenden Schläch- 


terhände von Pinochet auf Dauer den 
Handlungsapielraum des Imperialis- 
mus für ungestörte und Öffentliche 
„Wirtschaftsbeziehungen“ _ einengen 
Würden, 

Das ist die gleiche Entwicklung 
wie in Portugal und Griechenland, 
‚die sich jetzt auch im Spanien ab- 
lösung 


traditionellen bürger- 
Parteien, vor allem 
stützen kann 


Das „Deutsche Ärzteblatt“, offi- 
zielles Organ der Bundesärzte- 
kammer, in der alle Ärzte Zwangs- 
mitglieder sind, ist ein wild anti- 
kommunistisches Hetzblatt. In 
unendlicher Folge erscheinen Ar- 
tikel, in denen die Sozialisierung 
der Medizin als das Ende der 
„Freiheit von Arzt und Patient“ 
nd damit als das Ende aller Frei- 
heit schlechthin dargestellt wird. 

‚An den folgenden Zitaten so 
gezeigt werden, wie das „Deut- 
sche Ärzteblatt” seine Spalten 
auch für offen faschistische Le- 
serbriefe zur Verfügung stellt. Das 
Ärzteblatt bringt die zwei Leser- 
briefe mit folgendem redaktionek 
kon Vorspann: „„Zu der ‚Blütenle- 
se’ in Heft 49/1973 mit dem Ti- 
tel ‚Plato über Chile‘ sind auch 
Zuschriften eingegangen, aus de- 
nen eine andere Beurteilung des 
‚Kollegen Allende' und der Vor 
ginge in Chile sichtbar wird.” 
Die Anführungsstriche bei ‚Kolle- 
se Allende‘ zeigen, daß sich die 
„Ärzteblatt“-Redakteure auf die 
Seite der faschistischen, „Kolle- 
gen“ stellen. 


Der_wahre Allende 


In seiner Regierungszeit hetzte 
er ständig gegen Ärzte und die 
Chilenische Ärztekammer. Im Au- 
vergangenen Jahres - einen 
ionat vor dem Putsch — ver- 
sammelte sich die Ärztekammer 
Chiles und forderte Allende in 
einem Offenen Brief auf, an das 
Wohl des Landes zu denken und 
abzudanken: die einzige Mög- 
lichkeit, einen Bruderkrieg und 
eine Zerstörung des Landes zu 
vermeiden. Allende aber — sta 
Antwort zu geben - rüstete w 
ter seine Genossen mit Waffen 
aus Cuba und Ostblockländern 
auf. Er selber ließ sich zum 
Partisanenkämpfer ausbilden. 
Sein Ergeiz hinderte ihn daran 
zurückzutreten, nicht die Liebe 
zu den Armen. 

Allende wird nicht als Heroe 
und nicht als Märtyrer in die Ge- 
schichte eingehen. Allende wi 
kein Kämpfer und kein Idealist 
wie Che Guevara und Castro, 
er liebte den luxuriösen Wohl“ 
stand. Erführte ein Doppelleben 
stand. Er führte ein Doppelleben 
nd erinnert in vielen Punkten 
an Hitler. Er wußte um mehrere 
100.000 Chilenen, die auf den 
Listen der zu Ermordenden für 
den Plan „Z" standen. Das alles 
wäre herausgekommen, wenn er 
sich ergeben hätte. Er mußte sich, 
erschießen. 

Dr. Ziegler 

427 Dossten | 

Postfach 580 

(St-Elisabeth-Hospital ) 

lan Z" ist eine Erfin- 

Faschisten, mit dem 

‚der Putsch gerecht- 

t werden sollte. Mit dem 

tan 2" soll die 

* Weltöffentlichkeit darüber , ze: 
täuscht werden, daß der Laschlat- 
che Putsch und die Liquldie 


und sorgfältig mit der tatkräftigen 
Unterstützung der Spezialisten 
des CIA vorausgeplant war). 


‚Grauen des Bolschewismus 


Allende war ein Bolschewik oder 
ein bolschewisierender Intellek- 
tueller, was noch schlimmer ist. 
Dazu ein guter Freund von Herrn 
Castro, mitten in der Vorberei- 
tung das chilenische Volk den 
Sowjets auszuliefern. Was das be- 
deuten würde, müssen wir heute 
in Deuschland ganz. besonders 
jeutlich, spüren. Und wir, 
Flüchtlinge aus dem Osten (ich 
selbst bin in Petersburg geboren) 
haben das alles in eigenem Er". 
leben kennengelernt. Das anti 
bolschewistisch denkende Militä 
war schneller als Herr Allond 
und, hat ihn und seine engeren 
Gesinnungsgenossen im schner 
digen Zugriff an die Wand ge- 
stellt. So ist das chilenische Volk 
vor dem Grauen des Bolschewis- 
mus gerettet. 

'NATO-Länder vor allem aber 
Deutschland befinden sich zur 
Zeit in der gleichen tragischen 
Situation wie Chile vor seiner 
Sanierung durch Junta. Mit 


einem 
schied 

durch die Nachbarschaft des 
‚Ostens gebunden. 


Prof, Dr. med. habil 
Felix v. Bormann 
635 Bad Nauheim 
Postfach 12 80 

„Wie schade!“, hört man 
förmlich den Seufzer des Vertre- 
ters „unserer alten Soldatengene- 
ration“, der lieber heute als mor- 

'n unsere Gesellschaft nach dem 

/orbild von Pinochet und Co 
„sanieren“ wollte, wenn er nur 
könnte, 

Die Deutsche Ärktekammer 
stellt sich nicht nur durch Worte 
auf die Seite dieser Faschiste: 
indem sie diese Leserbriefe mi 


wohlwollendem Vorspann ab- 
druckt, sondern sie unterstützt 
den Terror der chilenischen Fa- 


Um das Verbrecherische die- 
ser unterlassenen lilfeleistung 
klarzumachen, wollen wir Zu 
nächst kurz auf die Entwicklung 
im chilenischen Gesundheitswe- 
sen eingehen. 

Unter der Regierung der Unk 
dad Popular wurde die Gesund- 
heitsversörgung. der Armen Chi- 
ken entscheidend verbssert 


Alle Kinder bekamen tglich 
1/2 Liter Milch, zum ersten 
aupt für die Un- 


rung, der Eiweißmangel, 


alle wurde verkündet - zuvor 


hatten Hunderttausende von Bau- 
ern und Slumbewohnern noch 
nie einen Arzt gesehen! — und 
auch in die Tat umgesetzt: Auf 
dem Land und in den Vorstädten 
der Wellblechbütten wurden Am- 
bulatorien eingerichtet, in denen 
sich auch Unversicherte kostenlos 
behandeln lassen konnten. Diese 
Ambulatorien wurden überwie- 
pen vom fretwligen Ärzten und 
‚western betrieben, Die wen- 
ger sozial denkende übrige Ärzte- 
schaft wurde gezwungen, sich 
stärker als bisher an der Versor- 
der armen Bevölkerung zu 


Privatpatienten zu „ 
war für die Mehrheit der Ärzte 
Anlaß genug, die Unidad-Popular- 
Regierung aufs schärfste zu be- 
kämpfen: 

Die Mehrheit der Ärzte betei- 
ligte sich an einem Behandlungs 
boykott der armen Patienten, 
um — im Verein mit dem Boy- 
kott der Fuhrunternehmer — das 
totale Chaos als Basis für den 
Putsch vorzubereiten. 

Eine Minderheit der Ärzte 
widersetzte sich dem Terror ge- 
gen die Massen und verstärkte 
Arbeit unter den Ärmsten. 

Diese Minderheit demokrati- 
scher und sozialistischer Ärzte 
wurde noch während der Regie- 
rung Allende von der chilenischen 
Ärztekammer auf Schwarzen Li 
sten registriert. 

Die Listen dienten nach dem 
Putsch dazu, diese Ärzte aufzu- 
spüren und einzusperren. 

Auch heute noch, ein Jahr 
nach dem blutigen Putsch, sind 
Hunderte von Angehörigen des. 
Gesundheitsdienstes in Gefäng- 
nissen und KZ's eingesperrt, Sie 
teilen die Leiden der noch Tau- 
sende zählenden übrigen politi- 
schen Gefangenen, von denen 
nur wenige Aussichten haben, mit 
dem Leben davonzukommen: 
Hinrichtungen und Folterungen, 
ausgeführt unter der Anleitung 
brasilianischer und ehemals deut- 
scher Folterspezialisten sind an 
der Tagesordnung. Viele sterben 
einen „wissenschaftlichen” Hun- 
griodi ge, bekooımen yon 

‚alorien, aber keine Vitamine, 


Im Februar verschickten for 
schrittliche deutsche Ärzte eine 
‚Liste mit den Namen der von der 
Militärjunta verfolgten, ausgewie- 
senen und ermordeten Angehöri- 
gen des chilenischen Gesundheit 
ienstes. 

Sie forderten die Bun. 
kammer auf, _ diese 
„Deutschen Ärzteblatt” 
Öffentlichen und ihren internat‘ 
nalen Einfluß einzusetzen, um 


den chilenischen Kollegen zu bel- 
fen und den Folterungen und 
Morden ein Ende zu setzen. 
Am 1.4.74 antwortete die 
„Der Vor- 


der Lage, Ih- 

Das Ärzteblatt hat also Plat 
für zwei faschistische Leserbriefe, 
die mehr als eine Seite einneh. 
men, und lehnt es ab, eine Liste 
der Öpfer der faschistischen Mili- 
tärjunta abzudrucken und sich, 
für sie einzusetzen. 


teorganisationen 
ernten stattfand, beweist 

ten die Reaktion der Ärz- 
teschaft auf das 1949 erschiene- 
‚ne Buch „Medizin ohne Mensch- 
lichkeit”. Darin hatte Dr. A. Mit- 
scherlich Dokumente über „wis 
‚senschaftliche" medizinische Ver- 
‚suche an KZ-Häftlingen und über 
ie Beteiligung von Ärzten am 
‚Euthanasie”- mm und an 


„Es war schon seltsam, daß 
keiner der damals prominenten 
Artze Deutschlands sich. bereit 
fand, seine Zeit für diese qualvok- 
le Unterrichtung über das zu op- 
fern, was gerade noch unter dem 


Deckmantel der Eugenik oder an- 
derer ärztlicher Forschung un- 
menschliche Wirklichkeit war. ... 

Die Anschuldigungen gegen 
uns (Mitscherlich und den Mitau- 
tor F. Mielke) nahmen schließlich 
ein groteskes Ausmaß an, und 
man konnte in der Folge manch 
mal glauben, wir hätten alles wur 
hier verzeichnet ist, erfunden, 
um unseren ehrwürdigen Stand 
zu erniedrigen. ... 10.000 Exem- 


Piare an die Arbeitzge- 
Meinschafi der Weutdeutichen 
Ärztekammern zur 


Verteilung 
an die Ärzteschaft. Im Gegensatz 
zum „Diktat der Menschenver- 
achtung“ (Ein Vorläufer, dieses 
Buches) blieb jetzt die Wirkung 
völlig aus. Nahezu nirgends wur- 
de das Buch bekannt, keine Re: 
'zensionen, keine Zw aus 
dem Leserkreis. Unter den Men- 
schen, mit denen wir in den 
‚nächsten achn Jahren ausimmen- 
wafen, keiner, der das Buch 
kannte. Es war und blieb ein Rär- 
sel — ala ob das Buch nie erschie- 
nen wäre. Nur von einer Stelle 
wien wir, daß Ihr das Buch vor 
lag: dem Weltärstebund, der, we- 
senilich auf unsere Dokuments 
ton gestützt, in hm einen Bewei 
erblickıe, dafı die deutsche Ärzte“ 
schaft von den Breignissen der 
werbrecherischen Diktatur a 
rückt sei und se wieder als Mir 
‚lied aufnahm.“ 

Bei einer wichen „Bewältigung 
der, Versangenheit it ss kein 


ng 
der chilenischen Linken lange 


‚Arbeiterkampf Nr. 49/Sopt. 1974 
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schisten Ende 1944/Anfang 1945 
erinnert. An de chen wird 
nische Wide Wird und 


‚die Imperialisten über kurz oder lang 
zu einer taktischen Umorientierung 
im Sinne einer Scheindemokrati- 


AUS PR 


sierung schon deswegen gezwungen 
und, weil se auf den Einfluß Bürger 
licher Ideologie und Politik auf die 
Massen nicht verzichten können. 

Das Hauptaugenmerk des chileni- 
schen Widerstandes ist heute noch 
darauf gerichtet, seine Kräfte zu re- 
organisieren, die Lücken, die der fa- 
schustische Terror in seine Reıhen 
‚gerissen hat, wieder aufzufüllen und 
nach einem geschlossenen Weg zum 
‚Sturz der Junta und der gesamten 


Impenalistischen Herrschaft zu. su- 
chen. Unmittelbar nach dem Putsch 
vom 11. September wurde auch mit 
den Bemühungen begonnen, eine ein- 

'he Kampffront zwischen den 
Parteien der zerschlagenen Uni 
Popular sowie dem MIR und ws 
ten Kräften zu suchen. Dies Ist je- 
‚doch, trotz einiger Fortschritte, auf- 


grund der weiterbestehenden tief- 
greifenden Differenzen zwischen den 
verschiedenen Organisationen bislang 
nicht im erhofften Maße gelungen. 
Der MIR stellte in seiner Erkläru: 
vom Mai dieses Jahres fest, 
„moch keine grundsätzliche Koordi- 
nierung in Hinsicht auf den Aufbau 
einer politischen Front des Wider 
stands erreicht werden” konnte. Der 
MIR ist nach Angaben von unter- 
schiedlicher Seite die unter den 


Schlägen des Faschismus am meisten 
intakt gebliebene Organisation, weil 
se polltisch wıe organisatorisch auf 
diese Situation vorbereitet war. Die 
Bestätigung ihrer Analyse und ihrer 
Auffassungen durch die tragischen 
Ereignisse hat wesentlich dazu ber 


feinen, dub Tele der ehemalgen 
inidad Popular, wie vor allem der 
MAPU, selbstkritisch die Fehler des 


Reformismus korrigiert haben und 
heute ihrerseits den gemeinsamen 
Kampf zum revolutionären 
Sturz des Faschismus betonen und in 
dieser Richtung arbeiten. 


Andererseits hat namentlich die 
revisionistische „KP“ Chiles ihre Ver- 
leumdungen über den MIR, daß er 
„den Putschisten In die Hände gear- 
Beitet" hätte, una die uneinsichtige 
Rechtfertgung und, Beschönigung 
der Polltık der Allende-Regerung 
nicht aufgegeben. Ja, mehr noch: 
von Seiten der revisionistischen Füh- 
rer werden heute die Arbeiter- und 
Bauernmassen Chiles in arrogantester 
Manier angepöbelt, daß sie die Schuld 
am faschistischen Putsch tragen wür- 
den! So schrieb z.B. Rene Castillo, 
Mitglied der „KP“-Leitung, in ginem 
Brief aus Chile an eine internationale 
theoretische Zeitung der Revisoni- 
sten, daß „die Mehrheit der Bevölke- 
rung nicht bereit war, die legitime 
‚Regierung zu verteidigen", Weiterhin 
leugnen die Revisionistenführer selbst 
unter der Wirklichkeit brtaater Ter 
rorschläge des Faschismus, ve 
Iusion des „friedlichen Übergangs” 
zum Sozialismus widerlegt ist; strei- 
ten weiterhin die unausweichliche 
Notwendigkeit des bewaffneten Stur- 
zes des Faschismus ab und-gehen so- 
ar soweit zu behaupten, daß cs 
selbst für ie Diskussion. der 
Frage des bewaffneten Kampfes in 
Cnile ne ute immer „noch zu 
früh” sei (so. das Politbüromitglied 


Auch der westdeutsche Imperialismus 
hat seine Finger im Spiel 


Auch der westdeutsche Impe- 
rialismus hatte seine Finger im 
Spiel, als der Sturz der Allende- 
Regierung vorbereitet wurde 

er ist ebenso einer derjeni- 
en, der heute mit der faschisti 


‚schismus profitiert. 

'@So kontrollierte deutsches Ka- 
ital bereits 1890 18 %der chi- 
nischen Salpelerproduktion, 

1910 20 %. Beı Ausbruch di 
ersien imperialistischen Raub- 
Äriees 1914 war Deutschland 
bereits der zweitgrößte Handels- 
„Pärtner” Chiles. Damals wurde 
die chilenische Armee durch 
preußische Generäle ausgebildet. 
Zu Spottpreisen erwarben deut- 
sche Großgrundbesitzer riesige 
Grundstücke in Chile, die der 
Urbevölkerung, den Araucanern, 
in blutigen Kaubkriegen abge 
nommen worden waren. Diese 
Aktion legte den Grundstein 
für die deutsche Kolonie in 
Chile, die zu der Kaste der pri 
Vleglertesten _Großgrundbesit 
zer aufstieg, die mit unterbezahl 
ter Lohnarbeit die Mapuche-In. 
dianer und armen Mestizen auf 
ihren großflächigen Gütern im 
Süden Cniles auspreßten 

Das N$-Regime unterhielt zu 
ueser deutschen Großgrundbe 
Sitzerkaste die besten Beziehun- 
den und tat alle, um die wirt 
aftlichen Beziehungen zu 

(Chile auszubauen und den Auf, 
bau faschistischer Organisatio- 
nen in Chile zu ermöglichen. Das 
sind übrigens die „traditionell 

en Bezichungen” zwischen 

jestdeutschland und Chile, de 
ven sich die CDU/CSU-Führer 

‚ebenso wie dann die SPD/FDP- 

Regen röhmten! 

Auch heute noch zählt die 
deutsche Kolonie zur herrschen 
den Klasse des Landes. Sie ver 
körpert dem ‚ditionell reak- 
tionär faschistischen Flügel der 
chlienischen _Agrarbourgeolsie 
Und war un den“ kontertevol 
onaren Plänen nicht unbeter 
ligt. In der Köonterrevolution 
kamen auch zig Alt-Nazis 
zum Zug, die nach 1945 bei 
Ihren Freunden der deutschen 
Kolonie in Chile Unterschlupf 
gefunden hatten 
schon während des Präsident 
schaftswahlkampfes 1970 hatte 
die CDU/CSU (ebenso wie die 
italienische DC) der chilenischen 
Christdemokratie mit kräftigen 
Finanaspritzen beigestanden, um 
einen Sieg der Unidad Popular 
zu verhindern 
© Die SPD-Regierung wurde über 
ihren Botschafter Lahn und an- 
‚dere Kanäle mehrfach tätig, um 
die Allen togierung von der 
Verstastlichung von Betrieben, 
in denen wenideutsches Kapital 


investiert war, abzuhalten oder 
von Arbeitern selbständig über- 
'nommene Betriebe zurückzufor- 
den (zur UP-Zeit waren 260 
Mio DM westdeutsches Kapital 
in Chile investiert; die BRD ist 
nach, den USA der zweitgrößte 
Handels, partner" Chiles un 
mit 30 % Hauptabnehmer des 
Chilenischen Kupfers, was natür- 
lich ein erhebiic Dressur 
mittel tet). So erpreßte 
die SPD-Regierung beispielswei- 
se die Reprivatısierung der zum 
Preussag-Konzem gehörigen 
Lackfabrik Ceresita S.A, — die 
im übrigen die niedrigsten Löhne 
der Branche gezahlt hat, was ei 
ner der Gründe war, daß der 
„staatliche Interventor” Chiks. 
uf Druck der dort beschäftig- 
ten Arbeiter zur Verstaatlichung 
geschnitten war. 

© Gigichfalls hatte die SPD-Re 
gierung der Allende-Regierung 
Verschiedene Kredite gesperrt 
und auch Verhandlungen über 
die Stundung der Auslandsschuk- 
den Chiles an die BRD abge- 
lehnt — der faschistischen Junta 
jedoch haben diese sauberen 
Sozialdemokraten jetzt die Rück: 
Zahlung von Krediten und Zin 
sen ın Höhe von 100 Millionen 
DM gestundet! Eine mit der 
Allende-Regerung vereinbarte 
Lieferung Getreide (die das Volk 
nötig gebraucht hätte), wurde 
bis zum Putsch verzögert, dann 
aber den Faschisten prompt ge 
liefert 

© Ebenso wie die US-Regierung 
hat auch die westdeutsche Re 
gierung bei der Ausstattung des 
Chilenischen Militars mitgehok- 
fen. In der Zeit vom November 
1970 bis zum September 1973 
sind 840 Schnellfeuergewehrt 
500 Maschinengewehre, 117 M 
schinenpistolen. sowie 741.000 
Gewehrpatronen von der BRD 
an die chilenische Armee galle- 
fert worden — Waffen, mit de 
nen später chileninche Arbeiter, 
Bauern und Studenten ermordet 
wurden. Es ist wohl auch deut 
lich genug und bedarf keiner zu 
sätzlichen Erklärung, wenn er 
nerseits Wirtschaftskredite ge 
drosselt werden und anderer- 
woits die niemals unter Kontrolle 
der Unidad Popular gowesene 
chilenische Armee Walfenliofe. 
rungen erhält 

@ Eine sehr deutliche Sprache 
zeigte auch der bekanntgewor 
dene interne Brief der westdeut- 
schen Hoechst-Nied 
Chile am die Frankfu 
zenleitung. wo es u 
nach dem 11. September 
Jahren) heißt: „Der so lange er 
wertete (!) Eingriff der Militärs 
hat endlich stattgefunden... Wir 
Hind der Ansicht, daß das Vor 


‚sehen des Militärs und der Poli- 
zei_ nicht intelligenter geplant 
und koordiniert werden konnte 
und daß es sich um eine Aktıon 
handelte, die bis ins letzte Detail 
vorbereitet, war und glänzend 
ausgeführt” wurde... Chile wird 
in Zukunft ein fir Hoechster 
Produkte zunehmend ınteressan- 
ter Markt sein. 

@Daß der westdeutsche Kapital- 
strom, wenn auch im einzelnen 
öffentlich nicht bekannt, seit 
dem 11. September leizten 
Jahres wieder verstärkt nach 
‚Chile geht, machte auch eine 
Notiz des „Handelsblatt vom 
10. Aprıl deutlich: „.auch aus 
der Bundesregierung werden 
Bankvertreter erwartet...” 
@Deutsche Mord- und Folterex- 
perten stehen im Dienst der chi 
lenischen Militärjunta. So z.B, 
Christian Ackerknecht, der Mi- 
itärbefehlshaber der Bergbau- 
provinz Higgins ist und der vor 
vier Jahren (obwohl er seit sei 
ner Geburt in Chile lebt) noch 
einen Kursus an der Führungs 
akademie der Bundeswehr in 
Hamburg-Blankenese und, bei 
der 14. Panzerbrigade in Kob- 
lenz. absolvierte. Ein anderer ist 
2.B, Walter, Julius Rauff; ehe 
mals einer der engsten Mitarbei 
ter Adolf Eichmanns während 
des Nazi-Faschismus und direkt 
an Massenmorden in den dama- 
ligen Konzentrationslagem be- 
teiligt — heute Folterchef der 
chilenischen Gestapo DINA 
Solche Leute werden sicher auch 
ihre Verbindungen zur Bundes 
republik nicht ganz abgebrochen 
haben 

Westdeutsche _ Verfasungs- 
schützagenten haben in Chile 
politische Flüchtlinge verhört 
he über eine Einreiseerlaubnis 
‚in die Bundesrepublik entschie- 
den wurde. Nach Aussagen meh- 
rerer Fiöchtlinge war an den In 
formationen der westdeutschen 
VS-Agenten deut! 


@Erst küralich wurde eın Doku- 
ment enthüllt, woraus hervor 
geht, daß einige in Chile einge- 
seizie ClA-Agenten auf wer 
deutschem Boden ihre „Spezial 
ausbildung” dafür in har 
ben: in Bad Tölz, ın der Flint 
‚Kaserne der 10, Special Forces 
‚der US-Armee (min 


men 4 
darüber 
miert gewesen sind. Die Bunder- 
regerung hat zu dieser Enthük 
hung bislang noch keine Stellung 
‚nahme abgegeben 


Die „Chite-Nachrichten” enthül- 
ten kürzlich eın Dokument, das 
beweist, daß der US-Geheim- 
dienst CIA Spezialagenten für den 
chilenischen Militärputsch in 
Westdeutschland ausgebildet hat: 
und zwar im bayrischen Bad Tölz, 
in der Flint-Kaserne, wo die 10. 
Specıul Forces Group der US-Ar- 
mee stationiert ist. 

Es ıst wohl anzunehmen, daß 
westdeutsche Behörden ım Rah- 
men des NATO-Bündnisses zu- 
mindest über derartige Tatsachen 
informiert sind, da sie sich auf 
westdeutschem Boden abspielen. 
Bislang liegt jedoch von keiner 
Regierungsstelle irgendeine Stel- 
Jungnanme dazu vor. 

Dokument hat in der 
Übersetzung folgenden Wortlaut 

Ministerlum für die Armee. 
Hauptquartier der US-Streitkräf- 
te, Distrikt Südbayern, APO 
09178 AEZAU/SF, US-Army, 
zentrales Finanz- und Buchhal 
hungs-Büro, eur.zu Händen Zivili- 
stenentlohnung, 69, Heidelbergl. 


Im bezug auf die Befehle, die 
dem regionalen Kommando der 
‚Special Forces ausgegeben wur 
‚m, erbitte ich die Überweisun, 
an die US-Streitkräfte SUPDIST. 
‚Sid-Bayern-Kommando, ABO 
99178; Zahlungen an Sold fr 
sechs Monate bis 30. Oktober 72, 
ıhldar in chilenischen Escudos, 
an ‚Charles D.Bing-Dons 
(072226943) und an George D. 
Dartıng (444385207) von meiner 
Einhelt, die beide von meiner 
Einheit sind und eine Spezialaus- 
bildung erhalien haben sowie in 
Kürze eingesetzt werden. Ich füge 
Ähre Lochkarten bei. Die für die 
Spezialausbildung aufgebrachte 
Zeut sowie die Angaben auf den 
Lochkarten sollen überall als Fe- 
rien aeklariert erscheinen, um die 
Geheimhaltung zu gewährteisten. 
Die Zahlung in chilenischen Es- 
cudos soll gemäß den Besum- 
mungen über höchste Geheimhal- 
fung behandelt werden. 
ZL. Me Bennet, 1 LT, AGC 
Adjutanı, Tel. 4088/8395.  * 


‚der „KP“ Chiles, V. Teitelboim). Die 
Strategie der „‚KP“ Chiles geht day 
gen ur die Richtung, daß sch Sie 
Gexamtheit (1) der Chrisndemokritie 
in den antifaschistischen Widerstand 
integriert“ — die chilenischen Revisi- 
onisten sich also in genau dem Au- 
‚genblick, wo der Imperialismus selbst 
auf eine Wiedereinsetzung der Christ- 
demokratie in die Regierung hin- 
orientiert, zum Hilfssheriff dieses 
Manövers machen, statt die chlleni- 
schen Arbeiter und Bauern auf den 
Sturz der Junta von unten zu 
orientieren und sie dafür zu organi- 
deren, we mr ‚dieser Sturz der 
Junta mit dem Sturz der gesamten 
imperialistischen Herrschaft (und 
nicht nur einer seiner Regierungsfor- 
men) verbunden werden kann — weil 
‚die Arbeiterklasse dem Im ılismus 
nur den Kampf für den Sozialismus 
und nicht den Kampf für eine neue 
bürgerliche Demokratie wirk- 
sam ent ‚nsetzen kann. Daß die 
Revisic ten zur Durchsetzung ihrer 
a (und ae 
fechtsopportunistischer gewordenen) 
Politik nicht einmal mehr vor der 
‚offenen Spaltung der Widerstand» 
kräfte und der offenen Sabotage an 


ihrem Kampf zus sen, zeigt 
die Tatsache, daß die oben wiederge- 
‚dene „Orien in einem von 


„Orientierung“ 
ien Revisionisten unter dem Namen 
der „Unidad Popular" veröffentlich- 
ten Dokument enthalten ist, das meh- 
rere andere Parteien der ehemaligen 
Unidad Popular aber gar nicht mit- 
unterzeichnet haben, sondern bei des- 
sen, Erörterung ihre, Nichtüberein- 
stimmung mit wesentlichen n 
der Dokkments erklärt haben, Die 
MAPU z.B. hat sofort Öffentlich 
Een, Js paterche Vorgehen 
evisionisten unter dem Namen „UP“ 
Stellung bezogen! 

(In der „Erklärung“ heißt es z.B. 
zur Christäemokratie: 

„Vom politischen Standpunkt ist 
die” immer aktivere Teilnahme der 
Chrutdemokratie am antifaschisti- 
schen Kampf unbedingt notwendig 
Wir wünachen, daß sich die G e 
samthelt der Christdemokratie 
in den Widersiand und in die antifa- 
schistische Front integriert.” Warum 
eigentlich nicht auch die Generäle? ) 

Wir meinen, daß nur der Weg zu 
inem tatsächlichen Sieg über den 
'aschlmus führen kann, den der 
MIR in seiner Erklärung vom Mai "74 
noch einmal so angegeben hat: 

"u ;. Kampf um die proletarische 
Revolution und um die Erringu 
einer revolutionären Arbeiter. un 
Bauernregierung in Chile, die die 
einzige sein wird, die der Arbeiter 
klasse und dem Volk die Erringung 
seiner wahrhaften Befreiung erlau 
ben wird. Wir wissen, daß die Gorille- 
diktatur michi allein durch sich selbtt, 
ats Opfer ihrer internen Widersprücne 
und ‚Schwierigkelien fallen wırd. Die 
Gorfiladiktatur wird vernichtet wer 
den müssen. Die Bewegung des Volks 
widerstandi wird in ihrer Entwick 
lung des revolutionäre Volksheer 
schaffen müssen, das einzige, das fü 
hug ist, dem Goriliaheer zu begegnen 
und es zu vernichten dureh einen 
lang dauernden Volkskrieg, der nur 
Sinn haben wırd, wenn «7 geiragen 
wird von einer mächtigen Massenbe 
wegung auf dem Land und in der 
Stadt, im Einverständnis mit den de 
honderen Charakteristika, die die öko 
'nomische, soziale und politische Ent- 
wicklung in Chile aufweist 


Internationale Solidarität 


Der revolutionäre Widerstand in 
‚Chile, der Kampf des chilenischen 
‚gegen Faschismus und Impe- 
iordert die Arbeiterklame 
international zu uneingeschränkt 

muf. In viel 


Ländern fordern daher revolutionäre 
und andere linke Organisationen in 
den Tagen um aen Iı. September, 
den Jahrestag des faschistischen Put- 
sches, zum Besuch von Solidaritäts- 
veranstaltungen, Demonstrationen, 
‚Kundgebungen usw. auf. Der Kampf 
des chilenischen Volkes braucht so- 
wohl unser materiell ls auch unse 
re politische Unterstützus 
Bio Hamburger Gruppe des KB ruft 
zu einer Demonstration am 11.9. 
17.00 Uhr Landungsbrücken auf. 
Für Freitag, den 13.9. ist im Audimax 
eine  Chile-Solidaritätsveranstaltung, 
vorgesehen. 
Pink er win 
Politische Unterstützung heißt äa- 
bei nicat nur, daß wir Solidariäts- 
veranstaltungen machen una mög- 
lichst viele Menscnen dabei einzube- 
ziehen versuchen. Politische Unter- 
stützung heißt darüber hinaus, daß 
die Arbeiterklasse sich in allen Län- 
dern die Lehren der chilenischen Er- 
fahrung zu ihrer eigenen Erfah- 
rung macht, daß sie 


reiche schlacht, aber nocn kein 
wicht yadarta bee, ion Go Ar 
1 ve n, wenn 

beiterklamse einen re volutio- 
nären Weg beschreifet und wenn 
sie diesen Krieg international 
führt — auf der Ebene, wo ihn auch 
‚der Imperialismus führt. In Chile hat 
auch der westdeutsche Imj ismus 
seine Finger im Spiel und die west- 
deutsche Arbeiterklasse wird sowohl 
eine gewaltige Unterstützung für den 
Kampf des chilenischen Volkes als 
‚auch für ihren eigenen Kampf leisten, 
wenn sie diesen Imj iss „dm 
eigenen Haus“ schwächt und damit 
die internationale Krise des Imperin- 
lsmus einen Schritt weiter Ihrem 
endgültigen Ende entgegenbringt:dem 
‚Ende der imperialistischen Herrschaft 
selbst. In der BRD wie auch in ande- 
Ten westeuropälschen Ländern rüstet 
sich der Imperialismus wieder zu grö- 
Seren Auseinandersetzungen mil 
seiner „eigenen” Arbeiterklaue, ver- 
Schärft’sich die wirtschaftliche Aus- 
pressung der arbeitenden Bevölke- 
fung, verschlechtern sich ihre vozie- 
len Lebensumstände und nimmt die 
politische Rechtsentwicklung zu. Die 
Westdeutsche Bourgeoisie hat in den 
letzten Jahren den staatlichen Terror 
verstärkt (Kommunistenverfolgung 
Im ffentlichen Die 

sitze der Polizer 


spielsweise Ist diese Gefahr bereits 
schr weut entwi 
sche Arbeiterklasse hat 
letzten Zeit dagegen verstärkt den 
Kampf aufgenommen 

Was Clara Zetkin 1923 in bezug 


1 den internatior 
den italienischen 
it heute ebenso in bezug auf den 
Kampf gegen den 
ischlumus 


„Wenn es unsere Pflicht ist, Inter- 
tional an die Überwindung des Fa- 
schtemus ın Htalien unsere ganze Kraft 
zu setzen, so dürfen wir dabei nicht 
vergessen, daß die erfolgreichste 
Übkrwindungder Fehlen In dur 
dande zur Vorausserzung hat, daß 
wir auch den sich organisierenden 

Im unserem eigenen Lan- 
Macht bekämpfen und 


Komitees und der Frankfurter 
Ortsleitung des KB . 
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In der GIM-Zeitung „Was tun” 
vom 7.8.4 (Nr.57/38) wird 


lungen, die die gegenwärtigen 
Hauptaufgaben von internationa- 
stischen Demonstrationen ver- 


selbst - und die direkte 
Kopplung des erhofften „Presse- 
Echos” mit der Aufmerksamkeit 
es chilenischen Widerstands ge- 
genüber der internationalen Sol- 
daritätsbewegung. Zweifellos 
diese „Welterentwicklung” 
bisherigen  Standardarguments 
nicht ohne eine gewisse gebie- 
terische Genialität - wenngleich 
wir der GIM andererseits auch 
nicht den Vorwurf der Inkon- 
sequenz ganz ersparen können 
(vielleicht handelt es sich aber 
auch nur um ein bedauerliches 
Versehen bei der Endredaktion 
ihres Textes? ); Hätte es nicht 
logischer. heißen müssen, daß 
dieses „Echo in der nationalen 
und internationalen. Presse” 
deswegen „nicht unwichtig” ist, 
„wenn man weiß, wie aufmerk: 
am die chilenischen Genossen 
die internationale Soldaritätsbe 
wegung Über die natio- 
male und internati 
male Presse verfolgen”? ? 
Wir meinen, daß die GIM 
hier nicht aögern sollte, einen 
aufrechten Bekennermut zu zei 
gen - auch auf die Gefahr hin, 
daß sie sich damit den zu er- 
wartenden Pöbeleien irgendwel 
cher Haarspalter und Sophisten 
, die s0 oder so behaup- 
tan werden, daß in Chile doch 
ein faschlstisches Regim 
herrscht, wo das „Presse-Echo’ 
gen Chilenischen Widerstand gar 
nicht erreicht, sondern wo die 
hilenischen Genossen ihre 
formationen über die internatio- 
al Solldantätsbewegung 
über Illegale Verbindun, 
ins Ausland erhalten ( soweit 
Überhaupt). Unanfechtbare Ir- 
habenheit gegenüber derart klein 
lichen Einwendungen gehört 
doch eh zur wotzkistischen 


Tugend! 
Den großen  Fedensrich 
trotzkitischer Begabung und Er- 


habenheit spürt man dagen 
„Was tun” 
jorgeglaub- 

te (€ wieder be 

lebt wurden, als die Initiati 


im Prankfurt am 14.9. . ei 
Demo 


dinierten Chilewoche durchzu- 


meinsame Initistive der wert- 


Ist das 
Trotzkismus, an dem sich stun- 
denlang das Auge weiden kann? 


tive“ — und wer weiß, vielleicht 
findet sich ja bald wieder eine 
solch segensreiche „‚Initiative‘ 
Daß dies in der Tat die Poli- 
tik der GIM (und auch des KBW) 
in der Chile-Solidarität ist, das 
basteln wir nicht ausschließlich 
aus dem zitierten Artikel der 
„Was tun‘ heraus — sondern wir 
@rinnern daran, daß GIM (und 
ihre französische Schwester 
rouge) ebenso wie KBW bereits 
als es dar- 


‚gaben eines echten (und nicht 
ur oberflächigen) proletarischen 
Internationalismus einzuleiten, 
allerlei scheinheilige „Gründe“ 
erdachten, um dieser” Aufgabe 
suszuweichen. Wirme- 
nen die internationale Chile-Kon- 
ferenz vom April dieses Jahres 
ankfurt, die GIM und KBW 
durch hanebüchene „‚Argumen- 
16" zu torpedieren und diffamie- 
fen versuchten, und wo sie offi- 
ziell ihre Teilnahme verweiger- 
fen — inoffiziell dann aber (al 
„Vertreter von Chile-Komitees“ 

doch auftraten und ein großes 
Geschrei darüber erhoben, daß 
dort nur (!!) eine politische Au 
einandersetzung zwischen den 
verschiedenen Organisationen 
(über gemeinsam interessierende 
Fragen des Kampfes gegen Impe- 
ralismus und Faschismus!) statt- 
fand, und die Komitees zu kurz 
kämen (siche dazu unseren Be- 
ticht in UNSER WEG Nr. 23). 
Wahrhaft große „Internationali- 
sten“ haben wir hier vor uns, die, 
danach aur 


was „am chesten den Be- 
dürfnissen der Widerstandsbewe- 
ng in Chile entspricht‘“! Die 
stdeutsche Arbeiterklasse soll- 
unmißrer. 


(0 rechtzu 
lich 


heute um die Un- 
hres Kampfes 
seht — und zwar nic 

Ausland, sondern vor 
eigenen Land! 


Ein Genose des KB) 
Gruppe Frankfurt 


Westberlin 


Ä 


Wer verhindert die Aktionseinheit? 


HR 
ri 
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us 
habe, daß dem 
worden sei, daß der Weg des „fried- 


lichen ein Weg in die 
Sackgasse sei, daß der Faschismus nur 
ig zu z sei durch 


Mii der Ehrlichkeit des KBW in der 
politischen Auseinandersetzung war 
es noch nie weit her. Ein besonders 
Übles Beispiel seiner Verdrehungs- 
künste findet sich jetzt in einem 
Hamburger Flugblatt zur „Aktions- 
einheit” wegen Chile, Es heißt dort 

‚;EDenso appelieren wir an den 
KB'Nord (Arbeiterkampf) und die 
KPD (Rote Fahne), ihre bisherige 
Haltung zu überprüfen. Diese Organi- 
sationen lehnen die Plattform mit 
falschen Argumenten ab (gemeint 
ist die „Plattform“ westdeutscher 
Chile-Komitees, zu der in AK 47, 8. 
15, Stellung genommen wurde 
Anm. AK). Sie halten die Junia le 
diglich für eine Marionette der US- 
Imperialisten. Sie sehen nicht, de 
die Junta gerade von der chilenischen 
Kapitalistenklasse in den Sattel ge- 
'hoben wurde und bis heute gestützt 
wird. Dementsprechend wird von Ih 
'nen auch nicht der Kampf gegen die 
chilenische Bourgeoisie und der 80: 
zialismus, die Inbesitenahme der Pro 
duktionsmittel durch die Arbeiter- 
klasse und die Bauern anstelle der 
Kapitalisten und Grundherren als er- 
klärtes nächstes Ziel des Kampfes des 
chilenischen Volkes anerkannt. Sie 
versuchen, die Solidaritätsbewegung 
auf die Befretung des Landes vom 
US-Imperialismus festzulegen, wobei 
ein Bündnis der Arbeiter und Bauern 
mit ihren Schlächtern, der chileni- 
schen Kapitalistenklasse nicht ausge- 
schloasen wird ..." 


Wahr ist daran lediglich, daß wir 
den KBW kritisiert haben, der heute 
‚die Rolle des US-Imperiallmus beim 
faschistischen Putsch in Chile ver- 
und den Putsch für eine 
‚nd nationale Angelegen: 
erklärt, In diesem Z 
sei daran erinnert, di 
er Schmierer in der „K 
1.73 der Sowjetunlan vorwarf, 
‚rom eigentlichen Drahtzicher des 
Putsches abzulenken. Nicht umsonst 
wurde in der russischen (? 1) Pre 
Aoher Wert du kelegı, daß eine 
jereiligung der USA am Putsch nicht 
nachgewiesen werden könne.“ - Hier 
haben wir wieder ein Deisplol dafür, 
wie der KBW heute dies und mor- 


Schmierig, schmierig . 
Neue Lügen des KBW 
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t erwähnt wurden. Wir machten 


an 
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gen das sagt, wenn es ihm in den 
Kram paßt. 

Im Übrigen baut die Polemik des 
zitierten Flugblatts auf {reien Erfin- 
dungen auf. Das läßt sich leicht an 
Hand von AK 47 überprüfen, wo 
auf $. 15 die „Plattform” der Chile- 


mus die Rede. 
47 kritisiert. 

In der ‚Plattform‘ wird unter- 
schiedslos an „alle Parteien und pob; 
schen Organisationen“ der BRD 
appelliert, die ChileSolidarität zu 
unt also auch z.B. an die 
CDU/CSU. Das haben wir in AK 47 
kritisiert, 

‚Außerdem verdient cs angesichts 
der scheinradikalen Töne, die d 
KBW jetzt in seinem Namburger 
Flugblatt anschlägt, Erwähnung, daß 
in der gesamten " ‚Plattform‘ der 
Chile-Kömitees m it keinem 
Wo rt überhaupt von der chileni + 
schen Bourgeolsie und der Christde- 
mokratischen Partei Chilex die Rode 
ist, sondern immer nur von der Junta 

Wir haben ganz klar die ‚Platt- 
form der Chile-Komitees alı Aus- 
druck des Re chlsoppartu” 
nismus kritisiert; der KBW aber 
will offenbar in seiner Polemik gegen 
uns jetzt den gegenteiligen Kindruck 
‚erwecken. Hierbei kann er sich nur 
auf Lügen und Erfindungen stützen. 

Übrigens hat der KBW auf den 
zentralen. „Aktionseinheits“ Gesprs- 
chen in Frankfurt (27.1. = val. dazu 
Artikel in AK 48, 8. 3) erklärt, 
habe der ‚Mattform' der Chile-Ko- 
mitees nur „schwere zu- 

stiment. Außerdem hat die trotz- 
istische GIM (in einem Brief an die 
Westberliner Gruppe des KB) erklärt 
„Wir haben gegen den politischen In- 
halı des Aufrufs zur nationalen Ch 


as. haben wir in AK 


kisten die wesentlichen Träger der 
meisten Chile-Komitees sind, ist die 
Frage angebracht, wer denn nun 
sigentlich für die opportunist 
Mängel der „Plattform vorn 
lich Int 9} 
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KBW vermittelt 
Kleinkredite 


Kam) ur 
tät mit dem c hen Volk 
zu diskutieren. 


Ä 


if 
| 
Hi 


h 
IE 


H 
| 


zent 
furt) doch kaum ein Mittel sei, 
um 


Diese Meldung fand ich in der 
„Süddeutschen Zeitung” vom 
{4.8.74. Einen Tag zuvor brachte 


dieselbe Zeitun, 
Artikel unter 
„Der starke Mann mit neuem 
Gewicht” über Genscher, in dem 
seine Rolle ala früherer Innenmi- 
nister gepriesen wird. „Genscher 
schwang sich zu einem loiden- 
schaftlichen Verteidiger des 
Rechtsstaates auf”, meint die 
Zeitung. Und über seinen ne 
Job im Dienste der westdeut- 
schen Kapitalistenklasse: „Ohne 
viel Aufhebens hat Walter Scheels 
Nachfolger In den ersten drei 
Monaten auf internationaler Büh- 


einen lungen 
fr, Überschrift 


rungsaustausch, z. B. über die 
teldigung, den Rechten 
Im 


rollen die Ver- 
haftungswellen unvermindert 
weiter. Faschisten wollen 


den Gedanken an Sorlallamus 
und Freiheit im Volk ausrotten, 
indem sie Tausende Demokraten 
und Kommunisten in Gefäng- 
nisse und Folter-KZ’s verschlep- 


Pu kann er noch was lomen. 
der Genschen . 


Ein Lehrlingsgenosse 


Larzae: Das „Gotroideteld 


‚Arbeiterkampf Nr. 49/Sopt. 1974 


Frankreich 


Zehntausende in Larzac 


Am 17/18, August trafen sich in 
Larzac #0 - 100 000 Menschen, um 
ein „Hrntofost für die dritte Welt” zu 
feiem 

Larzac ist ein Hochplatenu in Süd- 
frankreich, auf dem sich ein Trup- 
penübungplatz und Miltärlager be 
findet, das von 3.000 auf 17.000 
ha ausgedehnt werden soll 

Seit 1971 kämpfen 103 davon un- 
mittelbar betroffene B. 
die Ausweitung des 
‚damit gegen den 


Italien 


Italien 


für die Dritte Welt” wird abgeerntet. 


bol einer sich ausweitenden antimi 
Iitaristischen Bewegung in Frankreich 
und darüber hinaus wurde (vgl 
AK 32) 

Mit dem „Erntefest für die dritte 
Welt” vom '17./18. August wurde 
der Kampf fortgesetzt. Aufgerufen 
dazu hatten die „103 von Larzac" 
und das „Comite’von Millau für die 
Verteidigung von Larzac” (Millau ist 


die größte Stadt in Larzac), in dem 
u. a. die „Sozialistische Partei”, die 
„Kommunistische Partei” und’ die 


Gewerkschaften CGT und CFDT ver- 
treten sind. 
Die Hauptparolen waren „N 


» 


Faschistischer Rechtsanwalt verhaftet 


In Italien wurde Ende August der 
faschistische Rechtsanwalt Basile, zu- 
‚sammen mit seinem Assistenten, ver 
haftet. Basile ist Mitglied des „Dis. 

Rats'" der (asc Partei 
MSI und Freund von MSI-Chef Al- 
mirante. 

Dieser Verhaftung liegt folgende 
Geschichte zugrunde: Nachdem am 
%. August im D-Zug Rom-München 
(.Italieus“) eine von Faschisten geleg- 
t£ Bombe explodiert war (12 Tote), 
gab Innenminister Taviani (DC) vorm 
Parlament bekannt, daß. bereits am 
17. Juli (1) MSI-Chef Almirante den 
Leiter des neugegründeten „Antiter 
rorismus-Inspektorats“, Santillo, über 
angeblich geplante Bombenanschläge 
der „Roten“ (1!) auf Züge „infor- 
mieri" habe. 

Diese zunächst mit viel Geheim- 
nistuerei umgebene „rote Spur Al- 
mirantes“ entpuppte sich dann als 
klassischer Bumerang. Als „Infor- 
mant” stellte sich ein gewisser Fran- 
‚Sesco Sgro heraus, Universitätsang 
stellter in Rom. Er hatte die „Info 

n, daß an der Physika 


mittler zwischen Sgrö und Almifante 
(der dann persönlich zu Santillo ge- 


rannt war, um die „Information“ zu 

überbringen) hatte Rechtsanwalt Ba 
ie fungiert. 

Am 13. August kam Sgro dann 
der Erklärung heraus, er habe 
alles nur erfunden: „Alles Ist falsch, 


Indien annektiert Sikkim 


Das Im Himalaya zwischen Indien 
und der VR China gelegene König- 
reich Sikkim soll durch eine Ver- 
fassungsänderung in den indischen 
Staat integriert werden. 

indische Subbkont 


zu seinen „Protektoraten”, d.h. Halb- 
Kolonie mit begrenzter Scheinunab- 
hängigkeit 

Als der. britische Imperlalismus 
sich nach dem zweiten Weltkrieg 
zurückziehen mußte, übernahm die 
indische Baurgeoisie diese Funktion 
Ein 1950 geschlomener Vertrag sich, 
erte Indien die Kontrolle über die 
Außen- und Miltärpolitik Sikkims 
orwie weitgehende Eingriffsrechte in 
Sie Innenpolitik, Als der König von 
Sikkim 1973 eine gewime Lösung 
von der indischen Vorherrschaft v 
setzte Indien manipulierte 
"Wahlen" und eine Verfassungsände- 

ng durch, Unter Hinweis auf den 
angeblichen „Wunsch des Volkes von 
Sikkim" soll’ nunmehr die endgültl 


suchte, 


ge Einverleibung Sikkims durch die 
Indischen Enpansionisten vor sich 


zum Verkauf von Waffen", „Nein 
zu den Atomrermchen", „Neln zur 

usweitung des Militärlagens", 
zur Ausbeutung der dritten 

Während des „Erntefestes” wurde 
ein Getreidefeld abgeerntet, das sym- 
bolisch für die Solidarität mit den 
Völkern der Dritten Welt angelegt 
worden war. Es wurden Ähren für 
5 Franc (3,- DM) verkauft. Der Er- 
trag soll den Völkern der Dritten 
Welt, vor allem der Satel-Zone (im 
nördlichen Zentralafrika) und Athio- 
piens — die von schweren Hungers- 
nöten bedroht sind —, zur Verfü- 
nung gestellt werden. 


(Ein ausführliches Bericht von 
einem Genossen, der am „Erntefest 
für die Dritte Welt” in Larzac teik- 
nahm, findet sich in unserer Zeitung 
DIE INTERNATIONALE, Nr. 7) @ 


von A bis Z, Ich habe alles erfunden, 


weil ich Geld brauchte. 


Imirante hat 


von A bis Z, Ich habe alles erfunden, 
weil ich Geld brauchte. Almirante hat 
‚mirdurch den Anwalt Basile eine Mi: 
ion überweisen lassen (etwa 4,000 
- Anm. AK) 
meint, mehr zu 


‚Aber ich hatte ge- 
'kommen, viel mehr: 
(zit. nach „Corriere 


walt Basile dran. 

Auftraggeber Almirante läuft da 

n noch (rei rum. Aber auch seine 
Aktien fallen rapide. Schon, hat das 
Parlament seine „Immunität“ als Ab- 
geordneter aufgehoben, damit ein 
Strafverfahren gegen den MSI-Chef 
wegen „Aufruf zur Gewalt” geführt 
werden kann. Außerdem droht Almi 
n laut Ge- 


a 


rante, der übrigens in II 
richtsurteil als „Mörder italienischer 
Partisanen“ (im 2- Weltkrieg) be 


zeichnet werden darf, möglicherwei- 
se ein Verfahren wegen „Neugrün- 
dung der aufgelösten Faschistischen 
Partei‘, Schon gibt es auch Gerüchte 
um einen außerordentlichen Parteitag 
der MSI, auf dem Almirante vom 
teivorsitz abgelöst werden soll, weil 
erallzu sehr nach Terror und Bomben 
stinkt 

Die faschistische Gefahr ist in 
Italien, vor allem langfristig, sicher 
nicht gebannt. Aber gegenwärtig geht 
es mit den Faschisten steil bergab. ® 


‚Auch der Sikkim benachbarte Hi 
malgya-Staat hutan steht unter ind 
scher Kontrolle. In einem 1949 abge- 
schlossenen Vertrag heißt 04 W. 
„Die Regierung von Bhutan , , , it 
damiı einverstanden, daß sle In ihren 
auswärtigen Beziehungen dem Rat 
der Regierung von Indien folgt.” 
Die Verwaltung Bhutans ist mit indi- 
schen Beamten durchsetzt. Etwa 
12 + 15.000 indische Soldaten halten 
Bhutan auch militärisch besetzt. Die 
weentiich Kleinere eigene Armee Inu: 
ı (etwa 6000 Mann) wird zudem 
von Indern „ausgebildet“. 


weiterer Versuch der indi 
'en (nach der Loslösung 
Dstpakistans und der Gründung von 
Bangla Desch), die Situation im in- 
isch-chinesischen Grenzbereich zu 
ihren Gunsten zu verändern. Die 
Bestrebungen werden von den Sow- 
jetrevisionisten unterstützt und ge 
schürt,die jetzt die Annektion Si 

als „Demokratisierung des politischen 
Lebens von Sikkim" feiern. Ihnen 
geht es darum, den Einkreisungaring 
‚die VR China enger zu schließen 
und ihre Ausgangsponi 

Augrossion gegen die VR China zu 
verbessern. . 
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das reicht! 


Die Bourgeoie, teibt die 
sierung in allen Bereichen der Gesell 
schaft mit allen Miteln voran. Dazu 
gehört auch der gesamte „Kultur"- 
Bereich, in dem &B. in Schlagern 
usw. zunehmend mehr die reaktion, 
ne Ideologie verbreitet wird 

Mit unserer Platte „Einmal Fa- 
schismus, das reicht!”""wollen wir 
dazu beitragen, Klarheit" über den 
internationalen Charakter der Far 
schisierung zu schaffen, und die Not- 
wendigkeit der internationalen Soll 
darität im antifsschistischen Kampf 
zu propagieren. 

Arbeitermunik. int für uns ein 
Kappel das un in unteren 
gerechten Kampf gegen Ausbeutu 
Hund Unterdrückung helfen und sur. 
ken soll und ein Lehrmittel der 
Tichtigen Methoden dieses Kampfer 
Sie ist uns auch Erholung und Ge. 
muß. Aber auch dann nicht, um uns 
abzulenken vom Klassenkampf, son. 
dern um un für dhn frischer zu 
machen." (Hannes Eier) 


Eine Hamburger Agitproptruppe 


DIE NAZIFALLE 


Drei Panzerminen gut plaziert, 
90 wurde es beschloner 

10 stellt man eine Naziflle har, 

0 machten’s die basklschen Genossen, 
m Nachberhauss hockten sie, 

die Stunden wie Minuten verfiossen, 
bis der schwarze Cadiliee dann, 

wer im Visier der baskischen Genossen, 
Ein Blitz, ein Knall wie Donnerhalt 
Wird Carrero Bianco 

Vierzehn ganze Meter schaffte er. 
und das verdankt er den basklıchan Genossen. 
Wir sehen, das Faschistenpack 

{it auch nur aus Heut. und Knochen! 

Den Foschiumus niederhaun! Das können wir! 
Unter der Führung der Arbeiterklasse 
Im Kampf für den Sozialismus 
Arbeiter! Genossen! 


Eine Hamburger Agitproptruppe 


Während der Metallerdemonstration 


Kapitalist Piaggio endlich im Knası 
Er finanzierte die Faschisten 


am 22. November 1972 marschierten 


Arbeiter von Piaggio unter der Parole „Nein zum Faschlamus”” 


Ende August wurde Mario Piaggio, 
einer der reichsten Kapitalisten 
bens, endlich verhaftet. Damit wurde 
ein seit dem 29. März bestehender 
Haftbefehl vollstreckt, dem Piaggio 
bisher mit Hinweisen auf seinen 
„schlechten _Gesundheitszustand” 
O6, entgangen war, 


Piaggio wird beschuldigt, die so- 
‚nannte „Windrose” finanziert zu 
‚ben — eine im letzten Jahr aufge- 

flogene faschistische Verschwörer 

gruppe, die einen Militärputsch vor 
bereitete (der AK berichtete mehr- 

fach darüber, vgl. vor allem AK 39), 


Zu dieser faschltischen Gruppe ge- 
Mörten ua. Guneane De Kar 
Fraktionsführer de 


dienstes 
schirmspringer-Offiz 
Führer der verbotenen faschlı 
Terrororganisation „Ordine nuovo” 


ID, Ello Mausagrande, Fall 
der 


(„Neue Ordnung”), General Pasquale 

ıbrese, Präsident des territorialen 
Militärtribunal von Ver neral 
Ugo Ricci, bis zum 31, Dezember 73 
Kommandant eines Panzerregiments. 


Piaggio verkaufte 1971 sein ge- 
waltiges wirtschaftliches Imperium 
und besitzt nur noch eine Finan- 
zierungsgesallschaft, die sich u.a. mit 
Bodenspekulation befaßt 


So wollte ex wahrscheinlich mehr 
Zeit gewinnen, um sich ganz seinem 
„‚Hobby", Finanzierung faschistischer 
Butsch- und Mordpläne, hingeben 
zu können 


Das Vermögen Piagglos wird auf 
mehr als $ Milliarden Mark geschätzt. 
hatte er angeblich 


ordung des 
Partisanen.K 
nicht erfüllt hatte, 


Argentinien 


Politischer Kampf und bewaffnete Aktion 


Als Peron am 1. Mai dieses Jahres 
auf einer Mawenkundgebung in Bew, 
nos Altes plötzlich ien wild 
zu beschimpfen bogann, rückten die 
linksperonistischen und revolutiond- 
ten Organisationen geschlossen ab: 
Der Platz. orte sich Lant.nur Hl: 
To 


Nach dem Tod Perons verschär- 
fen sich die Klassenwidersprüche wi 
ter. Höhepunkt waren im August die 
Streiks von 20.000 Auto-Arbeitern 
(Renault und Flat) in Cordoba, dem 
traditionellen kämpferischen’ Zen- 
{rum der argentinischen Arbeiler- 
bewegung. Die seit mehr als zwei 
Monaten immer wieder stattfinden- 
den „wilden"” Streiks vor allem für 
eine "Lohnerhöhung von 60% ver- 
banden sich mit einem polltischen 
Streik genen den Versuch der rech- 
ten Gewerkschaftszentrale, die links- 

ronistischen Führer der Metaller- 

‚werkschaft in Cordoba. auszu- 
schließen, 

‚Der Staat setzte in Cordoba die 
Polizei zur Besetzung von Betrieben 
und zur Räumung der von den Ar- 
beitern geschützten Gewerkschafts- 
büros ein. Viele Arbeiter wurden ver 
letzt, mindestens. einer getötet. Die- 
ser Arbeitermord blieb nicht lange 
ungesöhnt: Kurz darauf wurde der 
Personaldirektor des Renault-Wer- 
kes von Cordoba entführt und spä- 
ter erschossen aufgefunden. Zu 
ser Aktion bekannte sich” die be- 
waffnete linksperonistische Organi- 
sation FAR. 

In Buenos Aires kam es bei De- 
monstrationen mehrmass zu schwe- 
ten Auseinandersetzungen zwischen 
der Polizei und Anhängern der Lin- 
ken. So Anfang August beim Be- 
grüönis des von Rechtsradikalen er- 
‚mordeten linksperonistischen Abge- 
ordneten Ortega Pena. So ge 
Ende August am Jahrestag des Mas- 
sakers von Trelew (wo 1972 das 
Militär 16 ‚Guerills-Kämpfer als 
„‚Vergeltung” für die Flucht anderer 
Kämpfer ermordet). 

Bemerkenswert ist außerdem das. 
‚unchmen bewaffneter Aktionen, an 
denen sich verstärkt auch linkspero- 
he Gruj 1973 


ERP getragen wurden, Seit 
1 dieses Jahres hat die Zahl 
dieser Aktionen stark zugenommen. 
„FAZ" berichtet von durch- 
’hnittlich zwei Entführungen pro 
rag. Diese Aktionen richten sich 
in den meisten Fällen gegen. die 
Manager und Direktoren der imperi- 
alistischen Konzerne in Argentinien. 
Die revolutionären Organisationen 
eringen damit die finanziellen Mit- 
tel für ihren Kampf und für die 
Unterstützung der Bevölkerung in 


‚den Elends-,und Arbeiterviertein des 
Landen. 

$o. brachte allein die Entführung 
des Esso-Mänagers Samwelson Ende 
letzten Jahres 14,2 Mio. Dollar 
Lösegeld, die der Konzern in Form 
von Lebensmitteln, Kleidung und 
Baumaterialien in armen Gemeinden 
wertellen mußte. Die Entführungen 
ind dabei zugleich ein wichtiger 
Teil der politischen Agitation und 
Propaganda: Sie zeigen auf, wo der 
Feind steht und wer für die Unter- 
dröckung. verantwortlich ist. Nach 
der Entführung Samuelsons gab die 
ERP eine Presseerklärung heraus, in 
der das Lösegeld als „teilweise 
‚Rückzahlung der gewaltigen Reich- 
tümer, die die Gesellschaft aus un- 


‚serem Land gezogen hat”, bezeichnet 
wird 
Die _ Veröffentlichung solcher 


Presseerklärungen ist meist neben 
dem Lösegeld die wesentliche Be- 
dingung für die Freilassung der 
Entführten, 

Der gewaltsame Kampf der re- 
volutiondren Gruppen In Argentinien 
beschränkt sich aber nicht auf Ent- 
führungen. Eine andere Form sind 
Bombenanschläge gegen imperialistk 
sche Konzerne. Diese Aktionen sind 
zum großen Teil keine isolierten 


„Terrorakte”, sondern stehen im 
engen Zusammenhang mit den 
Kämpfen der argentinischen Ar- 


beiterklasse. _ Deutlichstes Beispiel 
dafür sind die Brandbomben, die 
in einem Renaultwerk, nahe Buenos 
Aires, hochgingen. Dort streikten 
die Arbeiter, unterstützt von der 
linksperonistischen Mechaniker; 
werkschaft... mehrere Wochen 
höhere Löhne. 

Solche Bomben fördern die Be- 
reitschaft der Kapitalisten zum Ein- 
lenken auf die Arbeiter-Forderun- 

:n, was von den Streikenden auch 

grüßt wird, 

Ebenfalls Anfang August gin 
weitere Bomben hoch: In" einer 
Firma für Kühlanlagen in Cordoba 
und in einer _Porzellanfabrik in 
Rosario. „Bei allen Betroffenen Fir- 
‚men _ herrschen Unstimmigkeiten 
‚Zwischen Personal und Werksleitung"- 
wie die „FAZ” (15.8.74) es in der 
Ihr eieden „ Vornehmheit” (ormu- 


. In diesem Zusammenhang sind 
süch Aktionen wie Erschleßungen 
von reaktionären Politikern oder 
Gewerkschaftsführern, diesich durch 
besonders arbeiterfeindliche Maßnah- 
men hervorgetan haben, zu sehen. 


Die dritte Form des bewaffneten 
‚Kampfes besteht aus Angriffen auf 
Polizeiwachen, militärische Stütz- 
punkte und Rüstungsbetriebe — in 
erster Linie, um Waflen zu erbeuten. 
Von einem erfolgreichen Angriff der 


Putschvorbereitungen in England 


Unter der Überschrift „Im Ihren Clubs 


Er ‚einen Staatsstreich vor- 
Bereit Ah A in der 
ts Anfang August war 
„Times“ ein Artikel erschienen, in 
dam der ehemalige Labour-,.Vertek 
'ingewiesen ha‘ EL: 
te. 

Am 22.8.74 veröffentlichte dann eine 
Sonderausgabe 
„streng vertraulich“ bezeichneten 
Briefe eines Colonel David Stirling, 
‚Gründer des britischen Geheimdien- 
stes SAS. In diesen Briefen wirbt 
‚Stirl um Unterstützung für eine 
von ihm aufgebaute Organisation 
„Großbritannien 75" (GB 75). 

GB 75 sei eine Organisation von 

‚patriotischen Freiwilligen“, die im 

Falle eines Generalstreiks dafür sor- 
gen will, daß „das Land weiter funk- 
toniert“ und’zu diesem Zweck Spe- 
zilisten ausbildet, die in der Lage 
sind, „‚Schlöwelporitionen in der I. 
‚dustrie und im Öffentlichen Leben zu 
übernehmen. 

Auf einer Pressekonferenz erklärte 
Stirling, daß er os bedauere, da 
Sache rausgekommen sei, „bevor wir 
fertig waren Allerdings würde er 
trotz der Veröffentlichung „welter: 
machen“, 


fan Zeit der Drei-Ta- 
ge-Woche und des ausgerufenen Not 
standes!) festgestellt habe, daß es kei 
nen Plan seitens der Regierung gebe, 
um mit einem eventuellen General 
streik fertig zu werden, Er habe sich 
deshalb, weil jede Regierung davor 
zurückschrecken würde, die Armee 


+ 14 Jahre lang für die Imparialisten 
in Afrika gegen die Befreiungsbe- 


wogungen gekämpft 
+ Ende der 60er Jahre Direktor der 
Firma Lid. die laut 


"Daily Tolegraph” "Afrikanischen 
und Mittel-Ost-Regimes Leib- 
wächter und Privatarmeen ge- 
iefort hat“, 


direkt einzusetzen und dann als Streik- 
brocher dazustehen, dafür entschie- 
den, eine „Freiwilligenorganisation“ 
aufzubauen, die in einem solchen 
Fall einspringen solle, 

Die konterrevolutionäre Streikbre- 
chertruppe soll mehrere hundert 
Mann stark sein — bis Weihnachten 
dieses Jahres hofft Stirling damit so 
weit zu sein — und wird an Wochen- 
enden und Abenden bereits von zwei 
Offizieren, die von GB 75 bezahlt 
werden, trainiert, Sting berichtete, 
daß zwei Einsatzübungen ausgearbei- 


ERP auf eine Munitionsfabrik be- 
richteten wir im letzten ARBEITER- 
KAMPF. Anfang August gelang eine 
ühnliche Aktion. In, Bahia, Blanca, 
wo von einer Station der Küsten: 
wacht Waffen erbeutet werden 
‚konnten. In Virreyes griff eine 
ERP-Einheit eine Polizeistation mit 


Tankabwehrgeschossen an und 
konnte sich nach längerem Kampf 
schlossen zurückziehen, aller 


ings ohne Waffen zu erbeuten, 


Getragen werden diese Aktionen 
im wesentlichen von der ERP. Seit 
Anfang dieses Jahres, d.h. mit der 
zunehmenden Entlarvung der pero- 
nistischen Demiagogie, führen auch 
die militärischen Organisationen der 
Linksperonisten (hier vor’allem die 
FAR) wieder bewaffnete Aktionen 
durch. (Diese Organisationen halten 
zunächst bei Amtsantritt Perons eine 
Art Stillhaltezusage gegeben) 


Diese gewaltsamen Aktionen sind 
in der Regel keine isolierten Terror- 
Akte, wie es die bürgerliche Presse 
glauben machen will. Vielmehr kön- 
nen die Aktionen in diesem Um- 
fang nur deswegen erfolgreich 
durchgeführt werden, weil sie auf 
Zustimmung und Rückhalt in der 
Bevölkerung stoßen, insbesondere 
in den Gebieten, wo die Arbeiter- 
klasse schon selber militant gekämpft 
hat wie in Cordoba, oder wo die 
Militanz der Massenkämpfe_insge- 
sam zunimmt. So grifl Anfang 
August in La Plata eine Menschen- 
menge ein Büro der reaktionären 
Zeitung „La Prensa” an und steckte 
es in Brand. 

Die argentinische Bourgeoisie hat- 
te die Verschärfung der Klassen- 
kämpfe und die Ausbreitung der 
bewaffneten Aktionen insbesondere 
nach dem Tode Perons erwartet und 
sich darauf durch den Ausbau des 
Yolizer und Militärapparates und 
die massive „Säuberung” der pero- 
nistischen Reihen vorbereitet. Die- 
ser Prozeß wird weiter vorangetrie- 
ben. Der Kampf gegen alle fort- 
schriftlichen und liberalen Kräfte 
in der peronistischen Bewegung geht 
bereits so weit, daß sogar dem 
früheren Präsidenten Campora we- 
gen. angeblicher Unterstützung mar- 
xistischer Kräfte der Prozeß gemacht 
werden sofl und er mit seinem 
Ausschluß aus der peronistischen 
Bewegung zu rechnen hat. Campo- 
ra war noch vor gut einem Jahr 
gut genug gewesen, den Wahlsieg 
der Peronisten einzuleiten, vorüber- 
gehend die Präsidentschaft zu über- 
nehmen und die linken Kräfte in 
die peronistische Bewegung zu inte- 
srieren — was aber gescheitert ist. 

Ferner änderte die Präsidentin. 
Peron Mitte August die Regierung. 
Alle Minister mit einem etwas libera- 
leren Image, die mehr auf die Taktik 


tet werden — eine in einer industriel- 
len, die andere in einer ländlichen 
Gegend — um festzustellen, was an 
Spezialisten und Mannschaften benö- 
tigt wird. Der Einsatz von Hubschrau- 
bern zum Transport von Streikbre- 
chern wird ausdrücklich erwähnt. 

‚Offensichtlich war GB 75 nicht 
auf Dauer als Geheimorganisation 
konzipiert, In einem Brief von Colo- 
nel Stirling vom Mai dieses Jahres 
heißt es:,,Wenn die vorbereitenden 
Studien abgeschlossen sind, und die 
Rekrutierung gut läuft, sollten wir 
unsere Organisation enthüllen und 
tatsächlich dafür sorgen, daß die 
Kommunikationsmittel über unsere 
Aktivitäten berichten.” Offensicht- 
lich hat Stirling vor, GB 75 zu einer 
faschistischen Massenorganisation aus- 
zubauen, sobald ein Kaderstamm 
herangezogen ist, 

schreibt in einem 
ni74:;„,Ich glaube, daß die 
‚ganisailon und die Durchschlagkraft 
ührer nationalen Kampagne, sich mit 
dem einfachen Volk der Nation zu 
verbinden, . . „, der einzige uns offen 
‚stehende Weg ist, um mitzuhelfen, die 
Autorität des Parlaments über die Ge- 
werkschaften wiederherzustellen. Un- 
sere 
polltische Basis Organisation. (grass- 
roots organisation) sein, die In der 
Mitgliedschaft der Gewerkschaften 
selbst wurzelt und im gesunden 
schenverstand des Vol 
Ganzen... 


Nicht die einzige 
paramilitärische Organisation 


General Sir Walter Walker, früherer 


Nato-Kommandant für Nordeuropa, 
sprach davon, daß in Großbritannien 
25 paramilitärische Grganisationen 
und Gruppen bereitstünden, um „ein 
zugreifen, wenn es Chaos im Land 
gibt”. General Walker selbst leitet 
einen dieser Anti-Arbeiterverbände, 


nisation muß eine total un- * 


der Integration als des offenen 
Kampfes genen die Linksperonisten 
setzten, wurden rausgeschmissen, 
das Kabinett wurde ausschließlich 
mit erzreaktionären Peronisten be- 
setzt. 


Daraufhin fanden im ganzen Land 
Studentendemonstrationen statt. In 
Buenos Aires wurden fast alle Teile 
der Universität besetzt, um gegen 
diesen „Rechtsruck”, vor allem im 
Erzichungsbereich, zu protestieren, 

Neben diesen Maßnahmen wird 
weiter. versucht, die Ideologie von 
der .„Aussöhnung der 
durchzusetzen. Der Sozialpakt, des- 
sen arbeiterfeindlichen Charakter die 
Massen immer mehr durchschauen, 
so durch‘ die Einrichtung einer 
Nationalen Kommission gerettet 
werden, die über Preise, Einkom- 
men und Lebensstandard beraten 
soll. Zusätzlich sollen sogenannte 
„Arbeitstische” eingerichtet wer- 
den, wo Bezirksorganisationen (wie. 
Schulausschüsse, Nachbarschaftsver- 
einigungen usw.) Vorschläge und 
Beschwerden feststellen und weiter- 
geben können. Die „Arbeitstische” 
sind zum einen als in Mittel des 
Betrugs zu begreifen, um die Bevöl- 
kerung in die Bahnen der schein- 
baren Mitbestimmung und des Aus- 

leichs zwischen den Klassen zu len; 
en; zugleich sind sie ein Instru- 
ment zur massiven _ ideologischen 
Kontrolle und Formierung der Be- 
völkerung. 

Der offene Kampf und die Ver- 
suche einer reaktionären : Mobili- 
sierung drücken sich immer mehr in 
der Förderung und Unterstützung 
der verschiedenen faschistischen 
Gruppen aus. $o leitet Lopez R 
„Berater” und Vertrauter Perons us 
Seiner Frau persönlich die rechts 
sadikale „Gewerkschafts” jugend an, 
deren “Funktion als Kampftruppe 
gegen die Linksperonisten offen zu- 
jeseben wird. Aber auch andere 
faschistische Gruppen wie die 
„‚Montoneros-Soldaten Perons” (eine 
Abspaltung von den  linksperonisti- 
schen Montoneros) werden von der 
Regierung und führenden rechten 
„Gewerkschafts"funktionären. 
zielt gegen die fortschrittlichen Kräf- 
ts eingesetzt: 


‚Als — noch zu Lebzeiten Perons — 
die linksperonistische Reporterin 
Anna Maria Gucetti auf einer Presse- 
konferenz Perons die Frage stellte, 
was die Regierung gegen die faschisti- 
schen Schlägertruppen zu tun ge- 
denke, wurde sie al Anarchistin be- 
zeichnet; einige ter 
mehrere Bomben in di Redaktion 
ihrer Zeitung. „Unbekannte” schos- 
seh mit Schnellfeuergewehren durch 
die Fenster, und schließlich wurde 
die Zeitung verboten. 


mit Namen „Unison’”. 

Die Tätigkeit dieser arbeiterfeind- 
lichen Verbände wird sich allerdi 
kaum auf die noch vergleichswei 
se „harmlosen“ Aufgaben wie Vorbe- 
reitung des Streikbruchs beschränken, 
sondern auch den bewaffneten Kamp 
‚gegen die Arbeiterklasse einbeziehen. 

In der kritischen Situation der 


Arbeiterkampf Nr. A0/Sopt 1074 


Anfang August erschossen, die 
„‚MontonerorSoldaten Porons" auf 
öffener Straße den linksperoniatie 
Shen, Abgrördnsten Ortsaa Bons, 
der, uf, vll opalem, demokrati 
schem Wege für Reformen eingetre- 
ten war, Die Faschisten begründeten 
die Ermordung Penas Öffentlich, er 
habe „Perons Namen mißbraucht” 
und „die Doktrin entleert”, 

Immer wieder werden zur Ein- 
schöchterung der Linken einzeine 
ihrer Anhänger von Rechtsradikalen. 
‚ermordet. 80 wurden z.B. im August 
@wei_ linksperonistische Jugendliche 
von Männern in Polize-Uniform „ver- 
haftet”” und später ermordet aufge 
fünden. Unklar ist. ob sie tatsäch- 
lich voh der Pollzel oder aber von 
kostümierten Rechtsperonisten er- 
schossen wurden. Zum rechts. 
radikalen Terror gehören lernen 
Bombenanschläge gegen Büros der 
Linksperonisten und der revisionlsti- 
schen „KP”, 

Um’ die derzeitige Klassenkampf- 
situation in Argentinien genauer 
einzuschätzen, ist es notwendig, die 
Politik der revolutionären und links- 
peronistischen Gruppen über die be- 
waffneten Aktionen hinaus zu un- 
tersuchen. Das wollen wir in einem 
der nächsten ARBEITERKÄMPFE 
untersuchen, . 


Eine Genossin der BO 


Spanien 


Die Angst um die Macht 
— wo sie absurd wird 


eich. want der Hfhrige 
ges ", wankt der 
senile Franco nochmal an die Re- 
gierungsgeschäfte, um „zu retten was 
zu retten ist”. Der während Francos 
Krankheit bereits zum Staatschef er- 
‚nannte Bourbonenprinz Juan Carlos 
wurde kurzerhand wieder abgesetzt. 
Während  Francos Krankheit hat: 
ten bereits die Prügeleien zwischen 
den verschiedenen Strömungen desfa 
schistischen Regimes eingesetzt und 
esbestehen sogar Spekulationen, daß 
Franco zusammen mit dem erzreak- 
tionären Falange-Flügel nochmal zum 
„Rundumschlag” gegen alle „Ab- 
trünnigen” ausholen. will. Die Erz- 
teaktionäre um Franco kämpfen 
darum, auch nur die ger e 
Liberalisierung. im innenpolitischen 
Leben zu ıdern, während sich 
der Falange-Flügel von einer schritt- 
chenweisen „Politik der Öffnung” 
ine Stabilslrung. des Systems er. 
(Wir berichteten im ARBEITER- 
Frktiondäipfe Ianehalb der sp; 
tionskämpfe inn. Ier spa- 
nischen Faschbien) 2 


KEreppe Hamburg 


sucht allerdings listig, den Eindruck 
zu erwecken, als handle es sich bloß 
‚um das erneute Auftzuchen von 
'schrulligen Charakteren aus dem 
Kuriositätenkabinett der britischen 
Socieiy” 


Mason erwähnt, der die reaktionären 
Militärs mit 'einer Witzfigur ver- 


WESTERN PERIMETER ROAD | 


britisthen Bourgeolsie sind solche 
Unternehmen sicher nicht zu unter 
schätzen. Sie passen zu den Bürger 
kriegsmanövern, die von Armee- und 
Polizeitruppen bereits mindestens 
sechsmal In diesem Jahr in der Um 
febane, des Londoner Fiughafens 
Heathrow durchgeführt wurden, an 
;eblich ‚zum Schutz vor arabischen 
'erroristen" 

Die ‚Frankfurter Rundschau’ ver- 


3 \ 7 
Panzertruppen am Londoner Flughafen Heathrow 


lichen habe. Tatsächlich kann man 
‚der britischen Prosse entnohmen, dab. 
Mason auch von „neofaschistischen 
Kräften” sprach und daran die Auf- 
forderung schloß; „Es int jetzt Zeit 
für Ted Heath (Nührer der ‚Kan 
vativen‘). seine Position zu erklären”. 
An diesem Beispiel wird wieder 
einmal die Verniedlichung von Fa 
schismus und Reaktion durch. di 
‚liberale‘ Presse der DRD deutlic 


2 


Regierung verabschiedet reaktionäres Streikgesetz 


Mit dem im Juni erlassenen Presse- 
‚gesetz hatte die portugiesische Bour- 
‚meolsie die entscheidenden Voraus 
setzungen für ein schärferes Vorge- 
hen gegen die Arbeiterklasse geschaf- 
fen, Die Zeitung der revolutionäre: 
Organisation MRPP, „Luta Popular 
wurde auf unbestimmte Zeit verbo- 
ten — eine weitere Maßnahme aus 
‚dem Katalog der Repressallen, die 
gegen diese kommunistische Organi- 
sation angewendet werden. Bürgerlk 
‚che Tageszeitungen, die in den ersten 
Wochen nach dem Militärputsch aus- 
führlich über Arbeitskämpfe, Haus 
besetzungen, Demonstrationen und 
Veranstaltungen der revolutionären 
Linken berichtet hatten, wurden an 
die Kandare genommen und mit tei- 
weise empfindlichen Geldstrafen auf 
eine „ausgewogene” "Berichterstat- 
tung örientiert. Entlassungen von 
‚Kommentatoren von Rundfunk und 
‚Fernsehen und die Absetzung oppo- 
sitioneller Sendungen gewährleisten 
auch für diesen Bereich die Unter 
dröckung. wichtiger. Informationen, 
Unter diesen Bedingungen geht 
die Bourgeoisie jetzt zielstrebig da- 
ran, die Streikbewegung zu unter- 
drücken. Bisher hatte sie diese Auf- 
gabe hauptsächlich der revisionist- 
chen P*C"P übertragen, die sich 
‚nach Kräften bemühte, jeden Streik 
abzuwürsen. Ihr Hauotaraument war 
dabei immer, die Arbeiter müßten 
vernünftig” sein, sie dürften 


Forderung würde 
nur die Reaktion herausfordern. 

"Zusammen mit der Sozialistischen 
Partei des Mario Soares bemühen sie. 
sich seit dem Putsch, reformistische 
Gewerkschaften aufzubauen, die 
dann als Verhandlungspartner der 
Kapitalisten, zusammen mit Regie- 
Tungsvertretern, die Löhne aushan- 
Mn = & 

Alles deutet darauf hin, daß die 
Führer von P'C"P und PSP dieses 
Ziel bisher nicht erreicht haben. 


e x 


Portglenishen Militär sperrt einen Platz in Li 


sionisten und Reformisten wider 


setzen, ihre weitreichenden. polit- 
schen und ökonomischen Forderun- 

n (Rausschmiß der Faschisten aus 

m Betrieb, Wiedereinstellung der 
bei den früheren Streiks entlassenen 
Kollegen, Mindestlohn von 600 DMr 
40 Stunden Woche, Abschaffung von. 
Akkordarbeit und Überstunden, 4 
Wochen Urlaub mit 100% Urlaube 
geld) vom Tisch zu wischen. 


Unter diesen Umständen will die 
Bourgeoisie offenbar nicht darauf 
warten, bis es den Reformisten und 
Revisionisten gelingt, die spontane 
Bewegung zu vereinnahmen und ihr 
die Spitze abzubrechen, sondern 
sicht jetzt den Zeitpunkt gekommen, 
notfalls unter Einsatz von Militär 
ihr Streikgesetz durchzusetzen, 


Das Streikgesetz. als Mittel zur 
Ilegalisierung und Kriminalisie- 
rung von Streiks 

In diesem Streikgesetz, das man 
wohl eher als Antistreikgesetz be- 


zeichnen muß, wird das Streikrecht 
zwar formal „gewährt”, doch zu- 


Re Tea 


Kundgebung von antikolonialistischen Kräften erwartet wurde 
Pormgiesisches Militär sperrt einen Platz in Lisssbon, auf dem eine öffentliche, 


Kundgebung. von antikolonialistischen 


In vielen Betrieben halten die Käm- 
‚pfe seit dem Putsch an. Herausragen- 
des Beispiel ist TIMEX, wo die Ar- 
beiter unmittelbar nach dem Putsch 
den Betrieb besetzt haben und die 
Besetzung bis heute aufrechterhalten. 
Aber auch die Fischer im Süden des 
Landes halten ihren Streik aufrecht 
und bei den Landarbeitern. bre- 
‚chen immer wieder neue Streiks aus, 
In der bürgerlichen Presse findet 
man seit dem Erlaß des Pressegeset- 
2es kaum noch eine Berichterstat- 
tung über die Streikbewegung, Statt 
dessen wurde eine Zeitlang täglich 
eine Liste von Betrieben abgedruckt 
deren Arbeiter „freiwillig einen Ta- 
Arbeitsministerium 
‚nationalen Aufbau” ge- 
spendet halten, Diese Bewegung war 
insbesondere von der P“C"P stark 
unterstützt worden, um ein Gegenge- 
wicht zur Streikbewegung zu schaf 
fen und die Ideologische Bindung 
der Arbeiterklasse an den Staat und 
damit an die Bourgeoisie zu ver 


F 
"hei jedoch. auf, daß. es sich 
bei diesen Betrieben ausschließlich 
um kleine und mittlere Betriebe 
Handelie.Selt einiger Zul gibt ein 
der Presse auch keinerlei Hinweise 
uf diese Kampagne mehr, 
Stattdessen wurde am 27. August 
das lange yofher angekündigte Stel 
gesetz erlamen, denen Verabschie- 
Yung die Roperung wegen der be 
fürekıston Auseinanöeratzungen im 
mer winder aufgescheben hatte, Ur 
prägt. salte der Ferslonsich 
Arbeituminiser der sen Regerung 
dieses Gesetz mit Unterstützung der 
'reformistischen Gewerkschaften „im 
"Surchseizen. 


‚zähen, harten Ringe 
schen hat sich jedoch ge 
‚der Aufbau dieser Gewerk 


nicht so zügig vonstatten 
'h die Bourgeoisie das 

(€. Immer noch gibt es in 
ion Betrieben die von den 
tigten gewählten Arbeiterke 
lie sich zum großen Teil 
ch den Versuchen der Revi 


Kräften erwartet wurde 


gleich s0 erheblich eingeschränkt, 
daß für die Zukunft kaum mit lega- 
len Streiks zu rechnen ist. So kann 
ein Streik nur von den offiziellen 
Gewerkschaften, die zumeist von den 
Reformisten und Revisionisten be- 
herrscht sind, beschlossen werden, 
es sei denn, die Mehrheit der Arbeiter 
des Betriebes ist nicht gewerkschaft 
lich organisiert. Dann müssen in An 
wesenheit eines Vertreters des Ar- 
beitsministerhums mehr als die Hälfte, 
der Arbeiter für den Streik stimmen. 
In jedem Fall müssen Schlichtungs- 
verhandlungen von mindestens 30 
Tagen einem Streik vorausgehen, der 
außerdem mindestens sieben Tage 
vor der Arbeitsniederlogung angekün 
KIT 
Grundsätzlich verboten sind polı- 
tische Streiks (wobei natürlich alle 
Streiks, die seit dem 25. April in 
Portugal stattfanden, unter diese Ka- 
tegorie fallen, denn’ schließlich, war 
die Entfernung von Faschisten eine 
immer wiederkehrende Hauptforde- 
rung), Solidaritätsstreiks, außer wenn 
sie von Arbeitern anderer Betriebe 
desselben Konzerns geführt werden, 
Streiks in Teilen eınes Betriebes und 
natürlich Fabrikbesetzungen. 
Schließlich behält sich die Regie- 
fung auch noch die Möglichkeit vor, 
„zur Vermeidung gefährlicher Situa- 
tonen. für die nationale Wirtschaft”, 
Streikende Arbeiter dienstzuverpflich- 
ten. Und selbstverständlich wird 
drücklicn das Recht der Kaj 
auf Aussperrung festgelegt 


Der Streik bei TAP 


Zwei Streikbewegungen der letz. 
ten Tage veranschaulichen geradezu 
exemplarisch, daß die portugiesische 
Bourgeolse jetzt zur Sache kommt 
und wesentlich härtere Kam, 


lichen Fluggesellschaft TAP 
(Frunsportes Adreon Portugueses) in 


‚issabon, auf dem eine öffentliche 


den Streik (vgl. dazu auch Artikel in 
DIE INTERNATIONALE Nr. 7. 
jusgegangen war der Ausstand von 
den Mechaniker der Wartungsabter 
lung. Ihre Forderungen bezogen sich 
ı(" Lohnerhöhungen, Verkürzung 
der wöchentlichen. Arbeitszeit. u 
Entfernung von Faschisten aus der 
riebaleitung. 

Als die Versuche der Regerung, 
die Auseinandersetzung „gütlich” bei- 


zulegen, scheiterten, besetzten noch 

ieichen Tage Truppen des COP- 
CON (Comando Operacional do Con- 
inente, eine Elite-Einheit der Armee, 
die erst kürzlich für solche Zwecke 
speziell geschaffen wurde) den Flug- 
hafen. Einen Tag darauf wurden die 
Arbeiter dienstverpflichtet — mit der 
demagogischen Begründung, ihr Streik 
verhindere den Rücktransport portu- 
giesischer Soldaten aus Guinca-Bissao. 
und brächte den Gastarbeitern, die 
pünktlich in die BRD und nach 
Frankreich zurückkehren müßten, 
schweren Schaden. 

Dennoch wurde der Streik fortge- 
setzt. Erst nachdem am 29. August 
eine Streikversammlung vom Militär 
„kontrolliert” wurde, das Arbeiter, 
lie zu dieser Zeit keine Schicht hat- 
ten, wegschickte und die übrigen „be- 
aufsichtigte“, wurde der Streik abge- 
brochen, ohne daß die Forderungen 
TAP-Arbeiter durchgesetzt werden 
konnten, 


Der Streik beim 


Beim „Jornal do Comerci 


22. August in den Streik. Sie verlang- 
ten die gleichen Löhne und Gehälter 
wie ihre Kollegen vom „Diario Popu- 
ar“ und die Abberufung des faschr- 
stischen Direktors der Zeitung. Als 
angesichts der unnachgiebigen Hal- 
tung. der Konzernleitung erwogen 
wurde, eine Streikzeitung herauszu- 
geben, um die erzwungene Isolierung 
von der Bevölkerung zu überwinden, 
riegelten Militär- und Polizeieinheiten 
alle Zufahrtsstraßen zum Ver 
bäude ab, um „die Einmischung 
der Elemente in den Streikprozeß 
zu, vermeiden“. Mit solchen schlag- 
kräftigen „Argumenten“ gelang es 
den Militärs dann in einer Unterre- 
dung mit der Streikleitung, die Ar- 
beiter zu „überzeugen“, und sie zu- 
nächst von der Herausgabe einer 
Streikzeitung abzubringen. 

Am 28. August brachten die Ar 
beiter dann trotzdem ıhre Streikzei- 
tung heraus, und obwohl das Militär 
sofort mit einer Besetzung des Ver- 

‚gsgebäudes antwortete, gelang cs 
den Arbeitern, die Zeitung aus der 
Druckerei zu schaffen und zu ver- 
Treiben. 

Beim Verkauf ihrer Zeitung wu 
den sie von den Kollegen von TIMEX 
unterstützt, die ihren Betrieb schon 
seit Monaten besetzt haben und eben- 
falls eine Streikzeitung in der Stadt 
verkaufen. 

Das Militär versiegelte die Räume 
des Verlagsgebäudes, so daß die Ar- 


beiter jetzt ausgesperrt sind. 
‚Am gleichen Abend organisierten 
die Arbeiter in einem Raum der 


Druckergewerkschaft ei 
lung von Delegierten 
boner Betrieben der Quina-Gruppe 
Ziel dieser Versammlung war es, den 
Kampf der Arbeiter des gesamten 
‚Konzerns zusammenzufassen, Daran 
nahmen Delegierte von Banco Borges 
& Imao, Data, Mabor, Superpracas, 
Regedos, Eurofil, Icesa, „Jormal do 
‚Comercio” und „Diarlo Popular” teil 

Gleichzeitig fand im selben Gebäu- 
de eine Deleglertenversammlung aller 
Druckbetriebe Lissabons statt 

Diese beiden Versammlungen tag 
ten zeitweilig zusammen. Sie drückten 
ihre uneingeschränkte Solidantät m 


„Jornal do Comercio“ 


Lissaboner Tageszeitung, die sich im 
Besitz des Banco Borges & Irmao und 
damit der Quina-Gruppe befindet, 
ie außerdem noch das „Diario Po- 
pular“ und den „Comercio do Porto“ 
kontrolliert, traten die Arbeiter am 
22. August in den Streik. Sie verlang- 
ten die gleichen Löhne und Gehälter 
wie ihre Kollegen vom „Diario Popu- 


<ungsvoller führen zu können. 
der Journalistengewerkschaft 


risiert hatte. 


beiter völl 
sondere wir 


Verantwortung vor dem 
tragen, da die 


serdem wird darauf hingewiesen, d 


Interesse des ganzen Volkes ist 


Das Kommunique schließt mit der 
;eschränkten 
istengewerk- 
rechten Kampf der 
treik dauert immer 


Zusicherung der un 
Solidarität der Jou 
schaft für den 
Arbeiter. Der 
noch an. 


Bei beiden Streiks ging die Bour- 
isie unter Einsatz von Spezilein- 

n die 
Streikenden vor. Dabei kam ihr die 
inzwischen gefestigte Kontrolle über 


iten seitens der Armee 


die Nachrichtenorgane zustattes 


beim TAP-Streik wurden Fernschen 


E\ N E 


Portugiesische Elite-Einheiten (PSP) 
im Einmatz gegen Streiks und 
Demonstrationen 
und Tagespresse gezielt ingesezt, um 
das Volk gegen die Streikenden aufzu- 
hetzen, wobei die von den Revisioni- 
sten beherrschte Gewerkschaftskom- 
mission der TAP ihr Scherflein zur 
Diffamierung der Streikenden beitrug 
(unter anderem mit der „Anklı 
von Anfang 

hen Streik gehandelt 

scheute die Bourgeo 
nicht mehr dafür zurück, das Militär 
unmittelbar zur Unterdrücı 
Streiks einzusetzen — selbst auf die 

. daß der Mythos von der 

„unverbrüchlichen Einheit von Volk 
ünd Streitkräften” dabei allmählich 
vor die Hunde geht. 


Die portugiesische Bourgeoisie 
drängt in die EG 


Die scharfen Maßnahmen zur Un- 
terdrückung der Streikbewegung ha- 
ben zum Ziel, die Arbeiterklasse auf 
dem selben niedrigen Lohnniveau zu 
halten wie unter dem Faschismus. Die 
portugiesische Bourgeoisie drängt eiel 
Arebig in die EG. Hieß es noch vor 
einigen Wochen in Regierungswerlaut 
barungen, an einen EG-Beitritt Portu- 
als könne erst im Laufe der nächsten 
acht bis zehn Jahre gedacht werden, 
so wird nun immer deutlicher, daß 
dieses Ziel schon für das nächste Jahr 
anvisiert wird, Die Industrie ist je 
doch - insbesondere durch die ökono- 
mische Krise, die hauptsächlich durch 
‚den jahrelangen Kolonialkriog vorur 


‚dem Kampf der Arbeiter des „Jornal 
do Comercio“ aus und forderien die 
Delegierten der Quina-Betriebe auf, 
eine Arbeiterkommission für den ge- 
samten Konzern zu bilden, um den 

‚meinsamen Kampf künftig wit- 


In der Streikzeitung hatten die 
Arbeiter die Haltung des Vorstandes 
> 

siert, der sich äußerst vorsichtig und 
lediglich verbal mit dem Streik solida- 


Inzwischen liegt ein Kommunique 
des Vorstands der Journalistengewerk- 
schaft vor, in dem die Kritik der Ar- 
akzeptiert wird. Insbe- 
in diesem Schreiben dar- 
auf hingewiesen, daß die Arbeiter in 
ien Zeitungsverlagen eine besondere 

ınzen Volk 
itungen wichtige Mei- 
nungsbildungsinstrumente sind. Aus- 


‚die Journalisten die Meinungsfreiheit 
nur so lange genießen, wie sie von den 
Arbeitern verteidigt wird. Damit wer- 
de erst deutlich, daß der Streik der Ar- 
beiter des „Jornal do Comercio” im 
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sacht wurde - keineswegs für die Kon- 
kurrenz auf dem europäischen Markt 
gerüstet, Dazu müssen die portugleni- 
Schen Kapitallsten ungeheure Investi- 
tionen vornehmen. Das gilt natürlich 
ohnehin nur für die wenigen Konzern 
die überhaupt in der Lage sind, riesige. 
Investitionen für Erneverungen des 
Maschinenparks, Technolopieimport, 
‚Ausbau. der Schwerindustrie üsw. au 
tätigen, weil sie über genügend Eiger 
kapttal’ bzw. ausreichende Finanzie- 
nungsmöglichkeiten verfügen (10 kon- 
trolliert die CUF-Gruppe Melo den 
Banco Totta & Acores; die Champa- 
limaud-Gruppe den Banco Pinto & 
Sotto-Maior; die Cupertino dr 
daGruppe den Banco Portugı 
Atlantico; die Quina-Gruppe den 
(co Borges & Irmao usw.) Im Interesse 
dieser Konzerne liegt es aber, Kleine 
und mittlere Industrie- und Handels- 
unternehmen auszuschalten — was 
teilweise über gezielte Kreditverwei- 
gerung praktiziert wird - und infra- 
strukturelle Investitionen auf den 
Staatshaushalt abzuwälzen, der zu 
diesem Zweck von „unnötigen Aus- 
gaben” entlastet werden mul 

‚Für dieses Ziel reicht es der Bour- 
geoisie also nicht, das gegenwärtige 
niedrige Lohnniveau der arbeitenden 
Bevölkerung festzuschreiben, sondern 
cs müssen außerdem die ohnchin 
schon niedrigen staatlichen Sozialaus- 
gaben weıter gesenkt werden. 

Mitte August gab Premierminister 
Goncalves eine Grundsatzerklärung 
zur wirtschaftlichen Lage des Landes 
ab, in der er vom Volk „Opfer” ver- 
langte, damit sich der „nationale Wie- 
deraufbau” in einem „wahren Klima 
demokratischer Ordnung und sozialen. 
Friedens” vollzienen könne. Gleich- 
zeitig kündigte er unter der Devise 
„Die Faschisten haben die Preise mit 
Subventionen künstlich niedrig gehal- 
ten, um das Volk zu betrügen, wir 
aber haben, solche Manipulationen 
nicht nötig!” Erhöhungen der Brot-, 
Müch- und Zuckerpreise um bis zu 
100 % an. Diese Maßnahme wurde da- 
mt begründet, daß der staatliche 
„Fundo de Abastecimento” (Versor- 
{unesfonde), der Bisher mehrere 

'rundnahrungsmittel subventioniert 
und seine Einnahmen aus billigen 
Weizerkäufen im Ausland bezogen 
hatte, wegen der gestiegenen Weizen- 
preise auf dem Weltmarkt im Juni 74 
bereits ein Defizit von 540 Millioner 
Mark aufgewiesen habe. Man köt 
ber nicht für den Konsum verschwen- 
den, was aringend für langfristige In- 
vestitionen in produktiven Begeichen 


do 
in 


benötigt werde. Die Einstellung der 
Subvent von 

ein stellt natürlich eit 
lastung des Staatshaushaltes 


vom Volk bezahlt wird — mit. 
die Konzerne angenehmen Nebenef- 
fekt, daß über diese Lohnsenkt 
durch die Hintertür natürlich au 
zahlreiche kleinere Betriebe des Nah- 
rungsmittel-Sektors in Schwierigkei- 
ten geraten werden. 

‚Außerdem hoffen die Kapitalisten, 
nach Beendigung des Koloniaikrieges 
größere Einsparungen im Militärhaus- 
halt vornehmen zu können. _ 


:n Beendigung des Kolonlalkrieges 
größere Einsparungen im Militärhaus- 
halt vornehmen zu können. 

Eine Vermeidung hoher Staatsaus- 
gaben zeichnet sich auch im Ausbil 
dungssektor ab. Die Versprechungen 
Unfsssender Reformen sindschon als 
inhaltsloses Geschwafel enthüllt wor- 
den. Als einzige konkrete Maßnahme 
wurden bisher Studenten in den Se- 
mesterferien zur Alphabetisierung auf 
die Dörfer geschickt, was einerseits so 
‚gut wie nichts kostet und andererseits 
den Vorteil hat, daß damit die Aktıvi- 
tüten vieler fortschnitlicher Intellek- 
tueller in ungefährliche Bahnen ge- 
lenkt wird. 

Die portugiesische Bourgeoisle hat 
zielstrebig ihre Kampfmaßnahmen ye 
gen die Arbeiterklasse verschärft, um 
aus der Arbeiterklasse durch Erhöhung 
der Arbeitsprodukuivität und Verwer 
‚gerung von Lohnerhöhungen die Mit- 
el berauszupressen, die sie für ihre 
langfristigen Investitionen benötigt. 
Dabei ıs nrmatörich klar, daß die Är- 
eiter Weiter für ihre ökonomischen 
und politischen Forderungen kampfen 
werden. Das größte „Zugeständnis” 
‚der Bourgeoisie nach dem 25. Aptil, 
‚der monatliche Mindestlohn von 2300 
Escudos (etwa 330 Mark) - ohnehin 
völlig unzureichend bei einer Inflation 
von 26 % - gilt nur für etwa die Hälfte 
der Arbeiterklame: große Gruppen wie 
Landarbeiter, Hausangestellte, Arbei- 
ter ın Kleinbetrieben usw. sind davon 
ausgenommen. 

In den nächsten Wochen wird sich 
zeigen, ob es der Bourgeoisl 
hin gelingen wird, mit Un 
‚durch die Revisionisten und Reform 
sten die Kämpfe der Arbeiter in Nie- 
derlagen münden zu lasen, ’b 
die Arbeiterklasse aus den vie 
spontanen Kämpfen sin einheitliche 

‚ampffront aufbauen kann, 

Wie das Beispiel des Streiks beim 
„Jornal do Comercio” zeigt, haben 
Viele Arbeiter den Erlaß des Streik; 
zes jedenfalls als einen scharfen 
riff auf ihre Rechte und ihre Lebens- 

dingungen begriffen, . 


Spansen/Portugal: Kommission, 
KB/Gruppe Hamburg 
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Bonn kauft sich 
in Italien ein 
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‚nlaß der Gespräche zwi- 
‚den Wirtschaftsministern beider 
inder, Apel und Colombo, eine Wo- 
che zuvor, und selbst unmittelbar 
vor der Abreise Schmidts zu den Ge 
sprächen in Como waren von west- 
deutscher Seite alle „Gerüchte” üter 
einen Milliarden-Kredit für Italien 
hartnäckig dementiert worden. Die 
italienische Presse allerdings spekulier- 
te bereits über einen BRD-EG-Kredit 
von 12 - 15 Mrd. Mark, was der Ge 
samtsumme der beiden jetzt behan- 
‚delten Kredite (12,8 Mrd. Mark) nahe 
kommt. 

Die westdeutsche Regeru 


B 


Regierung bei der BRD um einen Kre- 
dit bemüht, diesen aber damals nicht 
erhalten, weil Italien „sich zunächst 
selber helfen” müsse. Darunter wur- 
den vor allem die Einsparungsmaß- 
nahmen auf dem sozialen Sektor und 
die Steuererhöhungen verstanden, die 
dem italienischen Staat zusätzliche 


12 Mrd. Mark bringen sollen (vergl. 


AK 46). Diese Maßnahmen sind etwa 
eine Woche vor dem Besuch Schmidts 


‚offenbar für den westdeutschen Kredit 
Licht” war. Die Im- 
ten der BRD und der USA sind 

“ vor allem, die von der ita- 


> n ih : 
‚men verlangt haben, „um Italien den 


‚ Gürtel enger zu schnallen.” 


Par die italienischen Werktätigen 
.nden 


‚Angesichts eines geschätzten Defi- 
zils der italienischen Handelsbilanz 
von 28 Mrd. Mark für 1974 ist der ver- 


mus, dessen Handelsbilanz in den er- 
sten sieben Monaten von 1974 einen 
Überschuß von rund 30 Mrd. Mark auf- 
wies, kaum, sondern erscheint eher als. 
gute Gelegenheit, einen Teil der Über- 
schüsse politisch gewinnbringend an- 
zulegen. 


32 Mrd. Kredit 


„Der BRD-Krsdu Me Haben it u 
cher eng mit italienischen Zusagen 
über die vollständige Aufhebung der 
im Frühjahr eingeführten „Bardepot- 
Pflicht” verknüpft. Dieses Gesetz ver- 
langte von den italienischen Impor- 
teuren, 50% des Wertes der von ihnen 
importierten Waren auf ein halbes 
Jahr unverzinst bei der Staatsbank zu 
hinterlegen. Die „Bardepot-Pflicht” 
zielte also darauf, Importe nach Ita- 
lien zu verteuern und zu erschweren, 
somit den Import einzuschränken und 
das Defizit der italienischen Handels- 
bilanz zu verringern. 
Wegen dieser Maßnahmen 

Italien sofort unter Druck der anderen 


EGStasten, vor allem BRD und 
Frankreich, die eine Zuspitzung der 
Widersprüche innerhalb der EG be- 


fürchteten, falls dieser „Al E 
Saar rem würde ee 
Im Juni und im August wurde die 
„Bardepot-Pflicht” für eine Reihe von 
Waren (besonders landwirtschaftliche 
Produkte) aufgehoben, und im Sep- 
tember soll voraussichtlich die „Bar- 
depot-Pflicht” vollständig fallen. 
‚Ferner wird bei der Vereinbarung 
des Kredits die von der BRD gewünsch- 
te Rückkehr Italiens in den westeuro- 
Pie block (‚Währungs 
schlange”) eine Rolle gespielt haben. 
Dieser Währungsblock war im März 
1973 „als Vorstufe für die politische 
Union Europas” tet worden; 
Frankreich und Itahen, waren, aber 
ter aus diesem Währungsblock 
wieder ausgeschieden. Praktisch geht 
5 bei diesem Währungsblock, in den 
Italien jetzt wieder 
werden soll, darum, die EG an 
ie Mark als „Leitwährung” zu binden 
Ameer 
Img us in Westeuro; 
Sinen Schritt näher zu kommen. 
Zum Hintergrund der Kredit-Ver- 
einbarung zum jetzigen Zeitpunkt ge- 
hört auch die internationale Entwick- 
hung im Mittelmeerraum, worauf in der 
italienischen Presse direkt hingewiesen 
wurde. So hält die Zeitung „II Giorno” 
& für „möglich, daß Bonns „größere 
‚Konzillanz* auch durch die Zypern- 
Krise und das neu ersucht Interesse 
VATO an der strategischen Posi- 
tion Italiens ausgelöst worden sei” 
(nach „Frankfurter Rundschau” vom 


nalisten, wichtiger 
'NATO-Stützpunkte von Griechenland 
nach Italien, das ohnehin schon mit 
NATO-Stützpunkten übersät ist. 

Der westdeutsche Kredit könnte 
die italienische Regierung, die in die- 
ser Frage unter starkem Druck der 
Volksmeinung und der reformisti- 
schen Parteien (PCI und PSI) steht, 
dem Ansinnen der NATO „geneigter” 
machen und zugleich für eine entspre- 
chende Berücksichtigung der Interes- 
sen der westdeutschen Militaristen ga- 
rantieren. 

Der Kredit hat noch einen weiteren 
schen 

daß die Inflation und Wirtschaftskrise. 
eine „Gefahr für die Demokra- 
tie”, d. h. Tür die kapitalistische Ge- 
sellschaftsform sei. „Wenn sie von 
‚Skandinavien bis nach Italien gucken. 
Wieviel Regierungen in Europa stüt- 
zen sich eigentlich auf sollde Mehr- 


heiten innerhalb ihrer eigenen innen- 
Politischen Landschaft? Wirtschaftli- 
che und politische Stabilität sind un- 
mittelbar miteinander verknüpft.” 
(Interview mit Schmidt in „Spiegel” 
34774). 

Ganz besonders gilt das zweifellos 
für Italien, dessen starke Arbeiterbe- 
wegung seit den Streiks des „heißen 
Herbst” 1969 durch „Strategie der 
Spannung” (laschistische Boml 
schläge etc.) und wirtschaftliche An- 

ife nicht zu „zähmen” war. Italien 


Andererseits werden aber die gerade 
vom BRD-Imperialismus verlangten 
Bohnen der Kunrkegenng zu 

‚Rumor- zu 
einer Verschärfung der Klassenwider- 
sprüche führen. Der „Erfolg” des BRD- 
Kredits und der wirtschaftlichen Maß- 
nahmen der Rumor-Regierung wird 
von der Antwort der italienischen 
Werktätigen abhängen, die klare und 
unvergessene Erf mit dem 


‚deutschen Imperialismus haben. @ 
nennen hen 


SPAGETTIS KNAPP 

Das traditionelle tahenische Le 

nsmittel pasta (Teigwaren, also 
Spaghetti, Nudeln 4.) wird ım- 
mer teurer und ist oft gar nicht 
erhältlich. Auch Öl und Zucker 
sund teuer und oft knapp. 

Allein zwiscnen Juli und 
August stiegen die Preise um 5 - 
10 %. Im Vergleich zum Vorjahr 
sind die Preise um gut 25 % ge- 


deren Preis amtlich festgesetzt 
wird, angeblich zum „Schutz der 
Verbraucher”. Tatsächlich ist die- 
= angebliche _ Preis-„Überwa- 
chung” nur ein Trick, der es leich- 
ter machen soll, die Ärbeiterklas- 
= zum „Lohnverzicht” zu über- 
reden. Die Inflationsrate spricht 
eine deutliche Sprache! 

Dex Preis für die pasta wurde, 
im Verlauf der „Überwachung”, 
immer höher fe ‚Nun- 
mehr soll der Preis auf 
500 Lire (etwa 2 Mark) je Kilo 
festgesetzt werden (bisher etwa 
400 - 450 Lire mit örtlichen Un- 
terschieden). In Erwartung der 
Preiserhöhung halten die Lebens- 
mitteikonzerne_die pasta vom 
Markt zurück. Es wird auch über 
Fälle berichtet, wo Pasta-Produ- 
zenten ihre Arbeiter vorüberge- 
hend nach Haus schickten, „bıs 
zur Preiserhöhung“. 

‘Wo die pasta überhaupt noch 
zu haben ist, da jetzt meist schon 
zu Wucherpreisen. So berichtete 
„Lotta Continua” (kommunisti- 


Sehe Tageszeitung) am 30.8. von 


Iontecucen (Rn 
Dort wurde daraufhin von einer 
Gruppe Frauen die pasta abge- 
Aumt. Bevor der Ladenbesitzer 
die Polizei rufen konnte, waren 
die Frauen mit der pasta ver- 
schwunden. . 


Forts. Arbeitslose 


im Ausland, näher an die ausländi- 
schen Absatzmärkte heran. 

50 Ist z.B. das geplante VW'Werk 
in den USA zu. betrachten (v 
‚Artikel in diesem AK) 


Es ist wol 


kein Zufall, daß westdeutsche Auto- 
Fabriken in Ländern wie Brasilien 
‚oder Iran gebaut wurden bzw. ge- 


plant werden, wo nicht nur billige 
Arbeitskräfte zur Verfügung stehen, 
sondern wo außerdem eine hastige 
schwerpunkmäßigelndustrialisierung 
ittelschicht” schafft, die als 
‚der Autos in Erscheinung 


Auf der Strecke bleiben z.B. eini- 
‚ge Zehm oder Hunderttausend Auto- 
mobil-Arbeiter in der BRD, die den 
Beruf werden wechaein mösen. 

Sehr klar hat diese Linie, nicht 
mar für die Auto-Industrie, der Ka 
Be von Menges, Chef der „Gute 

Afnungshütte” Oberhausen (größ- 
ter a ae, 
in einem „Spiegel”.Interview darge: 
ent (Spiegel Array: 

„..wir missen rasch versuchen, diese 
Überschüsse (die Uxportüberschüsse 
- Anm. AK) in a Daseıe: 
turlerungsproseß zu stecken, der 

Aner Land entscheidend sein wo. 


Wir müssen dabei im Ausland in- 
westieren, weil sich bei uns wegen 
der Lohnkosten manche arbeitsin- 
tensiven Produktionen nicht mehr 
lohnen „. Wir können auf Dauer 
in der Bundesrepublik nur. high 
hophisticated technology behalten, 
elıo Fertigung von technisch hoch. 
wertigen ‚kten. Simplere Mas- 
senfertigung wird bei uns unrenta- 
bel, weil die Lohnkosten einfach 
zu hoch werden. Alles, was unter 
dieser Schwelle liegt, werden wir ins 


Ausland verlegen müssen.” 
Diese Umstrukturierung” wird 
zielatre- 

nicht mur 


Arbeitskräfte in der BRD „{rei” 
(macht sie also zu gut Deutsch ar- 
beitalos), sondern soll auch lang 
fristig im Ausland Reservearmeen 
vo Lohndrückern schaffen, also 
unmittelbar auf das allgemeine Lohn- 
niveau in der BRD zurückwirken, 
Die durch die „Umstrukturlerung‘ 
bedingte Krise wird verschärft durch 
das Zusammentreffen mit einer in- 
ternationalen Wirtschaftskrise in der 
gesamten kapitalistischen Welt, de- 
ten Entwicklung noch gar nicht ab- 
zusehen Ist. 


Die Krise wird dazu benutzt, um 
die Arbeiterklasse einzuschüchtern 


undihr die angebliche Notwendigkeit 

von „Opfern” einzureden: 

- Strauß sagt: Der „„Kortendruck „. 
muß verschwinden „.. Der haupt 

sichliche Kostendruck kommt zur 

Zeit von der Lohnselte” („Bild”, 

6) 


Schmidt sagt« Die Unternehmer 

sind „einem erheblichen Kosten- 
druck ausgesetzt”. Das „sollte bei 
der nächsten Lohnrunde berücksich 


tigt werden.” („FAZ", 19.8.) 

‚Von Ameröngen, "Präsident des 
Industrie- und Handel (DIHN, 
gt: Es ist „mit noch höherer Ar-ı 
beitslosigkeit zu rechnen”. Das ist 
„micht zuletzt die Folge einer über- 
Algerien. Lobnpeliik", (FAZ, 


Der Gesamtverband der Metallin- 
dustriellen Arbeitgeberverbände sagt 
Die „Ursache für die gegenwirl 
‚Konfunkturschwäche” \iegt im 
„Druck einer aggressiven Lohnpoli- 
IR". („PAZ", 23.8.) 

Kapitalisten und bürgerliche Poli 
tüker, - ob Regierung oder „Opponk- 
ion” — ziehen, wie man sieht, am 
selben Strang. Die Arbeiter müssen 
am anderen Endezichen! ® 


Arbeiterkampt Nr. 49/Sopt. 1974 


BDA- 


„Grundsatzprogramm”” 


Mitte August legte Oberscharfmacher 
Martin Schleyer (Präsident des „Bun 
‚des Deutscher Arbeitgeber, BDA) sei- 
nesgleichen und bürgerlichen 
Freie den. Vonchag sine Erkla 
rung zu aftspolilischen 
Grundstzfragen” vor. Dieses „Grund- 
pizprogramm” der westdeutschen 


Kapitalisten „hat zum Ziel" so 
Schleyer — „einen Beitrag zur ord- 
nungspolitischen Grundsatzdiskus- 


sion aus unternehmerischer Sicht zu 
leisten” und das bei den Kapitalisten 
„vorhandene Theoriedefizit aufzuar- 
beiten”. 

Der Entwurf wurde der Öffent- 
lichkeit vorgestellt und soll Ende des 
Jahres nach Beratungen in den einzel 
nen Kapitalistenverbänden auf der 
Jahresversammlung des BDA verab- 
schiedet werden. 

In den Diskussionen innerhalb der 
Kapitalistenklasse ist in den 
nen Jahren von ihren führenden Ver- 
tretern und ihren Ideologen in den 
bürgerlichen Parteien immer wieder 


2 Forderung ‚nach einem „pol 
iem _offensiven Gegenprogramm 
der Geselichaft und der 


vernünftigen 
soliden Reform” (so Schleyers Vor- 
‚gänger, Otto A. Friedrichs) erhoben 
worden. Dieses „Gegenprogramm” 
soll in der „Auseinandersetzung um 
die Zukunft des Unternehmer”, 
über deren „Härte noch nicht überall 
(bei den Kapitalisten) eine klare Vor- 
ätellung besteht”, den politischen 
Forderungen der Ärbeiterklasse ent- 
gegengestellt werden. 


Im Entwurf wird von den Kapita- 
listen mehr „politische Festigkeit in 
den politischen Grundsätzen und po- 
itischer Engagement” gefordert. Die 
aaa? der Deienine 0) zriiende” 
Und „in einem Mehrfrontenkrieg (! 
hart ” (!) bedrängte Unternehmer- 
schaft” (nach „Handelsblatt”, 20.8.) 
wird aufgerufen, verstärkt für den 
Erhalt ihrer Ausbeuterordnung einzu- 
treten und „energischen Widerstand 
fegenäber Ienen, die unsere freiheit 

e offen oder versteckt 
©) in eine sozialistische Ordnung 
zielstrebig umkehren wollen”. zu 


Eine Gefahr für die kapitalistische 
Ordnung sehen dabei die Unterneh- 
mer „heute nicht nur in jenen Kräf- 
ten, die sich die sogenannte System- 
veränderung zum Ziel gesetzt haben. 
Gefahr geht nach unserer Aı 
auch von einer Politik aus, die den 
‚Sozialismus in Raten einführen will” 
(Schleyer zum Entwurf). 

‚Gemeint ist damit. die „.lnkslasti- 
ge” (1) Politik der SPD/FDP-Regie- 
rung (1) und der „Machtanspruch 
der Gewerkschaften und ihren syndi- 
keltischen (1!) Ambitionen” (nach 
„Welt”, vom 20.8.74). 


jnregpncet Be aeihtiiue 


Bee Baisen Gabel mal wie 
als „Beleg” für die „linkslastige 
Politik" "und die „schleichende So- 
Bilisierung” herhallen. 

Als Konzept zur Erhaltung des 
kapitalistischen Eigentums an den 
Produktionsmitteln und zur politi- 
schen Desorientierung der Arbeiter- 


‚gensbildung” vor. „Im Entwurf heißt 

an Rain 
‚cher erhalten bleibe, je mehr es aner 
kannt werde. Dazu müsse «ı aber so 
breit _ wie gestreut sein” 
(„FR” vom 20.8.74). 


rifpolitik der Kapitalisten. Hier sollen. 
die „überzogenen (!) Ansprüche und 
Erwartungen in der Bevölkerung” 
nach ‚unten geschraubt werden. 
de das „Inflationsdenken” und die 
„Inflationsquellen”, womit — die 
Lohn- und anderen Forderungen der 
Arbeiterklasse gemeint sind, nicht 
verstopft, drohten auch hier Gefah- 
ten für die bestehende „Ordnung”. 
In den bevorstehenden Lohnrun- 
den selten. .muz solche Preserhöhun- 
sen mit Tarifaufbesserungen al 
deckt werden, die von lien am 
Wirtschaftsprozeß Beteiligten als un- 
Fermeldber angeschen werden” (nach 


Schleyer und Konsorten fällt es 
natürlich nicht im geringsten ein, 
selbst an eine aktuslie hung 
ihrer Ausbeuterordnung zu glauben, 
Dennoch sind sie sich darüber klar, 
daß cs zu härteren „Auseinandersei- 


n die SPD Repe- 
„Reformen” wie die 


Gleichzeitig dient die Hetze ge- 
in die Forderungen der Arbeiter- 
Tr # 
(„Übermachtanspruch der Gewerk- 
schaften”, „syndikalistische Ambi- 
tionen” usw.) der reaktionären Mo- 
bilisierung von Teilen der Bevölke- 
ung, _ besonders des Kleinbürger- 
tums, für die brutalere Unterdrückung 
der Arbeiterbewegung. . 


Metall-K. 
Meinl Komitee, 


und die „Vermö- 
Frankfurt: 


Festnahmen und Hausdurchsuchungen 
von „KPD’-Genossen 


Am Mittwoch, den 31.Juli 74, wur- 
den zwei Genossen der „KPD" beim 
Verteilen eines Flugblalies über die 
Ermordung des Mannheimer Arbei- 
ters HJ. Remiszko (siehe letzten 
AK) von der Polizei festgenommen. 
Bei der Festnahme wurden Exempla- 
rn der „KPD"-Zeitung „Ko 
Flugblätter und Unterschri 
für die Hessische Landtagswahl be- 
schlagnahmt. Noch bevor die Ci 
nossen wieder (reigelassen wurden, 
durchsuchte die Polizei ihre Woh- 
nungen. Natürlich ohne Haundurch- 
suchungsbefehl. Acht Beamte durch- 
wühlten das Zimmer eines Genossen. 
Als ihnen dort nichts in die Hände 
fiel, durchwühlten sie auch die Ahr 
‚n Zimmer der Wohnung, ohne da- 
Bel auf die rigen Bewohner Rück- 
sicht zu nehmen. Außerdem hinder- 
ten die Poliziste ‚nossen di 
van, Zeugen für die illegale Haus- 
durchsuchung,herbeizüholen, indem 
sie ihn in ein Zimmer sperrten. 
Die Pressestelle der Polizei be 
indete diese Maßnahme mit einem 
‚schlagnahmebeschluß, der im san 
zen Bundesgebiet für Druckerzeug- 


nisse der „KPD" bestehe, und damil, 


schaft die Aussagen in den F 
iorn den Tatbestand der I 


furter Rundschau” (3.8.74): Es sei 
„Gefahr im Verzug” (? ) gewesen — 
eine juristische Formulierung, die el- 
ohne 


gt. 
Ben BOB © San, ltr, ‚die 
10fo ion, bei der mehrere Zeit- 
ichrifien und cin Peuerlicher 1) 
Deschlagnahmt wurden, ermöglicht 
(habe ), daß die deiden Fesigenom- 
menen Inzwischen wieder auf freiem 
Fuß sind”, 

Die nahezu lächerliche Begründung 
‚Gefahr im, Verzug”, gender heute 
bereits wieder, um sich von Seite 
des „freiheitlichen“ Staates derart 
‚offen über demokratische Rechte wie 
„Meinungsfreiheit, Pressefreiheit" 
sw. hinwegzusetze 

Den Genosen der „KPD" aber 
wollen wir folgenden sagen: Diese 
Vorgänge sind nicht, wie einige von 
euch glauben, nur gegen die „KPD’ 
wegen ihrer „konsequenten Politik” 
und der daraus resultierenden „Ge- 
fahr für die Bourgeoisie” gerichtet, 
sondern sie richten sich vielmehr 
jeans die geamte kommunktische 

'wegung. Notwendig Ist daher ein 
verstärktes Bemühen um einen ge 
meinsamen Kamp! gegen die zunch- 
mende staatliche Willk . 


KD/Gruppe Frankfurt 


= Bezirkskollektiv 


‚Arbeiterkampf Nr. 49/Sopt. 1974 


13. August — 


Die Ratten kriechen aus 


Der 13. August ist den Faschisten 
in Wertberlin jedes Jahr ein will- 
‚kommoner Anlaß, ihre Propaganda zu 
entfalten. In diesem Jahr hatten die 
NPD und die Deutsche Volksunion 
Veranstaltungen in zwei Kneipen und 
die JU und BSU eine Demonstra- 
tion zur sowjetischen Militärkom- 
mandantur angekündigt. Die NPD 
tief zu ihrer Veranstaltung mit ihren 
d 'hen Parolen „Mauer, 
Stacheldraht und Minen können nicht 
dem Frieden dienen” und „Gebt 
‚dem Volk das freie Wort und morgen 
ist die Mauer fort” auf, 

Unsere Organisation rief in einem 
Flugblatt zur Verhinderung der Ver- 
anstaltung auf, wobei wir vor allen 
Dingen klar machten, wer die Fa- 
schisten wirklich sind, welche Inter- 
essen der Bourgeoisie dahinterstek- 
‚ken_und daß die Faschisten. mi 


ihren Löchern 


Menschenrecht und Freiheit bestimmt 
nichts zu tun haben. Außer unserer 
Organisation haben auch der Spar- 
tacusbund, die „KPD” und die 
„KPD/ML® zur Verhinderung dieser 
Veranstaltung aufgerufen. Der KBW 
war natürlich nicht erschienen. Ein 
VZ’Verkäufer sagte dazu, cs sei 
icht die Art des KBW, Aktionen 
stellvertretend für die Massen durch- 
zuführen (seit wann denn das?) 
Als wir ankamen, war di 
geschlossen. Der Wirt 
sich, nachdem 
habe, daß es sich um eine Vera 
staltung der NPD handelte, entschlos- 
ie Veranstaltung "abzusagen. 
iesen Angaben entnehmen wir, 
daß die Alliierten — unseres Wissens. 
zum ersten Mal — eine Veranstaltung 
der NPD in Westberlin nicht verboten 


Zu Zwischenfälle kam es mit der 


KPD/ML”. Sie stürmten plötzlich 
Auf die Genosen vom Spartacus 
bund_ los, entrissen ihnen Plakate 
und Zeitungen, Ihre „Begründung“ 
„Das sind Trotzkisten, die gefährlich- 
Sten Feinde der Arbeiterklasse wie 
die Faschisten”. Unsere Genossen 
und die Genomen der „KRD" wa 
ten gezwungen, Ketten zwischen den 
Reihen der „KPD/ML” und des Sp: 
tacusbundes zu bilden, um eine Mas- 
senschlägerei zu verhindern! 

Auch in der Propaganda der 
„KPD/ML" drückt sich dieses pro- 
vokatorische Wesen deutlich aus. Ihr 
Flugblatt (Überchrift; „Die Mauer 
muß weg! Deutschland” dem deut- 
schen Volkt”) bestand zur Hälfte aus 
Hetze gegen die DDR: „Die heutige 
DDR gleicht eher einem finsteren 
Gefängnis, einer Diktatur wie unter 
Hitler", und, weiter im Nazi-Jargon: 
Die „Mauer”sei „das schandhafte Do- 
kument, das die Teilung Deutsch- 
lands untermauert”. Und die Schluß- 
parole „Nieder mit der ‚SEW/DKP' , 
den Verrätern am Sozialismus, den 
‚schlimmsten Feinden in der Arbei- 
terbewegung 


Die Faschisten hatten sich in klei- 
nen Trupps in den Seitenstraßen ver- 


sammelt, Sie wurden vor den Ant 
faschisten durch Polizelspitzel in Zi- 
vil, die auf der anderen Straßen- 


seite Posten bezogen hatten,geschützt. 
Außerdem warteten mehrere Mann- 
schaftswagen in den Seitenstraßen. 
Als die Genossen bemerkten, daß sie 
von einem Polizeispitzel fotografiert 
wurden, entrissen sie ihm den Foto- 
apparat und trieben ihn in die Flucht, 
Als die Genossen ihn verfolgten, 
drehte er sich um und zog die 
Pistole, Dazu schrieb die „BZ" 

darauf unter der Überschrift „Po- 
lizist niedergeschlagen”: „Ein Beam- 
ter einer Ziiktreife wurde gestern 
von mehreren Kommunisten in Alt- 
Tempelhof niedergeschlagen. Die 
‚Kommunisten, die eine NPD-Ver- 
‚sammlung stören wollten, waren von 
dem Beamten fotografiert worden.” 


schaftswagen der Polizei. Sie wollten 
vermutlich die antifaschistische De- 
monstration zerschlagen und die 
‚Täter” schnappen. Wir zogen darum 
in geschlossenen Reihen ab. Die Ver- 

r verhindert worden. 


Demonstration von der 
I yeschnappt, als or sein Mo- 

holen wollte, das er in der 
Nähe, geparkt hatte, Er wurde in 
ein Pollzelauto gezerrt, Dort wurde 
von ihm das „Geständnis” erpreßt, 
daß er sich an der Kundgebung be- 
teiligt habe, Der Genosse muß mit 
strafrechtlicher Verfolgung rechnen. 
Dies ist nach den Vorfällen in Prank- 
furt ein, neuer drastischer Beweis, 
wie die Polizei die Faschisten schützt 
und die Antifaschisten angreift. 

Nach der Demonstration suchte 
die Polizei noch an mehreren U- 
Baho-Ausgängen in der Um: 
nach Demonstranten, speziel 
den Genossen, die dem Spitzel den 
Fotoapparat entrissen hatten. Sie ha- 
ben keinen gefunden. 

‚Auch die Veranstaltung der Deut- 
schen Volksunion war von Genossen 
der „KPD” verhindert worden. Sie 
machten eine spontane antifaschist- 
sche Veranstaltung in den Räumen, 
die für die Faschisten reserviert ge. 
wesen waren. . 


KB/Westberlin 


Anzeige Buch 


DEUTSCHE 
REVOLUTION 
VON 
1918 BIS 1923 


" 192 Seiten (Buchformat) 


Dieser Band enthält zwei neue Arbeiten über eine der wichtigsten Perioden de 


Klsssenkampfe in Deutschland. Dami 


legt der KOMMUNISTISCHE BUND 


ersmals eine ausführliche Analyse der Klawenkämpfe dieser Zeit vor. di 
auch über veine Einschätzung dieser Kampfe Aufschluß gibt. 

Besonderes Gewicht wird auf die Untersuchung der Rolle der Soziakdemokratie 
sowie auf eine korrekte Darstellung der Politik der KPD gelegt — insbesondere 


was das Jahr 1923 angeht 
Der id ee 


iger erwiesen. als die 2.1. recht ausführlicher 


Schriften. die von bürgerlichen und kleinbürgerlichen Autoren geschrieben 


wurden 


einschließlich der in der DDR veröffentlichten. erhebliche politische 


Mangel und Fehleinschatzungen enthalten 
War bisher fehlte Arbeiten der jungen kommuninünchen Bewegung der BRD. 
die sich gründlicher mit den konkreten Entwicklungen der Klawenkampfe in 


Deutschland auseinandersetzen und qualifizierte. klaı 


Kämpfe geben 
Vor allem sind die in diesem Band erst 


Einschatzumgen dieser 


als veröffentlichten Arbeiten mit dem 


Blick aut ie Lehren geschrieben. die für die kommenden Klasenkampfe aus 
den Erfahrungen der Niederlagen zu ziehen sind. die das deutsche Pupletariaı 


nach dem I 
zussen 
SePträpen die heulen yroben Abschnitte 


Weltkrieg und zu Beyi 


und 


DIE LEHREN DES HAMBURGER AUFSTA 


m der 204er Jahre hat hinnehmen 


inde des Ban 


DIE ARBEITERBEWEGUNG MUSS IHRE VERLORENEN SCHLACHTEN 


ANALYSIEREN. UM NICHT 


[Dieser tetaie Abschnint setzt sich besonders mir dei 


auseinander. die andere hnke Gruppen 


WEITERE ZU ERLEIDEN 
Einschätzungen kritisch 
zu diesen Klasenkampfen vor mehr 


ats 50 Jahren abgegeben haben. Durch die gesamte Darstellung dex Them; 


jurch die Einschatzungen um! durch 
[Organisanone: 


potinch 
IBewenung der BRD 4 


Flohmarkt Hannover: 


am diesen Kampfen sellt der Band auch 
leulogischen Auseinanderseizung 


der Positionen anderer 
nen Beitray zur 
‚erhalb der'kommunistischen 


die Kritik 


‚Wenn Sie so wollen, ist es hier genauso wie bei Hitler!” 


Aktion gegen Einschränkung der Informationsfreiheit 


Der Stadtrat von Hannover versscht 
seit ca, fünf Jahren, das miese Image 
der Stadt („tiefste Provinz”) aufzu- 
möbeln. Mierzu soll ein großangeleg- 
tes und aufwendiges „Straßenkunst”- 
Programm dienen: in diesem Rahmen 
wurden ers vor wenigen Monaten dei 
jesige abstrakte Figuren, sogenannte 
nad, angeschaift, fr die die 
Btadt DM 150. 1) rausschmiß. 
Außerdem ve 1 die Stadt je: 
des Jahr ein „Altstadtfest”, einen 
Mammvt-Rummel, zu dem dieses 
Jahr an- zwei Tagen 400,000 Men- 
schen kamen, Wichtigster Punkt der 
Mlmagepflege” aber ist der Floh- 
markt, der jeden Sonnabend an ei- 
nem Abschnitt des Leineufers statt- 
findet. Mier treffen sich regelmäßig 
breite Teile der Bevölkerung, man 
kann allerlei Trödel und Kram kau- 
fen, & wird geredet und gehandelt 
um, 

Diese ganze Imagepoliererei hat 
man aber keineswegs das Ziel, die 
Lebenswerhältnisse der worktätigen 
Bevölkerung zu verbessern, Ganz im 


Gegenteil soll sie von den Problemen 
der Anwohner ablenken, Z.B. dis 


Sanierung und Jugenäpoliik 
Schr dunkie Seiten im Schaften der 
Im Stadtteil Linden-Söd, 
Arbeiterviertl, zeigt ihre 


Politik deutlich, was „Sanierung” im 
Kapitalismus heißt: „Die Bewohner 
werden in teure Wohnungen am 
Stadtrand vertrieben, die Häuser ab- 

issen und stattdessen Büros und 
Fxuswohnungen hingesetat. Und a 
kürzlich eine Initiative von. Jugend- 
lichen einen Bunker, der sei Jahren 
Ieersteht, besetzte, zeigte die Stadt 
verwaltung ebenfalls, wie „lebens 
nah” und „aufgeschlöwen gchenüber 
den Problemen der Jugendlichen" 
sie ist: Der Bunker wurde vom „Mo- 
bilen Einsatzkommando” (MER) ge- 
dumt und steht heute wieder leer 
(sa. AK 44), Der Stadtrat hat indes 
sehr plastische Beispiele dafür ge- 
Zeigt, " welchen Interessen er sich 
verpflichtet fühlt und auf wen das 
„verbesserte Image” Hannovers wir- 
en soll, Vor einigen Jahren wollte 
der IDM-Konzern auf dem Gelände 
der damaligen Pferderennbahn ein 
neuen Werk errichten. Sofort gab die 
Stadı mehrere Millionen DM für die 
Verlegung der Rennbahn und die 
Erschließung der Geländes aus, Alı 
dies alles geschehen war, hatte IBM 
plöwzlich kein Interesse mehr an 
finem Werk in Hannover. Seither ver 
eht die Stadt, das Grundstück zu 
verkaufen. Kinen ähnlichen Vorgang 
bt en heute um das „KröpckeCen- 


— KBW und 


Eine Aktionseinheit kommunistischer 
und anderer fortschrittliche Grup- 
pen führte am 10. August eine anti- 
faschistische Demonstration in Frank- 
furt durch. Der Protest richtete sich 
gegen den Terroranschlag italienischer 
Faschisten auf den Reisezug „ltali- 
‚cus”, der am 4. August in der Nähe 
von 'Bologna zwölf Menschenleben 
und 50 zum Teil schwer Verletzte 
forderte. Etwa 300 italienische und 
westdeutsche Antifaschisten beteilig- 
ten sich an der abschließenden Kund- 
rer Gruppe 


sebung (Genossen unserer Gruppe 
‚nahmen auch daran teil; ein offiziel- 
ler Aufruf unserer Gruppe war jedoch 
wegen der Urlaubs-Abwesenheit meh- 
erer unserer Genossen nicht zustan- 
degekommen — auch das ist ein lei- 
der bezeichnender Ausdruck für das 
noch mi entwickelte Niveau 
unserer Arbeit!). 

Der KBW jedoch hielt sich offi- 
ziell aus dieser Demonstration heraus 
und bastelte sich dafür eine recht be- 
merkenswerte „Begründung” zurecht. 
Unter de? Überschrift „Den Antifa; 
schistischen Kampf richtig führen” 
(&. h.: gar nicht führen!) bezeichnet 
der Frankfurter Ortssekretär des KBW 
es als „gefährliche und ireführende 
‚Parolen und Einschätzungen”, daß in 
dem Demonstrationsufruf auf die dro- 
hende Gefahr einer „faschistischen 
Machtergreifung" hingewiesen wurde*- 
* (Gensugenommen gibt eı dm vom KBW 
Unterseite Wort smmehsiche Mocher 
retung” in dem Aufruf nicht einmal: 
fm Aufruf ist von einer „seaktionksen 
Wen” die Rede, die die Faschisten har 
Belfähren. wollen. und vom vor einiger 
Zeit enchülten „genau sungeerbeiteten 
Purschplan der „Rosa dei Vent”.) 
denn, so der KBW-Ortssekretär: „.das 
zu einem Zeitpunkt, wo die fuschistt 
schen Regimes in Südeuropa der Rei- 
he nach purzeln und der Kampf der 
Arbeiter und arbeitenden Massen sich 
In Hallen genauso wie in Portugal, 
Spanien, Griechenland und der Türkei 
stärmisch enifalter!”. 

Lassen wir hier mal außer acht, 
daß der KBW und wir eine sehr uster“ 
schiedliche Einschätzung davon ha- 


ebiudekomplex 
in das nun nach 
langem Hin und Her, nach der publi- 
kumswrksamen,„Ranung” von, 
zialen Einrichtungen, ein Kaufhaus. 
für den „schobenen Bedarf” hinein 
soll, Schicht zusammengefaßt; Der 
Stadtrat ist bereit, in jedes angebote" 
ne Kapitalistenarschloch zu kriechen. 
Auch so ungemein „Jebensfrohe” 

wie Straßenkunst, Flohmarkt 
und Altstadtfest sind in’ diesem Zu- 
sammenhang zu „schen: Förderung 
den Fremdenverkehrs, Aufbau des 
Images einer „lebensfrohen. Metro. 
pole, die allen etwas zu bieten hat” 
Übesönders natürlich den. standort- 
chenden Kapitalisten). 

Daß es der Stadt nur um die Inter 
man der Kapitalisten geht, zeigt sich 
scht direkt auch auf dem Flohmarkt, 
Ser für Hannover ein wichtiges Forum 
der politischen Information st: Seit 
singen Wochen versuchen Vortet 
der Stadtverwaltung, gegen pölitiche 
Informationsstände und den Verkauf 
von Zeitungen vorzugehen und 
iprechen Verbote genen sie auf, 
offen hiervon waren der ‚ AR} 
TERKAMPF" die „Rote Fahne” und 
VZ". Dies Vorgehen wird mit 
angeblichen „Beschwerden“ über den 
Verkauf linker 
Außerdem gebe es 
kt „keine Demo 

län, it es hier 
Hitler” (60, ein Flohmarktwächter) 
In typisch faschktlscher Manier 
suchte derselbe Vogel auch, seinen 


Schlimmer gehts nimmer! 


antifaschistischer Kampf — 


ben, wärum „die faschistischen 
Regimes in Südeuropa der Reihe nach 
purzeln” (siehe dazu die entsprechen- 
den Artikel in den letzten AK-Ausga- 
ben). Aber vielleicht sollte der KBW 
mal deutlich sagen, ob es auch „irre- 
führend und gefährlich” gewesen ist, 
daß der chilenische MIR unter der UP. 
Regierung auf die Gefahr eines fa- 
schistischen Putsches hingewiesen hat, 
denn schließlich hatte sich die Mas- 
senbewegung dort doch noch viel 
stürmischer entfaltet. Oder? 
Dem KRWmißtBiNt besonders much 
Dem KBW mißfällt besonders auch 
die Forderung nach einem Verbot der 
neofaschistischen MSI (eine Forde- 
rung, die in Italien millionenfach von 


den Arbeitern erhoben wird!), was er 
nur noch mit einem empörten Ausru- 
fezeichen zu kommentieren weiß, da 


diese Forderung doch „gegenüber den 
Bürgerlichen Parteien und einem Staat, 
der immer noch (? ) Haupısrütze der 
alienischen und ausländischen Kapt- 
tallaten und Monopole ist” gestellt 
wird. Da scheint es denn wohl nach 


nisten, die sich gleichfalls mit Händen 
und Füßen gegen die Forderung der 
Arbeiter nach Verbot des MSI stem- 
men und ihr die allgemeine Floskel 
entgegenstellen: „Man muß den Fa- 
schismus politisch bekämpfen”. 

Aber das Herzstück dieser KBW- 
Erklärung kommt noch: 

„Dieser Aufruf und diese Demon- 
srrätion (in Frankfurt) lenken die Ita 
Henische (1!!) Arbeiterklasse in ge- 
fährlicher und irreführender Weise 
von ihren eigentlichen Aufgaben ab. 
selbst die Macht zu ergreifen und die 
soziale Revolution durchzuführen. 
Stattdessen soll sie zunächst (1), 
einen ‚Antifaschistischen Kampf" 
führen, was bedeutet, die Hauptir: 
ger der Macht der Kapitalistenklasse, 
die korrupten und bürgerlichen Pol 
tiker solange zu schonen (1!) und 
sogar an sie zu appellieren, die Faschi- 
ten zu verbieten. 


atıkommunimus mit Me eine 
Schlägers in die Tat umzusetzei 
Dies gelang ihm aber aufgrund der 
Solidarisierung der Flohmarktbe- 
sucher mit den angegriffenen Ver- 
Käufern bisher nicht. Bei diesen An- 
griffen setzten sich die Flohmarkt- 
Wächter sogar bewußt über ihre eige- 
ne Flohmarktordnung hinweg. Ni 
dieser Ordnung ist es nämlich durch- 
aus noch erlaubt, Informationsstände 
Zu errichten und Flugblätter zu ver- 
teilen, Dieses Recht nutzten die bür- 
gerlichen Parteien während des 
ketzten Landtagswahlkampfes auch 
weidlich aus, Sie waren. allerdings 
micht die einzigen und bei weitem 
nicht die ersten: Seit Jahren wird auf 
mehreren Ständen alter Fascho-Kram, 
wie z.B, N$-Literatur, Orden, Hoheits“ 
zeichen, ganzer Uniformteile (. 
Ehrendolche”), Aufrise und Bilder 
von „ruhmreichen” Panzern, Kreu- 
zen 'usw, verkauft, Alles natürlich 
„antiquarich”, mithin „unpolitisch", 
ünd nur noch' für den” ,Liebhaber 
interomsant.n. 

Um sich gegen die Angriffe der 
Stadt zu wehren, schlosen die Sym- 
athisanten des KB, die „KPD“, der 
'BW und die Urnst-Thälmann-Buch“ 
handlung eine Aktionseinheit, Ha 
wurde ein gemeinsames Fl w. 
schrieben, in dem die Verbindung 
zwischen den Angriffen der Stadi 
gegen Kommunisten und {hre Ui 
stötzung der Faschisten aufgezeigt 
wurde, Der KBW hielt die Stoßrke 
tung des Flugblattes zunächst für 


Man fragt sich wirklich, ob man 
hier mehr lachen oder mehr den Kopf 
schütteln soll. Es ist doch wohl der 
KBW selbst, der ein nicht nur durch 
und durch bürgerliches,son 
dern direkt idjotisches Verständnis 
des antifaschistischen Kampfes offen- 
bärt, der nicht sehen und nicht be- 
greifen will, daß der antifaschistische 
Kampf weder Ersatz noch Vorstufe 
des Kampfes gegen den bürgerlichen 
Staat und gegen die Kapitalistenklasse 
ist, sondern daß dies genau die St 08- 
richtung dieses Kampfes ist - 
und gerade von einem großen Teil der 
lienischen Arbeiterklasse auch be 
reits so begriffen wird. Was meint der 
KBW wohl, warum die italienischen 


Arbeiter. die christdemokratischen 
rteiführer bei.den Trauerfeiern der 


faschistischen Bombenatten- 
tate nicht zu Wort kommen ließen? 
Vielleicht um die DC, die die ge- 
schäftsführende Partei der italienk 
‚schen Kapitalisten ist, zu „schonen”?! 
Und warum haben die Arbeiter bei 
ihren antifaschistischen Demo: 
tionen Transparente bei sich gei 
Ge nn ee 
- uf ii en 
mus schlagen!”? Vielleicht, 


KB/Gru; 
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nerffe der Stadt auf 
dem Flohmarkt seien gegen die In- 
formationsfreiheit der Massen gerich- 
tet und nicht gegen die Melnui 

freiheit der "Kommunisten; De 
Kommunisten würden nur deshalb 
angegriffen, weil sie die einzl 

seien, die dort Zeitungen verkaufen, 
Außerdem gebe es überhaupt keine 
Verbindung zu der Unterstützung der 
Faschisten. Dieser Standpunkt wurde 
‚dann aber ohne Selbstkritik aufgege- 


Selt der Veröffentlichung des 
Flugblattes ist die Stadt nicht mehr 
gegen die Informationstände, und 
den Zeitungsverkauf vor . 

"Der Vermch der inschrinkui 
der Meinungsfreiheit für (ortschri 
Hiche und kommunistische Organise- 
tionen (bei gleichzeitiger Duldung bis 
Bevorzugung der Vaschisten) findet 
nicht nur auf dem Flohmarkt in 
Hannover statt, Im ganzen Bundenge- 
biet werden Verkäufer kommunisti 
scher Zeitungen zunehmend belästigt, 
von Spitzeln fotografiert und gefilmt. 
Nachdem verschiedene Zeitungen im 
Juni und Jull über den Polizeimord 
an Günther Routhler beril 
wurden viele Exempl 
nahmt. 

Diese zunehmende politische Zen- 
sur ist die Vorbereitung de 2 
lichen Staates auf kommende Klar 
senkämpfe, sie soll der Arbeiterklas- 
se jede Möglichkeit zur Meinungs 
Äußerung nehmen. . 
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Forts. Guinea-Bissau 


schen Außenminister Soares und dem 
Frelimo-Präsidenten Samora Machel 
unterzeichnet, Das Abkommen sicht 
eine provisorische Regierung unter 
Führung der Frelimo bis zum Juni 75 
vor, Dann soll Mosambik endpültig 
unabhängig werden. Die Zusammeı 

setzung, der  Überganguregerung at 
ein Zeichen der miltärischen und po- 
ischen Stärke der Frelimo in Mosam- 
bik und ein Ausdruck der (augen- 
Blicklichen) Schwächesituation Por. 
tugals: In der Übergangsregierung wi 

den zwei Drittel der 


Frelimo_ gestellt werden; einem Prä- 
sidenten, den die Frelimo stellt, wird 
ein portugiesischer Hochkommissar 
zufr Seite gestellt werden. Von einer 
sogenannten „Volksabstimmung“ vor 
der, Unabhängiekeit (ao, unter por- 
tugiesischen Truppen-Hoheit in den 
‚großen Städten) - von der sich Por- 
tugal versprach, verschiedene afrika- 
nische Marionettengruppen und die 
weiße Minderheit mehr ins Spiel zu 


bringen — war zuletzt auch nicht 
mehr die Rede. 

Die Unterzeichnung des Abkom- 
mens war für die weißen Faschisten 


in Mosambik das Signal, einen — offen- 


Bun 
Internationale faschistische Zentrale aufgedeckt 


Die portuieische Zeitung „Expter 
so" Berichtete kürzlich weitere Ein- 
Zeiheiten über eine faschistische Zeı 
trale in Lisabon, die nach dem 
Sturz des Caetano-Regimes durch die 

Bewegung der Steikräfe” aufge: 
deckt wur 


Die Zentrale war als Nachrichten- 
agentur „Aginter” getarnt; dahinter 
versteckte sich eine faschistische Or- 

sation namens „Ordnung und 

Tradition". Laut „‚EXpresso” unter- 
hält die „Aginter” Fillalen in Bonn, 
Buenos Aires, Genf, Saigon, Rom, 
Tel Aviv, Washington und Stockholm 


u 

Chef der „Aginter” ist ein ehe- 
maliger OAS-Führer (die OAS war 
eine faschistische Terrororganisation, 
die gegen die Unabhängigkeit Alge- 
riens mit Bomben auf arabischen 
Mürkten u.a. kämpfte), der sich ver- 
schiedener Namen bedient, von de- 
ner sein Pseudonym Ives Guerin- 
Serac der bekannteste ist, 

Die „Aginter” befaßte sich u.a. 
mit der Anwerbung von Söldnern 
für die Kolonialisten in Afrika, mit 
Spionage gegen afrikanische Stästen 
und mit Mordaufträgen. Der Name 
„Guerin-Serac” wurde seit längerem 
äuch in. Verbindung mit der „stra- 
ge di stato” (faschistischer Bomben- 
inschlag auf eine Mailänder Bank am 
12.12.69) genannt. 

In den Räumen der „Aginter” 
wurde bei der Durchsuchung auch 


eine Werkstatt zur Herstellung fal- 
scher Pässe gefunden. 

Inzwischen soll die „Aginter" nach 
Spanien umgezogen sein, wo die Ar- 
beitsbedingungen für die Faschisten 
günstiger sind. 

Ein wesentliches Arbeitsgebiet der 

‚Aginter” ist die Anwerbung von 
länern, die im Auftrag des portu- 
hen! Millionärs Jorge Jardin in 
Iosambik eingesetzt werden sollen, 
um die Unabhängigkeit des Landes 
au verhindern. 

Von einer weiteren faschistischen 
, die offenbar mit der „Agin- 
uch zusammenarbeitet, berich- 
tet. die italienische Wochenzeitung 
„Panorama, 

Diese Zentrale nennt sich „Pala- 
din” und soll Filialen u.a. in Paris, 
London und Rom unterhalten, 
warb offen mit Zeitungsanzeigen, in 
denen es etwa hieß: „Risiko ist 
kein Problem für uns. Die Gruppe 
Paladin führt ihre Aufträge auf natio- 
'nalem und internationalem Feld aus, 
einschließlich der Zonen hinter dem 
Eisernen und dem Bambus-Vorhang 
(&.h. Sowjetunion und China — Anm. 
AK) Hochspezialisierte Leute stehen 
zu ihrer Verfügung.” 

‚Chef der Gruppe „Paladin” soll 
ein gewisser Schubert sein, ehemali- 
‚ger Mitarbeiter von Goebbels, Die 
„Paladin’” beschäftigt sich mit Mord- 
Aufträgen und Arbeit für imperialisti- 
sche Geheimdienste. ° 


bar bis ins Detail genau vorbereiteten 
Bürperkrien zu entlemeln, 

ie „heute“-Nachrichten des ZDF 
meldeten in der Nacht vom 7. auf 


‚den 8. September (1Uhr), daß in der 
Hauptstadt Mosambiks, _Lourenco, 
Marques, Tausende von Weißen mit 
Anti-Frelimo-Plakaten und Sprech“ 
hören demonstrieren. Von „ehems- 
ligen Soldaten der portugiesischen 
Armee" (1) wurde der Rundfunksen- 
der besetzt, die weißen Faschisten 
stürmten das Gefängnis von Lourenco 
Marques und „befreiten“ die 200 
noch inhaftierten Folterknechte der 
portugiesischen Geheimpolizei DGS. 

Das portugiesische Militär ließ die 
Faschisten in Ruhe wüten ohne ein- 
zugreifen! Der „Deutschland-Funk“ 
meldete am Sonntag (8.9.74) 13 Uhr, 
daß sich „Teile der portugiesisch 
Armee“ den „aufständischen“ Fa- 
schisten angeschlossen haben, 

Radio DDR dagegen meldete am 
8.9. um 12 Uhr mittags, die portu- 
erische Resierung habe’erkat, die 

ropaganda der Weißen, sic würden 
alle wichtigen Städte in Mosambik 
unter Kontrolle haben, sei. falsch. 
Der „Aufstand“ sei auf Lourenco, 
Marques beschränkt und die portugi 
sischen Behörden würden „Maßnah- 
‚men treffen, um Ruhe und Ordnung 
wiederherzustellen”. Die. portugiesi- 
sche Regierung bemüht sich also die 
zu erwartende große Offensive der 
Faschisten herunterzuspielen. 

Weiße Kolonialisten haben sich auf 
denZeitpunkt ihres „Aufstandes“ gut 
vorbereitet. Sie haben schon seit Mo- 
naten fieberhaft paramilitärische Or- 
ganisationen (wie „Fico“ = „Wir 
bleiben“) aufgebaut, mit Drohungen 
und Attentaten gegen weiße Demo- 
kraten gearbeitet, um eine militant- 
faschistische Ausrichtung der weißen 
Minderheit zu erreichen. 

Die _ Weißen Mosambiks stehen 


des griechischen Putsches 
'ypern war ich in der Türkei. 
wenn die Kommunikation mit 
"Bevölkerung aufgrund der Sprach- 

iten äußerst kompliziert 
und spärlich war — nur mit in Deutsch- 
land arbeitenden Türken kamen 
manchmal konkretere Gespräche zu- 
stande - so sprachen doch die Beob- 
achtungen, die ich machte, eine deut- 
liche Sprache. 


Was mir gleich am erstefi Tag in 
Istambul auffiel, noch vor dem Zy- 
jputsen, war der aufgeblähte Po- 
Faciapparat. Immer wieder Doppel 
streifen der Polizei; mit offenen Re- 
volvertaschen und Gummiknüppeln. 
An allen großen Kreuzungen Posten 
mit. Maschinenpistolen. Es war kein 
großer Menschenauflauf möglich, der 
nicht von der Polizei argwöhnisch 
beobachtet wurde, 

Das brutale Vorgehen der Polizei 
konnte ich selbst beobachten: auf- 
meinem Campingplatz war eine Schlä- 

"ausgebrochen. Innerhalb kürze- 
fter Zeit war ein Mannschaftswagen 
da, dessen Besatzung, ohne die Strei- 
tenden anzurufen, sofort in die Men- 
ge mit Schlagstöcken hineındrosch. 

Warum aber diese große Polizei- 
apparat? Hierauf eine Antwort zu 

Inden, ist sogar dem Touristen mög“ 
lich, der keinen tieferen Einblick in 
die Ökonomische und politische Situ- 
atıon der Bevölkerung hat. Die Wider 
iprüche, prallen, 1orsngen auf der 

raße zusammen: Große Bankpald- 
ste und Türken, die mit Personenwa- 
ın auf der Straße sitzen und ihren 

‚nsunterhalt dadurch verdienen, 
daß man sich für ein paar Pfennige 

laßt; große Villen und zerlump- 
te Rinder, die auf der Straße Streich- 
zer und Ansichtskarten verkaufen. 
Da die türkische Bourgeoisie öko- 
nomisch nicht in der Lage ist, eine 
breite Arbeiteraristokratie zu beste- 
‚chen und für ihre Ziele einzusetzen, 


müssen die bestehenden Herrschafts- 
verhältnisse mit Polizeigewalt kon- 
serviert werden. 

Während der griechisch-türkischen 
Auseinandersetzung 
Kregsgeschrei 


das übliene 
Panzerkolonnen und 
ion um Fernsenen 


% demonsirert , Krieafilme, Au 

ingssperre und Verdunkelung. Ver- 
Kenn bei der Bevölkerung die krar 
Ben sozialen Unterschiede und die Ar- 
beitslosigkeit. Den Nationalismus, der 
in der Devölkerung jetzt herrschte, 
geben wohl am beiten die Worte 
eines in Deutschland arbeitenden Tür 


it 


Zur Lage in der Türkei 
— ein Leserbrief — 


x 
ken wieder, den ich in einem Gespräch 
auf den Krieg ansprach: ‚Alle Türken 
müssen jetzt zusammenhalten, wir 
sind wie eine große Familie.“ 

Doch kann man etwas anderes er- 
warten, wenn mit demagogischen und 
nationalistischen Phrasen der wahre 
imperialistische Charakter des Krie- 
ges verschleiert wird? Wenn die Ver- 
treter des BRD-Imperialismus, der 
nach meinen Beobachtungen großen 
Einfluß in der Türkei hat, das türki- 
sche Interventionsrecht anerkennen? 

In der Türkei scheint mir dieser 
Krieg die tiefen Widersprüche des Sy- 
stems wieder einmal mit nationalisti- 
schem Gedankengut verschüttet zu 
haben. So hat der Krieg zwei „positi- 
ve Seiten“. Er zieht Zypern noch 
stärker in den Einflußbereich der Na- 
to und er erschwert auf unbestimmte 
Zeit die Bewußlseinsbildung breiter 
proletarischer Schichten in der Türkeı 


Ein Genosse 


Anmerkung der Redaktion: 


Der Redaktion mißfällt eine leicht 
anı-rürkische Tendenz, die unbewußt 
in diesem Leserbrief mitklingt, eben. 
50 wie in dem Leserbrief „Ein Beupiel 
für die. natlonalistlsche” Verheizung 
er türkischen Kollegen“ im vorigen 
AK. Die Redaktion hatte bereits die 
äinseitige Stoßrichtung der Über 
schrift jenes Leserbriefes ersetzen 
wollen durch „So sollen griechliche 
und türküsche Kollegen gegeneinan- 
der geherzt werden” (0.4), was durch 
einen technischen Fehler bei der Er- 
Stellung der Zeitung nicht berück- 
Hichtigt wurde 

‚Der Fehler der Genossen liegt u.E 
darin, die nationalistischen und 
Kriegsstimmungen unter türkischen 
Kollegen .n u 7, unter dem Arpek 
der ‚Verhetzung‘ zu sehen - und 
nicht auch alı eine verständliche 
Reaktion auf die Tatısche, daß die 
türkischen Landsleute auf Zypern als 
Mincerhelt jahrelang dem Terror der 
riechuch ayprlotischen Nationalisten 
und Faschiten ausgesetzt waren, die 


Umendliche Verbrechen an der Kirk 
ächen Berölkerung Zyperns begingen 
und nach dem faschistischen Putsch 


neue Massenmorde, Plünderungen, 
Vergewaltigungen und Bernöru 
rerübten, Ki lt alıo nicht ein] 
‚nationalistische Verblendung‘, wenn 
türkuche Kollegen im Eingreifen „ih 
rer“ Armee aundcht einmal den 
‚Schutz Ihrer zyprüchen Landuteute 
sehen. 


Texaco, Hamburg 


‚Arbeiterkampf Nr. 49/Sopt. 1974 


keineswegs allein. Schon seit langem 
ist bekannt, daß eine Söldnerarmes 
auf dem Geblet von Malawi und Rhor 
desien zusammengestellt wird, die 
nach dem Waffensullstand mit Por- 
tupal_gegen Frelimo weiterkämpfen 
soll, Geldgeber dieser Killertruppe st 
der berüchtigte Kapitalist Jorge Jar- 
dim = in Portugal steckbrieflich ge- 

eine der Schlüselfiguren Im 
derzeitigen Kampf der Weißen, Jar- 
dim wird u.a. unterstützt vom Ranai- 
stenregime in Südafrika. Südafrika hat 
in den letzten Monaten ernorme An- 
strengungen in seiner milltärischen 
Aufrüstung gemacht und ist entschlos- 
sen, ein sozlalistisches Mosambik und 
Angola um jeden Preis zu verhindern 
Frelimo und das Volk von Mosambik 
steht, vor weiteren schweren Kämp- 
Ten, denn „die Imperlalisten (werden) 
ihr Schlichtermesser bis zu ihrem 
Untergang nie aus der Hand geben". 
(Mao-tse-Tung) 


rung gebildet, die aus 14 portuglesi- 

Söhen Btaatsiekretkten. berteht und 

‚die dem Oberkommando des Admi- 

Kine siwat 

vw ‚der ngola ope- 

Men enbelfeiongubewagungen war. 
nicht erwähnt! 


Interesse an Angola ge- 
habt wegen der reichen Bodenschätze 
dieser Kolonie und aie haben auch, 
von jeher die Befrelungsbewegungen 
in diesem Land besonders hart_be- 


kämpft und auch massive Mittel der 


In Angola, der reichsten der drei 
Kolonien, werden die alten portu- 
giesischen Koloniälherren durch ‚die, 
Befreiungsbewegungen militärisch 
noch nicht ernsthaft ‚bedroht. So 
‚können sie bisher die Bedingungen 
der „Unabhängigkeit‘‘ dem Volk von 
Angola noch weitgehend nach ihren 
Interessen diktieren. Am 4. Septem- 
ber wurde in Luanda (Hauptstadt 
‚Angolas) eine provisorische Regie- 


Bestechung angewendet, um Kollabo- 
rateure innerhalb dieser Organisatio- 
nen zu finden. Das Volk von Angola 
wird noch einen langen Kampf um 
seine Befreiung führen müssen. 

(In einem der nächsten AK's wer- 
den wir einen ausführlicheren Artikel 
zur Entwicklüng in den portugiesi - 
schen Kolonien veröffentlichen).  ® 
KB/Gruppe Hamburg 
Spanien/Portugal-Kommission 


Linker Vertrauensleute-Vorsitzender 


abgeschossen 


Die IG Chemiefährung setzt bei Texaco ihre Versüche, die fortschrittliche 
Gewerkschafts- und Betriebsratsarbeit zu zerschlagen, fort. Nach dem einge- 


Iaitsten grweikschaftichen Ausschleßverfahren 
t, denen dadu: formalgewerkschaftlichen Rechte, 
1 hielt jetzt der Vertrauenskörper-Vonsitzende der Tozaco- 


und Tramy 
men wı 


Hauptverwaltung, W. Henze, im Zuge 


‚gen die Betriebsräte Kynast 


ihrer Salamitaktik Funktionsverbot. 


Die Kollegin M.R., Mitglied der VK-Leitung Wilhelmsburg und M.W., VK-Lei- 


tung Texaco-Hauptverwaltung, wurde 
die Kich 


‚schdricklich darauf aufmerksam 


qemacht” dab sie „gegen. linienbestimmungen für gewerkschaftliche 
/ertrauensleute der IG-Chemie eindeutig verstoßen” haben. 


Am 8, August nahmen die Be:riebs- 
räte Kynast und Trampert an der 
Vertrauensleutesitzung der Texaco- 
Hauptverwaltung teil. Freiherr von 
Kodolitsch (IG Chemie-Sekretär) 
forderte die 18 anwesenden Kolle- 
gen auf, den Gewerkschaftsraum mit 
ihm zu verlassen, weil die beiden 
„Ohne Rechte und Pflichten” seien 
ünd deshalb zu „keiner gewerk 
schaftlichen Veranstaltung mehr er 
scheinen dürften”. Der Abend ende- 
te mit einer Niederlage der Gewerk 
schaflsführung: nur ganze vier „Kol 
legen” begleiteten von Kodolitsch 
bei seinem Abgang; 14 bileben und 
machten die Gewerkschaftsarbeit 


$o wie die Gewerkschaftsführung 
auf ihren Prestigeverlust anläßlich 
der Aufsichtsratkampagne der Be 
iriebsräte Kynast und Trampert ein 
Ausschiußverfahren folgen ließ (nach 
der Kampagne waren in der Haupt- 
verwaltung nur 40 % der Kollegen 
zur Wahl. gegangen), beantworleie 
sie auch diese politische Schlappe 
mut ihrer Satzungsgewalt 

In eınem Brief vom 29.8, be- 
schuldigte der IG Chemie Verwal 
tungsstellenvorstand den VK-Vor- 
sitzenden, er sei in einem Schreibe 
darauf aufmerksam gemacht wo 
den, „daß... alle Rechte und Pflich- 
ten der beiden mit Ausschluß be- 
drohten Mitglieder (Kynast und 
Trampert -AK) ruhen, d.h. se kön 
nen un keinen Sitzungen gewerk 
Jchaftlicher Gremien mehr teiineh- 
men und können keinerlei Handlun- 
gen alı Mitglieder der Funktionare 
Fornehmen‘" und ırotz dieses sur 
üröeklichen Hinweises hätten die 
beiden an der Sitzung. (eilgenom- 
men. Und weiter heißt es in dem 
Bnief: „Kollege von Kodolissch (der 
Brief "wurde von G, Pauben als 
el. Vorsitzender der Verwaltungs- 
stelle unterschrieben) bat daraufhin 
mir Hinweis auf die Satzungsbestim 
mungen und Richtlinien, daß alle 
die, die dagegen nicht verstoßen 
woilten, mit hm den Raum verlar 
ven sollten 


Dieses Verhalten stellt einen 
ekiatanten Verstoß gegen dıe Sat- 
zungsbestimmungen und Richtlinien 
für gewerkschaftliche Vertrauensleu 
%e der. Eine vertrauensvolle Zusam- 
menarbeir als Voraussetzung gewerk- 
schafilicher Arbeit ist unter diesen 
Umständen nicht mehr gewähr- 
leistet”. 


Bei der Texaco werden derzeit, 
wie in früheren AK-Ausgaben 
berichtet, zwischen den Linken 
und den Reaktionären um Ko- 
dolitsch und seinem Anhang ei- 
ne Reihe von Prozessen 
Dabei hat z.B, Kodolitsch im 
Prozeß gegen Kynast, in dem ex 
diesem untersagen lassen Will, 
„weiter zu behaupten”, daß Ko- 
dolitsch in seinen antikommunl 
stischen Broschüren aus Hitlers 
„Mein Kampf” abschreibe, einen 
Äireitwert von 20.000, DM bl 

jericht beantragt, der zu riesigen 
Prozeßkosten führt 

Die AK-Redaktion ruft daner 
auf, auf das Konto der Texaco- 
Küken ba dr 

Ham! asse 

‚Konto-Nr. 1315/453876 

Helmut Kynast 
zu spenden. 


Wir geben G. Paulsen recht, denn 
in dieser Passage des Schreibens be- 
zeichnet er die „Bitte” des profilier 
ten Kommunistanjägers ab einen Vor 
stoß gegen gewerkschaftliche Be- 
Atimmungen und bestreitet Ihm sehr 
ichtig die Voraumetzung gewerk- 
schaftlicher Arbeit. Aber wer Paulsen 
kennt und den Brief weiterliest, 


ung handelt. Br hat einfach 
einen Satz vergessen. 

Dieser „eklatante Verstoß" trifft 
natürlien alle 14 Kollegen, die soll 
darisch den Raum welter besetzt 
hielten 


Im Sinne ıhrer Salami-Taktık 
„schonte” die Gewerkschaftsführung 
noch die meisten Vertrauendeute 
und griff sich deren Vorsitzenden 
heraus: . 

„Darüberhinaus muß man von ı 
‚Funktionsträgern mit gestaltender 
Funktion (? }), wie es der Vorsitzen- 
de der Vertrauenskörperleitung ist, 
erwarten können, daß er sich über 
die ite seines Verhaltens, daß 
offensichtlich überlegt kalkuliert war, 
im Klaren sein müßte.” (Schreiben 
der IG-Chemie-Führer an den VK- 
Vorsitzenden, W. Henze). 

Der Schluß der Briefes an den 
VK-Vorsitzenden heißt 

‚Der Verwaltungsstellenvorsiund 
macht nachdrücklich darauf aufmerk 
‚sam, daß Du damit nicht mehr Mit- 
lied des Vermauenakörpers der 
Texaco Hauptverwaltung bin und 
‚auch keinerlei Funktionen in diesem 
gewerkschaftlichen Gremium ausiben 
kannst.” 

Wir wollen hier nicht klären, ob 
der VK-Vonsitzende gegen Ingendei- 
nen Satzungsparagraphen verstoßen 
hat oder nicht, Tatsache ist, daß die 
Gewerkschaftsführung die Meinungs- 
bildung der Kollegen ignoniert, wenn 
es um die Nehinderung fortschritt- 
licher Kollegen geht, Sie kann es sich 
‚eben noch leisten. 

Den Kohegen muß klargemacht 


werden, daß die Gewerkschaftsführ 
ung sich gern auf die Mehrheitwver- 
höltnisse beruft, wenn es um die 
Durchsetzung Ihrer Politik geht. An 
dererseits ignonert sie die Mehrheit 

wenn sie ihren Zielen 


der Kollegen. 

entgegenläuft und bezichtigt diese 
Mehrheit sogar des fehldenden Über 
blicks. Ihr kommt es eben nicht auf 
‚die Kollegen und deren Interessen 
an sondern ausschließlich auf ihre 
Ordnungafunktin im k itahstischen 
Staat, die sie mit prinzipienios weh 
selnder „Begründung” durchauseizen 


versuch 
Der 1IG-Chemieführung ist es zwar 
bis heute gelungen, drei linke Kolle- 
gen zus beiriebsrätllchen und gewerk» 
Schaftlichen Funktionen herauszu- 
drängen. Andererseits formiert sich 
aber um diese Kollegen eine Gruppe 
von Betriebsräten, Verl 
Jugendsprechern und 
werkschaftern, die bereit It, 
Kampf für die Kollegen in Beirieb 


und Gewerkschaft  fortzuseizen. 
Die Gruppe gibt eine eigene Zeitung 
Da beta und (Ger 

hermus, die von allen 

1 Kollegen) ug; 


‚Arbeiterkampf Nr. 49/Sopt. 1974. 


Gericht verfügt die Sc! 
von Reynolds 


hließung 


Eine Kraftprobe bahnt sich an 


‚Am 27,8. erreichten die Auseinander- Werk mit mehr als 1.000 Arbeitern 
setzungen um die Produktionsufnah- andererseits und dem Wohl der Allge- 
‚me der Reynolds-Hütte in Hamburg meinheit insgesamt.” Auf diese Art 
‚einen neuen Höhepunkt. Das Verwal- und Weise wollen sis alle Uninformier- 
ungsgericht hatte entschieden, daß ten gogen die Bauern und die prote- 
‚Reynolds innerhalb von vierzehn Ta- stlerende Bevölkerung aufhetzen. Es 


‚die Hütte dichtmachen muß. Die, 


ht aber nicht nur um die unmittel- 


talosigkeit, mit der der vor Betroffenen. So schreibt „Bild” 
vier Jahren begonnene bern am 30. ' „Die Frage des Tages: 
zogen wurde, veranlaßte das Was ist Ihnen wichtiger: Saubere. 

zu diesem Urteil. ‚oder die Erhaltung von 1.200 Arbeits 
5 Pant yon sieh Bürgern Cie Erhaltung 

nd von sche Bürgern Mt 
Hetze in der Bevölkerun sen Areipläze le voran halten: 
In den gleichen Tönen wie die Kon- 


‚gegen Umweltschutz 


In der bürgerlichen Presse versucht 
‚der Reynold»-Konzern samt Anhang 
(SPD-Senat und Gewerkschaftsfühe 
rung), mittels einer großen Hetzkam- 
Day Interessen durchzusetzen. 
„Sind Blumen wichtiger als 1.000 Ar- 
Beitsplätze? ” („Mopo") oder „Sind 
12.000 Gladiolen mehr wert als 1.100 
‚Arbeitsplätze? ” („Hamburger Abend- 
blatt”). So wollen sie uns weismachen, 
SE Bye nur um ein paar Blumen, Kern; 
der SPD-Senator für Wirtschaft und 
Verkehr, besitzt sogar die Frechheit, 
‚davon zu sprechen, es gche um „einen, 
klagenden Landwirt einerseits, dem 


zernleitung setzt sich der Hamburger 
Senat für die Kapitalisten ein. „Sena- 
tor, Kern verteilt herbe Richter Schel- 
te” („Hamburger Abendblatt"). 
Schließlich haben sie den Konzern 
mit großen Versprechungen an die EI- 
be, gelockt, Bausenator Dr, Bialas 
„Mir sind bestürzt und werden alles 
un, um Reynolds bei seiner Beschwer- 
de zu unterstützen.” (,Mopo”). 
Gleichzeitig verbreiten sie optimi- 
stisch, daß es ihnen im Zusammenspiel 
mit den Reynolds-Kapitalisten und 
der bürgerlichen Justiz am Ende gelin- 
gen wird, ihre Interessen durchzuset- 
zen. Bürgermeister Schulz: „Die Ge- 
richte werden sich am Ende dem Sc- 


natsstandpunkt anschließen” (,,Ham- 
burger Abendblatt"). Wirtschaftäsena- 
tor Ken: „Ich vertraue sehr auf die 
kühle Luft 
Fic. Sie wid arlich am einer ach, 
lichen intscheldung beitragen” 
[ELSE We 


im Oberverwaltungsge-' 


Ichef Meyer — auf der latz- 
ten Betriebsratssitzung auf und droh- 
ten dem „More 

„gerichtliche Schritte” (sprich? Kündi- 
gung!) an. Dem Betriebsrat insgesamt 
wurde unverhohlen erklärt, daß ihm 


Kraftprobe zwischen die sofortige fristlose Kündigung dro- 
Kapital und Arbeit im Werk hen würde, wenn er sich gegenüber der 
Presse etwa in ähnlicher Weise äußern 


Natürlich zielt die von den Kapita- 
listen und ihren Vertretern im Ham- 
burger Senat inszenierte Pressckam- 


sollte. Öffentliche Kritik an der Poli- 
tik der Geschäftsleitung sei gegen das 
Betriebsverfassungsgesetz und bedeute 


Jagne nicht nur auf „die Öffentlich. einen Bruch der „vertrauensvollen Zu. 
lt" schlechtin, sondern ist auch dk sammenasbeit 

rekt auf die Belegschaft der Alu Hütte Weiterhin wurde der Betriebsrat 
uchtet, Um Se Wisumkei der  sfzterdert, Ach yon den Außer, 
EArgumente" au Zu er. gen seines Kollogen „Unbekannt zu 
iöhen, ließ $} Abendblatt" Gistanzieren. 7. 


am 29.8. fünf Angestellte zu Wort 
kommen. Diese Leute — darunter der 
Personalchef (1) Meyer und zwei wei- 
tere „Leitende” — wurden als Vertre- 
ter der „empörten” Belegschaft prä- 
sentiert, die um ihre Arbeitsplätze 
bangen müssen. 

Als einen Tag später ein nicht na- 
mentlich genannter Betriebsrat von 
Reynolds gegenüber der 
Morgenpost” die Dinge 
Sicht eingeschätzt hatte (dabei unter 
anderem auch erklärt haben soll, daß 
die Geschäftsleitung „mitverantwort- 
lich” für das jetzige Dilemma sei), 

Ihmen die Kapitalisten das zum An- 
aß, um mit massiven Einschüchterun- 
gen und direkten Erpressungen gegen 


Zu diesen kapitalen Unverschämt- 
heiten — die allerdings ihre Wirkung 
auf die noch unerfahrenen Betriebs- 
räte nicht verfehlten — ist mehrererlei 
zu sagen: 

1, Gibts nach dem Betrieboertas 
sungsgesetz ‚keinen Paragraphen, der 
den gewählten Belegschaftsvertretern. 
ausdrücklich untersagt, zu einem in 
derÖffentlichkeit disku- 
tierten Problem des Betriebs den 
Standpunkt der Arbeiter und Ange- 
stellten auch öffentlich vorzutragen. 

2. Wenn überhaupt jemand gegen ge- 
setzliche Bestimmungen verstoßen 
hat, so ist das natürlich niemand an- 
ders als die Reynolds-Geschäftsleitung 
selbst. Sic hat in krimineller Weise die 


tzlichen Auflagen zur Vermeidung 
Fön Umweltschäden (durch Fluoraur 
stoß) unberücksichtigt gelassen bzw, 
ist diesen nicht voll nachgekommen. 
hat — im wesentlichen Über 

den Personalchef Meyer (FDP-Mann) 
— am laufenden Meter Stellungnah« 
men in die Presse gebracht, in denen 
‚die Dinge auf den Kopf gestellt wer- 


den, 
3. Für den Betriebsrat besteht nicht 
nur keine Veranlassung, sıch von den 
individuellen Äußerungen eines seineı 
Kollegen gegenüber der „Morgenpost 
zu distanzieren, sondern für den Be- 
{riebsrat steht nach wie vor die Auf- 

be, die gegenüber der Reynoldı-Be- 


[schaft ‚bene Erklärung vor 
der Presse :derholen und auf de- 
ren Veröffentlichung zu dringen (die- 


se BR-Erklärung wurde bereits im 
letzten AK auszugsweise zitiert — ic, 
ist weitergehend (!) als das, was der 
unbekannte Kollege gegenüber der 
„Morgenpost” gesagt haben soll, weil 
Sie den Kapitalisten v 0 11 für die 
jetzigen Schwierigkeiten verantwort- 
ich macht!!!). 

Unbeirrt gilt es, für die Forderun- 
gen einzutreten: 
— Keine Entlassungen bei Reynolds! 
— Reynolds muß alle Auflagen er- 


N 
— Die Sicherheit und Gesundheit der 
‚Arbeiter im Werk und der Wohnbe- 
Yölkerung ind untrennbar verbun- 
a! . 
Betriebszelle Reynolds 
KB/Gruppe Hamburg. 


Betriebsbesetzung in Leer 
(Ostfriesland) 


25 Arbeiter der kleinen Möbelfabrik 
Schulte in Leer besetzien am Freitag, 
den 9.8. den Betrieb, da ihnen seit 
Juli keine Löhne gezahlt worden wa- 
Ten. 

Schon seit Jahren war die Firma 
in Schwierigkeiten und hatte wieder- 
holt Schulden gemacht, 

Als der Firmeninhaber im Kran- 
kenhaus ag, bestellten die beiden M 
gesellschafter der GmbH & Co. KG 
zwei. „Notgeschäftsführer", die die 
Liquidierung der Firma vorbereiteten 
Sie stellten fest: 
= in der Kasse ist kein Pfennig Geld 

alle Konten sind gesperrt 
alle Forderungen sind abgetreten 
eine nichtbezahlte Maschine ist 
vom Lieferanten abgebaut und ab- 


LESERBRIEF 


transportiert worden 
» Löhne sind seit Juli, „vermögens- 
wirksame Leistungen” seit drei 
Monaten nicht mehr gezahlt wor- 


Die beiden „Notgeschäftsführer", 
die den Arbeiten nicht bekannt w 
ren, machten sich eiligst daran, Lager- 
beslände an Käufer abzugeben, ohne 
ordnungsgemäße Lieferscheine und 
Rechnungen zu schreiben, 

‚Als die Arbeiter beim Arbeitsamt 
erfuhren, daß ein Konkursantrag nicht 
vorläge und daß Gefahr bestünde, daß, 
die Lagerbestände weit unter Markt- 
wert verkauft würden, besetzten sic 
drei Tage lang den Betrieb, um sich, 
selbst Pfänder für ihre ausstehenden 
Lohnzahlungen zu sichern, 


Über eine ganz „‚normale” Entlassung 


Auf der HDW-Kiel werden durch- 
schnittlich jeden Monat 130 Kolle- 
sen entlassen. Darunter befinden sich 
inmal die Kollegen, die „auf eigenen 
Wunsch” die Werft verlassen. Das 
heißt im Klartext, daß sie der Ar- 
beitshetze, vor allem dem mörderi- 
schen Programmlohn, nicht gewach- 
sen sind bzw. nicht zu den Kollegen 
;chören wollen, die fast täglich im 

infallwagen aus der Werft gefahren 
werden oder zu denen, für die diese 
het die letzte ist (traurige HDW- 
Weisheit: „‚Auf jeden Tanker kommt 
ein Toter“). 

Die anderen Entlassenen fallen un- 
ter die Kategorie „nicht tragbar" und 
„nicht geeignet‘. 

Um aufzuzeigen, was sich dahinter 
verbirgt, haben wir den Fall eines Kol- 
legen rausgegriffen, der als „nicht 
wecignet” entlassen wurde: 

in Arbeiter bekam den Auftrag, 
Langlöcher in Bandstähle zu feilen. 
Pro Bandstahl 4 Löcher, das macht 
bei 96 Stück 384 Langlöcher. Damit 
war er für drei Tage beschäftigt (neun 
Stunden täglich — versteht sich!), 

Dem Kollegen, der gerade seine 
Lehre als Autoschlosser beendet hat- 
te und erst seit drei Wochen auf HDW 
war, wurde die Arbeit übergeben, 
‚ohne daß ihm der Arbeitsgang vorher 
erklärt worden war. 


Man spekulierte offensichtlich dar 
auf, daß er die Arbeit schon hinkri 
sen würde, da die meisten Autoschlos- 
ser eine „Feilausbildung“ genossen 
haben. 

Jedenfalls kam Meister Berner am 
dritten Tag, um sich die Arbeit anzu- 
schen. Er stellte fest, daß 80 & der 
Langlöcher falsch befeilt waren und 
schrie daraufhin den Kollegen eine 
Viertelstunde lauthals an. Als er sein 
Geschrei beendet hatte, forderte er 
den Kollegen auf, sich „seine Papiere 
zu holen“. Dann rief er einen Lehr- 
ling, der ihn in seiner „glörreichen 
Tat” noch bestätigen sollte, was die- 
ser allerdings unterließ. Daraufhin 
würde der Lehrling von ihm übel 
angemacht: „Werd’ ja nicht auch so 
usig, sonst tech’ ich cuch allen ein 
Messer in den Arsch” (solche und 
ähnliche Sprüche sind sowieso fester 
Bestandteil seines Repertoires). 

An diesem Rausschmiß läßt sich 
gut das politische Ziel aufzeigen, daß 
fl listen mit ihren Entlassun- 


rung und Angst um den Arbeitsplatz, 
Damit wird — neben dem ökonomi 
schen Zwang zur Arbeit - die kaplta- 
istische Arbeitsmoral und Arbeitsdis- 
ziplin sowie Duckmäusertum und 
Nach-dem-Munde-Reden durchzuset- 


Sie beendeten diese Betriebsbe- 
setzung, weil sie erführen, daß schon 
vor geraumer Zeit der Inhaber der 
Firma das gesamte Inventar an Ban- 
kenübereignet hatte, um weitere Kre- 
dite zu erhalten. Außerdem hatte die 
Firma mittlerweile den Konkurs an- 
‚gemeldet, so daß die Arbeiter ihre 
Lohnforderungen beim Arbeitsamt 
geltend machen konnten. 


In Ostfriesland allerdings neue Ar- 
beitsplätze zu finden,wird schweral- 
len, zumal die Möbelfabrik in der 
letzten Zeit bis auf vier Tischler nur 


‚noch Hilfskräfte beschäftigte. 
In Ostfriesland ist man so hohe 
Arbeitslosenquoten gewohnt, daß die 
25 Schulte-Arbeiter statistisch kaum 
ins Gewicht fallen. 
Entsprechend desinteressiert rea- 
gerie such der Versaltunssche der 
stadt Leer, Oberstadtdirektor Klein, 


Frankfurt 


Rationaliserungen 
bei Braun 


Die Firma Braun AG mit ihren Haupt- 

werken in Frankfurt und Kronberg 

gehört zum amerikanischen Konzern 
illette 


In der Elektronikproduktion von. 
‚Frankfurt werden Hifi-Geräte herge- 
stellt; im Werk Kronberg befindet sich 
die Hauptverwaltung, einige Zulicfe- 
ungsabteilungen und etwas außerhalb. 
die Feuerzeugproduktion/ Westerbach- 
straße. 


Seit Anfang des Jahres führen die 


auf die Vorfälle: nKapitaisten schrittweise syste- 
Wir haben andere, größere Son | Brunkapl naeh en smaßnah- 
gen (HR. 148.74) nen durch: 


„Im'der Größenordnung ist die 
Sache zu geringfügig, als daß wir uns 
damit befassen müßten.” („ER" 148.) 

Klein hat aber auch noch einen 
zweiten Grund, sich um den Fall 
nicht zu kümmern: 

Die Sache Int TirmtHinb rn 

„Die Sache ist ziemlich undurch- 
sichtig.” („FR", 14.8.). 

‚Schon 'einige Tage nach der Be- 
Triebsbesetzung der Schulte-Arbeiter 
gab es eine zweite Betriebsbesetzung 
in Leer. 20 Beschäftigte der Firma Be- 
ton-Elementbau Jacob Schmidt er- 
Tichteten eine Barrikade aus Beton- 
Fertigteilen und legten einen Baukran 
um, um den Abtransport von Bautei- 
len’zu verhindern. Seit fünf Wochen 
haben die Arbeiter keinen Lohn er- 
halten. 

Sie verlangen, daß bis zum 31.8. 
ein ordnungsgemäßes Verfahren ein- 
geleitet wird, damit sie ihren An- 
spruch auf Konkursausgleichszahlun- 
gen des Arbeitsamtes geltend machen 
können. . 
Metall:Komitee 
KB-Gruppe Hamburg 


zen versucht, In diesem Fall gelang 
das sogar soweit, daß einige Kolle- 
gen der Abteilung dem Meister Recht 
Baben. 

Der Betriebsrat, als Interessenver- 
treter der Kollegen, hätte die Aufga- 
be, diesen zahlreichen Entlassungen 
im einzelnen nachzugehen. D.h., er 
hat di der Abteilung au 


Ie Kollen 
zusuchen und nicht die Mei 


t die Kollegen zu befragen, ob er 
Entlassung unterschreibl. oder 


Stattdessen ist es übliche Praxis 
des sozialdemokratischen Betriebsra- 
tes (BR), so gut wie jede ihm von 
der Geschäftsleitung vorgelegte Ent- 
lassung abzuhaken, bzw. sich sogar 
noch als Motor der kapitalistischen. 
Entlassungsmaschine zu betätigen. 
Dies vor allem bei politischen Entlas- 
sungen. Solche Maßnahmen werden 
dann vom Oberdrahtzicher und DR- 
Vorsitzenden Otto Böhm höchstpe 

sönlich mit zynischen Kommentaren 
begleitet wie! „Jetzt haben wir end- 
lich einen Idiöten weniger auf der 
Werft! 

Die Aufgabe der Kommunisten 
und klassenbewußten Kollegen ist es, 
in Zukunft verstärkt die Entlassun- 
gen im einzelnen zu enthüllen und 
den Kampf 
Nur so können die Arbei 
Kraft entwickeln, politische Entlar 
jungen bei Streiks ei zurückzukämg- 
fen. 


@In der ersten Januarwoche: drei 
Tage „Zwangsurlaub” für alle Kol- 
legen des Elcktronik-Bereiches in 
Frankfurt. 
© Mitte Januar: es wird bekannt, daß 
a Frarktner 8800 Wallegen uns 
in Frankfurt 85:90 Kollegen und 
in der Westerbachstraße ca, 40 Ko- 
legen entlassen werden sollen. Die- 
se Maßnahme wird auch durchge- 
führt und zwar in drei Schüben von 
Januar bis März. Damit wird eine 
Meldung der Entlassungen beim 
Arbeitsamt umgangen. 

@Gleichzeitig wird_ein genereller 
Einstellungsstop für die gesamte 
Firma erlassen 


@Ebenfal gleichzeitig wird bekannt. 
gegeben, daß die Feuerzeugproduk- 
tion in der Westerbachstraße bis 
zum Herbst langsam auslaufen soll, 
mit der Begründung, die Räume 


dort nicht mehr anmietbar. 
Und das, obwohl den Kollegen 
schon seit langem die Verlagerung 


‚der Eeuerzeugproduktion nach Ir- 
land bekannt ist. 

@Ende März: die Geschäftsleitung 
stellt den BR vor die Alternative‘ 
entweder 50 weitere Entlassungen 
in der Westerbachsträße oder Kurz- 
arbeit für diesen Bereich. Der BR 
stimmt einer Kurzarbeit vom 22.4 
bis 27.9. zu. 


Anfang Juli: es zeigt sich, daß 
Kurzarbeit keine Sicherung der Ar- 
beitsplätze bedeutet: die Feuer- 
zeugproduktion wird ganz einge- 
stellt, ca. 45 Kollegen entlassen. 

@Zur gleichen Zeit wird den Kolle- 
gen in Frankfurt in einer außeror- 
dentlichen Betriebsversammlung 
mitgeteilt, daß für den Elektronik 
bereich Kurzarbeit beantragt wor- 
den ist. Und zwar voraussichtlich 
für ein halbes Jahr. 


Als nchste Schritte sind die Ent- 
Iassungen von „SO Angestellten in 


Frankfurt und weiteren 60 in Kron- 
Berg oplan, 
ie Begründung der Geschäftslei- 


tung für diese 
aus folgenden Punkten: 


1. im Januar lag die Firma mit I 
unter dem geplanten Umsat; 
2. Es existieren Lagerbestände 
140 Mill, DM — norı 
stände von 100 Mill, DI 
3. Die „Ölkrise” und die augenblick- 
liche Konjunkturschwankung hı 


Verbrauch er und zu einem Preisan- 
stieg der von Braun benötigten 
Kunststoffe geführt, 


4. Die Aufheburig der Preisbindung 
habe ebenfalls zu einer Verbrau- 
‚cher-Zurückhaltung geführt. 


5. Der Wettbewerb auf dem Elektro- 
nikmarkt habe sich verschärft 
‚Siemens beispielsweise könne im 
Ausland billiger produzieren und 
deshalb auch preisgünstiger anbie- 
ten (so VO-Vorsitzender Dr. Herr- 
mann auf der Beiriebsversamme 
hung). 2 


‚Tatsache ist, daß Braun ind,Ab- 
sutzschwierigkeiten” steckt. Ta 
ist aber auch, daß die wirkliche 
che für diesen Absatzschwund in 
wahnwitzigen Überproduktion 
vergangenen Jahre liegt. Dies 
tet für die Braun-Kapitalisten 
vorübergehende Profitstockung. Ur 
trotz dieser veränderten Absalzlage 
weiterihre Profite zu sichern na 


weiter ihre Profite zu sichern und aus- 
zubauen, führen sie auf Kosten und 
zu Lasten der Arbeiter und Ange- 
stellten systematische Rationalisie- 
rungsmaßnahmen durch. Diese R-tio- 
nalisierungswelle steht praktisch erst 
‚am Anfang; was noch weiter auf die 
Kollegen zukommt, ist ungewiß. Daß 
Kurzarbeit keine Sicherheit für die 
Arbeitsplätze bedeutet, haben die 
Kollegen der Westerbachstraße am 
eigenen Leib erfahren müssen; 


Eine weitere Möglichkeit, aus die- 
sen „Schwierigkeiten” herauszukom- 
men, schen auch die Braun-Kapit 
listen in der Verstärkung des Kapital. 
exports. 


Als erstes steht die Verlagerung der 
Feuerzeugproduktion nach Irland be- 
vor. Daß dies nicht die einzige Pro- 
duktionsverlagerung bleiben wird, er- 
kennt man an den Äußerungen des 
VO-Vorsitzenden Dr. Herrmann, der 
auf der _Betriebsversammlung am 
13.5.74 in Frage stellte, „ob Deutsch- 
land als Produktionsland noch kon- 
kurrenzfähig bleibt". In seiner Rede 
besaß er den Zynismus, den Kollegen 
‚eine Produktionsverlagerung in Län- 
der mit niedrigeren Löhnen als „„$h- 
cherung Arbeitsplätze in "der 
BRD" zu verkaufen, 


Wie sicher die Arbeitsplätze du 
solche Maßnahmen werden, können 
die Kollegen der Westerbachstraße, 
die von einem Tag auf den anderen 
entlassen wurden, am besten beurtek- 
len, 


Die Konkurrenz auf dem Welt- 
markt „zwingt” die Kapitalisten heute 
immer mehr, in Niedriglohnländern zu 
produzieren, wie Dr. Herrmann dies 
auf der Betriebsversammlung am Ber- 
spiel Siemens auch deutlich hagte. 


Kan bodehtet such für die Braun: 
ollegen, daß die Angst um ihren 
Arbeitsplatz keine Frage einer mor 
mentanen Krise ist, sondern zu einer 
Däuersituation werden wird. Diesen 
permanente Klima der Angst wird von 
‚den Braun-Kapitalisten noch dadurch 

die gesamten Maß- 


‚nahmen systematisch und schrittwel- 
se durchführen, ° 
KB/Gruppe Frankfurt 


| 
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Vom Elefanten zum Giganten 


Thymen- Konzern an die Spitze der Edeistahlproduktion gestartet! 


Bereits im Juni dieses Jahres wurde 
öffentlich davon gesprochen, daß der 
Tiysmn-Koneera im Zuge der wer 
ren inung, oder besser 
Strukturbereinigung seines "Wirt. 
schaftsimperums, Sie Edelstahlwerke 
Witten sch gänzlich einzuverleiben 
strebt. Begleitet von zahlreichen De- 
mentis wurden die Verhandhungen 
mit dem bayrischen Schlotbaron 
August von Finck Ende August ab- 
Für geschätzte 60 Mio, 
er 


te (ATH). Man 
vermutet, daß er einen sogenannten 
Paketaufichlag von rund 10 Mio. 
Mark zu dem Börsenwert von SO 
Mio. Mark der Aktien erhalten hat. 
Die ATH, die über die (vor einem 
Jahr geschluckte) Rheinstahl AG be- 
teits einen Anteil von 62 % des Ak- 
tienkapitals (40 Mio. Mark) der Edel- 
stahlwerke Witten hielt, wird die 
„alte Tochter” aus der’ Vorkriegs- 
Zeit (Vereinigte Stahlwerke) nun wie- 
der fest zur Brust nehmen. 

Mit der aktuellen vollständigen 
Übernahme der Edelstahlwerke Wit- 
ten in den Thyssen-Konzern, hat 
dieser sich an die Spitze der west- 


deutschen Edelstahlproduktion ge- 
stellt 


Zusammen mit dem alten „„Be- 
den Edelstahlwerken in Kre- 
feld {und Bochum) sind in der Ede- 
stahlproduktion des Konzerns nun- 
mehr 1d. 21.500 Arbeiter und An. 
gestellte beschäftigt, die im Vorjahr 
Zusammen einen Umsatz von rd. 
1,86 Mrd. Mark erarbeitet haben. 


Die Übernahme ist der Start 
für weitere Rationalisierung 
und Expansion 


Anläßlich der Finck-Thysen- 


Transaktion stellte die „Welt” fest, 
‚es den Kapitalisten geht 
bisher an den Kapitalverhältnis- 


HBV - neuer Satzungsentwurf dokumentiert 
weitere Angriffe auf die Kollegen 


Im Aetzten „Ausblick, Zeitschrift 
‚werkschaft Handel Banken und 
sicherungen (HBV), wurde der 
intwurf einer neuen Satzung für die 
Gewerkschaft vorgelegt. Unter Anlei- 
fung von Vietheet (Vorsitzender, der 
HBV) hatte eine Kommission die Auf- 
gebe, di bestehende Satzung zu ne 
lormieren, demokratisieren und zu 
modernisieren” 

Auf dem Dortmunder Gewerk- 
schaftstag vor zwei Jahren wurde de- 
schlossen, daß ein neuer Satzungent- 
wurf vorgelegt werden sollte, in dem 
auch grundsätzlich die Arbeit der Be- 
triebsgruppen festgelegt werden soll- 
te. Bis zumindest zum vorgelegten 
Entwurf wurde der Gewerkschafts- 
führung bei der Erstellung völlig freie 
Hand gelassen. 

So drückte der Entwurf auch den 
der Angriffe der Gewerkschaft 
führung aus. Schon im einleitenden 
Artikel zur neuen Satzung wird be- 
tont, daß die Satzung die politischen 
und gesellschaftlichen Ziele der Ge- 
werkschaft HBV festlegt und daher 
dan „Grundgesetz der Organisation 
si 

Unter $ $ werden die Ziele und 
* Aufgaben der HBV angeführt: 

Die HBV bekennt sich zu „Demo- 
kratie In Staat und Gesellschaft 
will die „soziale Grundordnung” in 
Staat und Gesellschaft der BRD wei- 
ter ausbauen, die „Mitbestimmung 
und damit die 
„Demokratisierung” der Unterneh- 
inen und der Wirtschaft durchsetzen. 


Satzung soll 
‚Ausschlüsse legitimieren 
Der Satzungsentwurf sichert zwar 
unter $ 9 den Mitgliedern das „Recht 
auf (reie Meinungsäußerung” zu. Tat 
sächlich wird aber von den Mitglie- 
dern eine Identflierung mit den po. 
tischen Aumagen des Vorstands ge- 
fordert: daß in der DRD die „freiheit 
lich-demokratische Grundordaung” 
herrche (und nicht etwa die Macht 
daß eine „soziale 
Grundordnung” herrsche (und nicht 


Gr 


höchst unsoziale und ungerec 
Zustände auf allen Gebieten), dal 
die „Mitbestimmung” den Arbeitern 


Vorleile bringe u.a. 

$o will a. D, die Hamburger Che- 
mie-Führung Mitglieder bei Texaco 
ausschließen, weil diew sich gegen 
die Aufsichtsratswahlen und gegen die 


sen scheiterte, wird jetzt verwirk: 
licht: die vernärkte Konzentration 
in der deutschen Edelstahlindustrie 
‚Die Zusammenarbeit bietet zudtzlich 
such erhebliche Rationalisierungr- 
vorteile, die zur Festigung der Markı- 
Position im internationalen Vergleich, 
dringend notwendig sein werden.” 
(„Welt”, 30.8.74) 

Erhebüche  Rationalisierungsvor- 
teile haben die Arbeiter und Ange- 
stellten bei Thyssen schon ein gutes 
halbes Jahr zuvor zu spüren bekom- 
men. Im Bochumer Werk der Edel- 
stahlwerke Krefeld wurden bereits 
Ende letzten Jahres zunächst 150 
Beschäftigte und dann nochmals 450. 
weitere entlassen, weil die Form- und 
Schleudergußfertigung nach Ansicht 
der Kapitalisten nicht genügend Pro- 
fit abwarf und deshalb eingestellt 
wurde. Die Einstellung der Hartme- 
tall- und Werkzeugfertigung dersel- 
ben Edelstahlwerke war schon vorher 
bei Verlust von ebenfalls 450 Ar- 
beitsplätzen aufgegeben worden. Pro- 
testaktionen, vor allem der Bochumer 
Arbeiter, konnten nichts bewirken. 
Die Thyssen-Kapitalisten, die schon 
zu der Zeit längst mit den Edelstahl- 
werken Witten ihre Pläne hatten 
(schließlich besaßen sie über die 
Rbeinstahl AG ja bereits 62 % der 
Aktien dort), hatten die (Be-JReint- 
gung des Edeistahlscktors (von Ar- 
beistplätzen) schon fest eingeplant. 
Schon seit längerer Zeit waren die 
Stahlkapitalisten mit der (Profit-) 
Situation in der Edelstahlbranche 
nicht zufrieden. Das geschäftsführen« 
de Vorstandsmitglied der Edelstahl- 
vereinigung, Dr. Vorwerk, zeigte sich 
auf einer Mitgliederversammlung im 
Juni d. J. sehr unzufrieden: 

„Seit Jahren könnten die Investi- 
tionen nicht mehr durch Abschrei- 
bungen finanziert werden ... Es gelte 
darum, in den Berrieben neue Pro- 
duktionsreserven zu erschließen und 
die Geschäftspolitik auf Gewinnme- 
ximierung zu konzentrieren. Dazu 
gehörten die Straffung der Produk- 

n, ebenso Imbereinigung, 
eber such schnellere: Resgieren zu] 
Veränderungen des Marktes.” („Süd- 
deutsche Zeitung”, 15.6.74) 


Ein weiteres Beispiel für das Ver- 
ständnis des Begriffs „gewerkschaftli- 
‚che Ziele” gab der Beiriebsratsvorsit- 
zende der COOP, Hachmann. Zwei 
Kollegen, die sich bei der COOP be- 
sonders stark gegen die „Rationalisie- 
rungs"-Entlassungen einsetzten, sol- 
ien aus der Gewerkschaft ausgeschlos- 
sen werden. Ein „Argument von 
Hachmann ist, daß Ein Abwehrkampf 
gegen die Rationalisierungsmaßnah- 
men bei COOP „gewerkschaftsfeind 
lich" sei. Dies wurde von ihm öffent- 
lich auf einer Mitgliederversammlung 
der COOP kundgegeben. 

Nach der Satzung ist es der HBV 
möglich, jeden Kollegen auszuschlies- 
sen, nur mit dem Argument, daß er 
gegen das Ziel der Demokratisierung 
verstoßen habe, denn was Demokra- 
tisierung bedeuiet, bestimmt die Ge- 
werkschaftsführung. 

$o wurde auch vorsorglich in den 
Entwurf neu hineingenommen. daß 
der Mitgiedsausweis Eigentum der 
Gewerkschaft HBV bleibt, man ihn 
also nur „leihweise” bekommt. 

Da weitere Ausschlüsse in den Ge- 
werkschaften geplant sind, wurde 
auch neu der $ 13 Punkt 3 au 
men: Hat ein Mitglied bei 
nahme den Ausschluß aus einer ande- 
ren Gewerkschaft verschwiegen, wird 
die Mitgliedschaft ab dem Tage des 
Bokanntwerdens bis zur Entscheidung 
‚des Hauptvorstandes über die Gültig: 
keit der Mitgliedschaft suspendiert 


Zerschlagung 
der oppositionellen Kräfte 


Schon die bestehende und gültige 
Satzung drückt aus, daß eine freiheit 
liche Meinungsäußerung nicht mög- 
lich ist, daß Diskussionen und Stand- 
punkte, die nicht der sozlaldemok 
Buchen Politik der Gewerkschaftsfüh- 
fung entsprechen, abgewürgt werden. 

Durch den neuen Satzungsentwurf 
wird deutlich, in welcher Phase sich 
die Gewerkschaftsführung befindet, 
die innergewerkschaftliche Demokra 
tie weiter zu torpedieren und abzu 


in der neuen Satzung 
‚der Betriebsgruppen, 
‚tützung der BG und 
deren weiteren Aufbau. 

Die geforderte Absicherung der 
BG durch die Aufnahme in die Sat- 
zung wurde überhaupt nicht berück 
sichtigt, Im Gegenteil, Betriebsgrup 
pen, In denen eine aktive und fort 


„Konzentration” und 
‚Gewinnmaximierung” heißt: 
Konzentration auf 
Gewinnmaximierung 


Es erscheint immerhin bemer- 
kenswert, mit weicher Offenheit (und 
weichem Zynismus) klargestellt wird, 
wie der Hase zu laufen hat. „Profit. 
maximierung” heißt, den höchstmög- 
lichen Profit, und nicht nur irgend- 


tigung ihrer Zustimmung zu gigan- 
chen Kapıtal-Funonen vorgescho- 
ben wird, erweist sich (wieder einmal) 
als Demagogie gegenüber der Arbei- 
terklasse. 

Tatsächlich verhält es 'sich so, 
daß „das Gerede vom „Schulden- 
berg" und der Notwendigkeit, die 
„schlimmsten Verlustquellen zu 
stopfen”, nicht darüber hinwegtäu- 
schen sollte, daß die Edelstahl-Kapi- 
talisten im Zuge des weltweiten im- 


schrittliche Arbeit geleistet wird, sol- 
en zerschlagen werden. So bei COOP, 
wo die Gewerkschaftsführung die 
fortschrittlichen Kräfte rausschmiels- 
sen und die BG zu einem Vertrauens 
leutekörper machen will, der völlig 
funktionsios an die Gewerkschafts- 
führung gebunden werden soll. Oder 
die Iduna-BG, die der Gewerkschafts- 
führung schon lange ein Dorn im Auge 
ist, und deren Veröffentlichungen 
nicht mehr gedruckt werden, gegen 
die ständig Hetzkampagnen geführt 
werden 

Durch die Zerschlagung der Be- 
iriebsgruppen sl geichzeitig auf den 
Abbau der Mitgliederversammlung 
hingewirkt werden. 

zunehmende oppositionelle 

Haltung der Kollegen auf den Mitglie- 
derversammlungen gegenüber der Po- 
Iiik der Gewerkschaftsführung und 
ein teilweise gemeinsames Vorgehen 
der Kollegen durch Vorbereitungen 
in det BG soll bereits zerschlagen wer- 
den. Gerade die im letzten Jahr durch- 
geführten Mitgliederversammlungen 
haben zu einer Annäherung der Stand- 
punkte der BG geführt. 


Den Aufbau der organisierten 
Opposition weiter entwickeln 


Unabhängig von der Mitgl 
sammlung Ist es für die bestehenden 
Tortschritilichen Betriebsgruppen und 
Kollegen notwendig, Kontakte zu 
knüpfen und sich zu wichtigen Fragen 
gemeinsame Standpunkte zu erarbei- 
ten. So wird es von großer Bed 
sein, ob es gelingt, zu einem 

'n Kampi gegen die kapit 
Rationalisierung und den Verrat der 
Gewerkschaftsführer gerade in diese 
Frage zu kommen. 
werkschaftsführung vom 
sen" Entlassungen bei der ÜOOP ader 
$er Hamburg Mannheimer 

Obwohl es illuskonär wäre anzu- 
‚nehmen, den Satzungsterror und die 
Ausschlußpolitik der Gewerkschafts- 
führung gegenwärtig völlig verhindern 
zu können. muß der Kampf gegen den. 

hnpentwurt gehn wer 
wir 


lichen Kräften gelln 
ganisierte Opposition welter 
wickeln und gemeinsam diese Satzung 
abzulehnen, von der demagogisch be 
hauptet wird, daß sie der Immer stär- 
kor werdenden Forderung nach mehr 
Demokratie entspräche. . 
Bin Hamburger HBV «Genome 


mensen Stahl-Booms auch in dieser 
Branche ihren Reibach machen. So 


die Edelstahlindustrie noch im 
Juni an, daß die inländischen Auf. 
träge — trotz der Flaute in der Auto- 
mobilindustrie — „kaum gesunken” 
sind (es wurden lediglich 1.000 t we- 
iger geordert, bei einem Auftragsvo- 
humen von 179.000 1). Die Auslands- 
aufträge aber stiegen in dieser Zeit 
um 50 % auf 80 000 t (die Angaben 
beziehen sich auf das Monatsmittel). 
Schon 1972/73 konnten die Edek 
stahlproduzenten mit den Lieferun- 
gen den Aufträgen kaum folgen. In- 
zwischen hat sich ein Auftragsbe- 
stand von (geschätzt) 3 - 4 Monaten 
angesammelt. („Süddeutsche Zei- 


Die westdeutschen Stahlkonzer- 
ne und insbesondere auch Thyssen 
nutzen die Zeit für sich, um sich 
nicht nur für die Zukunft abzusi- 
chern, sondern nach dem Motto: 
„Stillstand bedeutet Rückschritt” — 
üm zukünftig nicht nur der dritte, 
vielmehr international der erste oder 
zweite im Bunde der Edelstahlkapi- 
talisten zu sein. Bereits heute haben 
die westdeutschen Konzerne einen 
Marktanteilvon 45 & im Rahmen der 
EG und stehen hier an der Spitze. 

Im Weltmaßstab rangieren die 
westdeutschen Edelstahlkapitalisten 
hinter Japan und den USA. 


Pierburg-Neuß 


treiben 
‚deistahl- 


Kapital und nern 


die Expansion der 


Konzerne voran 


Die westdeutschen Edelstahlkapi- 
talisten treiben die Expansion ihrer 
‚Konzerne voran. Während sie 1959 
‚zwei Mio, t lieferten, haben sie Inzwi- 
schen den Ausstoß verdreifacht. Die 
jährliche Steigerungsrate bis 1980 
wird auf 4 - 5 % geschätzt. „Die Ein- 
sicht, daß die deutsche Edeistahlin- 
dustrie sich aus Wertbewerbsgründen 
‚auf den größeren europdischen Markt 
einstellen muß,-ist aber nicht nur bei 
‚den Beteiligten der jeızt vollzogenen 
Neuordnung, sondern such ‚amill- 
cherseits’ offenkundig verbreitet” 
(„Weit”, 30.8.74). 

Bei diesen Bemühungen der Profit- 
Maximierung, der Rationalisierungen 
auf Kosten der Arbeiter und A, 
Selten, dürfen die Konzerne also 
nicht nur auf wohlwollende, sondern 
gar auf die aktive Unterstützung der 
Bundesregierung hoffen. Es liegt auch 
durchaus im Konzept dieser sozialli- 
beralen Koalition (sozial und liberal 
egenüber den Kapitalisten), daß die 

‚alten Pläne” der Edelstahlindustriel- 

„der Edelstahlindustrie in einen 

größeren, den europäischen Markt: 

zug zu 

30.8.74), nun end- 
lich verwirklicht werden konnten. 

Der „Startschuß zur Neuordnung 
der Bielstahlindustrie” (Schlagzeile 
der „Welt” vom 30.8.) signalisierte 
daß ‚.die deutsche Edelstahlindustrie 
in eine entscheidende Entwicklungs- 
‚Phase getreten (it)” &bd.). Die Fra- 
ge bleibt, wie die Arbeiter und An- 
gestellten der betreffenden Konzerne, 
wie die Arbeiterklasse insgesamt den) 
zweifellos folgenden harten Angriffen 
der Imperialisten auf ihre Existenz 
begegnen können. Bereits in der 
bald anlaufenden Stahltarifrunde 
wird es umso notwendiger sein, die 
langfristigen Pläne der Imperialisten 
besonders im Stahlsektor, zu enthül- 
len, um auch auf diese Weise dem 
Kampf der Stahlarbeiter eine größere 
Stoßkraft zu verleihen. . 


Metall-Komitee 
KB / Gruppe Hamburg. 


Prozeßwende? 


Vorm Düsseldorfer A: ht 
führen die Anwälte der Pierburg-Auto- 
gerätebau AG/Neuß immer neue ‚Zeu- 
gen’ vor, um die fristlose Kündigung 
'von vier Betriebsräten endlich rechts- 
wirksam werden zu lamen (wir be- 
richteten bereits in mehreren Ai 
ben des AK über die scharfen A 
andersetzungen bei Pierburg, siehe 
AK 43, 44, 46 und 47). 
Da offenbar das Reservoir innerbe- 
rieblicher Derunzianten ausgeschöpft 
ist (die Kapitalisten hatten mehrere 
Leute aus dem Lohnbüro und einem 
Nebenbetrieb als ‚Zeugen der Ankla- 
se’ gewinnen können) haben die Ka- 
talisten-Vertreter in der Wohnge- 
gend (!) der beklagten Betriebsräte 
rumgeschnüffelt - und, siche da! 
einige Nachbarn aufgetan, die Bemer 
'kenswertes zu berichten wußten. Zum 
Beispiel: „Es war ein Kommen und 
Gehen (in der Wohnung eines grie- 
chischen Betriebsrates!, Anm.d.Red.) 
Zehn, zwölf Wagen waren manchmal 
vorgefahren,” erinnerten sich einige 
Nachbarn I. „Metal, 17/74 

Daß das Zusammensein von #0 
vielen Leuten — und noch dazu in 
der Wohnung eines Ausländers - den 
Argwohn von Spießern erregt, liegt 
auf der Hand. Daß die Pierburg-Kapi 
talisten sich solcher Spießeraussagen 

‚uben bedienen zu müssen, um ihren 

/orwurf „Störung des Betriebsfrie- 
dens” (!) gegen die vier gekündigten 
Belegschaftsvertreter zu beweisen, 
zeigt wohl noch einmal, daß sie 
effektiv mich ts gegen die Kolle- 
gen in der Hand haben. 


‚Kronzeuge’ der Kapitalisten 
widerruft 


Die gesamte Kündigungsklage der 
Pierburg-Kapitalisten vorm Arbeitäge- 
nicht stzie sich bisher auf die Ausia- 

des griechischen Ex-Bei 
Satolias - der seine Betriebsratskolle 
gen Kelldis, Braeg, Leipziger und 
Jimibez denunziert hatte, im Sommer 
vergangenen Jahres den spontanen 
Streik der Pierburg-Beiogschaft ge 
leitet" zu haben. 
war nach dieser Aussage 
venland verschwunden. 

Jet 2 1 — nach den Jüngsten in 
nenpalitischen Entwicklungen in Grie- 
chenland — hat Satolias seine frühe- 
ren Aussagen au diesar Sache wider 
rufen und schwere Beschuldigungen 
fegen die Pirburg-Kapitliten erho 


Wir geben hiermit den Wortlaut 


des notarill beglaubigten Schreibens 
von Satohas wieder. Der Brief war an 
den DGB adressiert (Nachdruck im 
„Berliner Extradienst", 23.8.74): 
„Sehr geehrte Herren und Kollegen! 
Mit diesem Schreiben nehme ich 
Stellung gegen Gesprochenes und Ge- 
schriebenes in der westdeutschen 
Presse zu meiner Person bezüglich 
des Streiks im August (13.8.73) in 
der Stadt Neuß und in der Firma 
Pierburg. Alle Veröffentlichungen in 
der deutschen Presse und die vorge- 
legten Dokumente bei dem deutschen 
Gericht, die gerade mich persönlich 
betreffen, alı Zeuge des Klägers gegen 
Braeg, Kellidis, Jeminez, Leipziger. 
die ais Organisatoren des Streiks im 
August 73 beschuldigt werden, ent- 
iprechen nicht der Wahrheit 

Ich gebe zu, daß meine persönli- 
che Aussage unter dem pıychologk 
schen Druck und persönlicher Dro- 
hung der Geschäftsleitung der Firma 
‚Pierburg sowie von Agenten der da- 
maligen griechischen Junta, die mit 
Eigenen Organisationen im Ausland 
wirkten, statigefunden hat 

Ich konnte diese schrecklichen 
Repressalien nicht vermeiden, da ich 
Vater von drei Kindern bin. Als ich 
‚nach Griechenland surückkam, wurde 
Ich ron der Juntapoizt empfangen 
und war ständig unter scharfer Kom- 
trolle. Trotsdem verfolgte ich unun- 
terbrochen diese Sache, die Intrige 
der Firma Pierburg, in deutschen Z. 
Fungen und Hirten, die ın Athen 
verkauft worden sind, 

Heute, wo alle Griechen frei sind, 
ich auch, wende ich mich mit einer 
ersten Aktion an das deutsche und 
Triechtsche Publikum. Ich verurteile 
Öffentlich die Taktik der Firma sowie 
der Junia, die mit allen Mitteln ver- 
nicht haben, einen Gewerkichafter 
iu. vernichten, den sich neun Jahre 
‚für die sozialen Rechte der Arbeiter 
eingesetzt hat. 

ich stelle mich in Zukunft den 
Journalisten und der deutschen Justiz. 
zur Verfügung, um diese Angelegen- 
heit zu klären. 

Durch dieses Schreiben sende ich 
meine herzlichen Grüße an alle Kolle- 
‚gen. besonders den Beklagten Kell 
dis, Braeg und Jimines, und ich be- 
stätige Ihnen, daß ich au jeder Zeit 
an ihrer Seite stehe. 

Mit kollegialen Grüßen 
Unterschrift Satollas Nikifores, 
Platonos 96, Pırlus Kerasink" 
Metall-Komites 

K-Gruppe Hamburg 
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11. Gewerkschaftstag der IG Metall in Hannover 
„Wirtschaftsdemokratie’”’ und Antikommunismus im Mittelpunkt 


Vom 15, + 21, September findet in 
Hannover der 11. Gewerkschaftstag 
der 1G Metall statt. Die Gewerk- 


das 
Allerweltsmotto „Demokratie und 
Menschenwürde ”- ein ständiger 


Auftrag” gestellt. Damit wird unmi 
Acer anpeschlowen un das Man 
den 10. Gewerkschaftatagen vor drei 
veform ie generkschitiche Aue. 
reform 

be.” Der ICM.Vonsitzende 
Brenner sprach damals vom „Reife- 
prozeß der kapitalistischen. Wirt- 
schaft”, der Bedingungen für die De- 
mokratle geschaffen habe, die „eine 
Abkehr vom Barrikadenkampf' hin 
ur, Sotilen. Reformbewogung” er 
fordere, 


Im Mittelpunkt der allgemeinen 
politischen und wirtschaftlichen Aus- 
sagen werden einige Entschließungs- 
anträge des IGM-Vorstandes stehen, 
die in konzentrierter Form die theo- 
retlschen Grundsätze der sozlaldemo- 
kratischen Gewerkschaftsführer zur 
Absicherung und zum Ausbau ihrer 
Gewerkschaftspolitik formulieren. 
Grundsätzlich wird die „freie 
Marktwirtschaft, (Kapitalismus) an- 
erkannt. _ Die ’Freihelt der unter- 
‚nehmerischen Entscheidungen'sei nur 
„überall dort einzuschränken, wo die- 
je zu übergeordneten sozislen und 
samtwirtschaftlichen Interessen in 
iderspruch stehen.” 


Hier knüpfen die sozialdemokrati- 
schen Gewerkschaftsführer an die 
Theorien ihrer Wirtschaftstheoretiker 
Hilferding und Naphtali an, die nach 
dem 1. Weltkrieg das Konzept des 
„organisierten Kapitalismus” und der 
„Wirtschaftsdemokratie” entwickel- 
ten und zum Programm des ADGB 
(Allgemeiner Deutscher Gewerk- 
schaftsbund) machten. Diese Theo- 
rien geben den grundsätzlichen 
‚Kampf gegen die kapitalistische Wirt- 
schafts- und Gesellschaftsordnung auf 
und beschränken sich auf eine „Poli 
tik der Reformen”, mit einer grund- 
säztlichen. Bereitschaft zur Zusam- 


tik der Reformen”, mit einer grund- 
säztlichen Bereitschaft zur Zusam- 
menarbeit mit den Kapitalisten. Das 
ursprüngliche Ziel der Gewerkschaf- 
ten, der Sozialismus, das Hinarbeiten 
auf’ die sozialistische Revolution, 
wird geopfert zugunsten ‚einer .„al- 
mählichen” Veränderung des Kaplta- 
ismus. Der Sozialismus wird heute 
bestenfalls noch als „demokratischer 
Sozialismus” in Worten erwähnt — 
ein Kampfziel ist er schon lange 
nicht mehr, 


Die „Konfliktfelder" geben die 
IGM-Führer in ihrer Entschließung 


> Preisaufsicht durch das Kartellamt 
mit einer „Mißbrauchssufsichts- 
Kontrolle" 

D Ausbau dieser Aufsicht auf „mul- 
tinationaler“ Ebene 

> Überführung yon Schlüselindu 
sirien in Gemelneigentum; Deson- 

ders wird hier der Mineralölmarkt 

erwähnt, wobei. die IGM-Führer 

den Aufbau eine satonaln Ener 
Konzerns fordern 

Steuerung und Kontrolle der In- 

vestitionen  (Investitionslenkung): 

hierzu ‚oil der Vorstand Grund2ö- 

ge noch erarbeiten 


Ferner wird eine „Demokratinerung 
der mi dem Pröduktionnermögen 
verknüpften wirtichaftlichen Verfü 
Hingimacht“ gefordert durch: 
B peritätche Mitbestimmung zur 
‚ontrolle wirtschaftlicher Macht” 
in den Betrieben, 
D „.geramtwirtschaftliche Mitbestim- 
mung in paritätisch besetzten 
Wirtschafts- und Sozialräten mit 
Information, Konaultatlons- und 
Imtiatiwrechten.” 


Der in der Vergangenheit immer 
wieder gescheiterte Versuch, Klassen- 
gepensätze zu leugnen oder zu über- 
spielen, ist auch die Ursache dafür, 
daß auf diesem Gewerkschi 
Fragen der „‚innergewerkschaftlichen 
Demokratie und die Disziplinie- 
rung der Mitgliedschaft eine zentrale 
Bedeutung haben 


Die Verschärfung der Klamenaus- 
einandersetzung der leiten Jahre, 
das gestiegene politische Bewußtsein 
eines Teils der Gewerkschafter, die 
rkte_ Arbeit der Kommunisten 
in den Gewerkschaften haben den 
Widerspruch zwischen Theorie und 
Praxis der Gewerkschaftsführer und 
der Klassenwirklichkeit in der BRD 
innerhalb der Gewerkschaften offen- 
sichtlicher gemacht. Das ebenfalls be 
währten Vorbildern der Vergangen- 
heit entiehnte _Instrumentartum 
ierung der Mitglieder 
‚werkschaftsführer not- 
r praktischer Bestandteil zur 
herung und Verteidigung ihrer 
theoretischen Grundsdt 


Antikommunismus 
als Programm 


Im Geschäftsbericht des IGM-Vor- 
1973, der dem Gewerk- 
schaftstag vorgelegt wird, widmen die 
Gewerkschaftsführer 
schen Extremismus” immerhin 6 vol- 
Io Seiten. Wie es sich für diese Herren 
gehört natürlich dem „Extremismus 
von rechts und links"""Dem rechten 
allerdings nur ganze 23 Zeilen, dem 
linken hingegen 157 Zeilen. 

Der unterschiedliche Umfang der 
‚Auseinandersetzung mit den „Extre- 
men” wird vorher abgesichert: „Im 
Berichtszeitraum setzte sich der Nie- 
dergang des Rechtsradikalismus fort = 
(Geschäftsbericht, 5. 22). Belegt wird 
diese ungeheuerliche Behauptung mit 
einigen Zahlenbeispielen vom Ab- 
schneiden der NPD bei den Bundes- 

rahlen und der Bemerkung: „Der 
letzte Parteitag der NPD gi 
tober 1973 so gut wie um) 


Angriffen auf die Arbeiterklasse, zu 

den Angriffen auf die Gewerkschaf- 

ten und das Koalitionsrecht, zur zu- 

‚nehmenden Faschisierung von Staat 
Gösellschal 


abgelaufenen Berichtszeitraum kön- 
nen die deutschen Gewerkschaften 
‚für sich in Anspruch nehmen, einen 
Bar 
Veränderung dieser Gesell- 
aibef, galeltet zubatume ‚Die bei der 

terung und den, [2 
ey 

ler 
rt 
SATT 


„Sich zuspitzende Auseinanderset- 
zungen” werden als „ablehnender 
Widersiand konsersatiser Gruppie- 

die den Fortfall ihrer unge- 
Privilegien befürch 
ten”, verniedlicht 

SO abgesichert, wird nach links 

„Im Gegensatz zum Ab- 
Nauen des organisierten Rechtiradt 
kalismus hat {m Berichtszeitraum die 
Uinksextremistische Aktivitdt erheb- 
‚nommen. (523).Als höchst 
zweifelhafte Belege dienen eine Rei- 
he von RGO-Zitaten aus der 
Fahne” der „KPD' 
aus dem „Rolen Morgen” der „KPD/ 


iriebsraiswahlen 1972 und die spon 
tanen Streiks des letzten Jahres, die 
Arbeit unter de 
iogen, werden erwähnt 
Fazit: „Der ‚linke’ Verbalradika- 
lismus eignet sich weitaus besser zum 
‚gewerkschaftsfeindlicher 
Unternehmungen als die buher im- 
mer wieder gescheiterten Vernuche 
von offen gelber Seite” (5. 251 


‚Anträge zum Gewerkschaftstag 


966 Anträge liegen den Deiegier- 
ten des Gewerkschaftstages vor; 92 
davon stellte der Vorstand 
schließlich Anträge zt 


Die größten Komplexe sind Sat: 
313 und Anträge zu 


"Nach der IG Metall-Satzung dürfen 
die Vertreterver- 
sammlungen der einzelnen Verwal 
len (118 von 150 haben 
hiervon Gebrauch gemacht), 
orstand, die Bundes- 
ausschüse (19 Anträge stellte der 
Bundesjugendausschuß, vier der Bun: 
desfrauenausschuß) 
ie Anträge überhaupt auf 
‚dem Gewerkschaftstag landen, müise 
sie noch durch einen großen Filte 
der in den Betrieben beginnt und 
in den Vorstandsetagen endet 


Anträge stellen 


wollen das am Beispiel dei Zustande 


kommens der Anträge der Verwal- 
fungsstele Hamburg verdeutlichen 
twa Mitte Februar schickten die 
Gewerkschaftsführer ein Rundschrei- 
ben an die Mitglieder der Vertreter. 
versammlungen und die Vorsitzenden 
der Vertrauonskörper, in dem diese 
aufgefordert wurden, „rechtzeitig in 
Ihren Gremien zu Beraten, ob und 
weiche Anträge der Vertreterversamm- 
ung rugeletet werden sollen” 
itglieder selber wurden hier- 
bei_ gar ‚nicht angesprochen, ihnen 
ist in der Regel der ganze Ablauf und 
das Zustandekommen derartiger 
Anträge gar nicht bekannt. Die ein- 
ige oftziele Information an die 
Mitglieder war eine Veröffentlichung 
der Tagesordnung (nach Sachgebiet 
gegliedert) in der Zeitung „Met 
vom 5. März °74. Folgende Termine 
wurden in Hamburg gesetzt: 11. April 
Antragsschluß in den Betrieben, 21. 
Mai Beschluß der Anträge in der 
Vertreterversammlung, 31. Mai Ein- 


reichung der Anträge beim Vorstand, 


In den Betrieben waren also zwei 


vorgesehen, Anträge zu dis- 
kutieren und einzureichen, der Vor- 
stand hatte hinterher vier Monate 
Zeit, sich damit auseinanderzusetzen 
und sich vorzubereiten. 

Bei der Antragsberatung in den 
Vertrauenskörpern wurde zum ersten- 
mal gefiltert. _Sozialdemokratische 
Betriebsräte und VK-Leiter waren 
bemüht, die Diskussion um den Ge- 
werkschaftstag auf Sparflumme zu 
halten, wobei ihnen die gleichzeitig 
stattfindende Metalltarifrunde dies 
noch leichter machte. 

Dennoch gelang es in einer Reihe 
von Betrieben fortschrittliche An- 
(räge mehrheitlich durchzusetzen: 

D> Austritt aus der Konzertierten 


D Weg mit dem Schlichtungsabkom- 
men, sechsmal. 

Außerdem wurden verschiedene 
Anträge zur Verbesserung der inner- 
sem lichen Demokratie ge- 
stellt: Wahl der Tarifkommissionen 
in den Betrieben, Aufstellen von 
Forderungen in den Betrieben, Urab- 
stimmungen. mit einfacher oder 2/3 
Mehrheit. 

Diese Anträge kamen zumeist aus 
den Betrieben Reynolds, Kolben 
schmidt, Rhelnstahl, _Norderwerft 
und von einer Grüppe von Ver- 
rauensleuten von BlohmäVoss (Ins 

ımt wurden in 18 Betrieben und 

‚ben Ausschüssen Anträge gestellt 
Hamburgs größter  Metallbetried 
BlohmäVoss hat dabei nicht einen 
einzigen Antrag des VK zustande 
bracht, während bei*den Howal 
werken (HDW) fünf Anträge verab- 
schiedet wurden: zwei zur Erhöhung 
der Beiträge und Unterstützungen, 
zwei zur Sicherung der „Entschädi- 
gung bei Seminaren”; in beiden Be- 
Trieben blockten die führenden so2i- 
aldemokratischen _Demagogen der 
IGM die Initiativen der Linken zu- 
unsten der Passiviät und Verhin 
derung der Diskussion ab. 

Alle 133 Anträge faßie die Ham- 
burger IGM-Ortsverwaltung nach 
Sachgebieten gephedert zusammen 
Diese Zusammenfassung erhielten nur 
die Mitglieder der Vertieterversamm 
lung. Dazu gab der Ortiworstand ein 
Bxtrahet heraus: „Empfehlungen de 


Stempel der Gewerkschaftsführer ver 
schen: „Annahme” oder „Ableh- 
nung” würde dahinter geschrieben 

‚oder die Gewerkschaftsführer laß 
ten mehrere Anträge mit neuem Text 
zusammen. In diesen „Empfehlun- 


" wurden vorher zitier- 
fe (oruchntichenn Anke mie 
wAblehnung” yershen, Die Verti 
ensleute von Reynolds und eine 
Gruppe von Blohm& Vons-Vertrauens- 
leuten konnten dabei die Ablehnung 
aller ihrer Anträge verbuchen. 

So vorprogrammiert fand die 
Sitzung der Vertreterversammlus 
statt, die zum überwiegenden Teil 
mit 'den sozialdemokratischen Be- 
triebsräten identisch sind. _Abge- 


die Opposition gegen das Vorgehen 
der Ortsverwaltung umfaßte nur etwa 
ein Zehntel der Vertreter. 

‚Das Herausfiltern der fortschritt- 
lichen Anträge ist damit aber noch 
nicht beendet. Eine Antragskommis- 
‚sion beim Vorstand ordnet diese nach, 
Sachgebieten und faßt verschiedene 
Anträge zusammen. Auf dem 10. Ge- 
werkschaftstag faßte diese Kommis- 
sion 1238 Anträge zu 77 (!!) um- 


Tassenden Anträgen zusammen. Ein 
Delegierter te damals sehr 
plastisch aus, weiche Auswirkus 
diese Praxis auf die ursprünglichen 
Anträge hat: 

mu muß Ich feststellen, daß von 
unserem Antrag Kopf und Beine ab- 
kenommen, die Brust eingebärelt und 
von der ganzen Entschlißung höch- 
tens noch ein Komma übriggeblie - 
ben ist.” 

Noch etwas zu den „Delegierten 
die die Mitglieder zu vertreten ha- 
ben: Auf dem letzten Gewerkschafts- 
tag waren 20% der „Delegierten” 
hauptamtliche Gewerkschaftsführer 
Die „Delegierten” werden in den 
Vertreterversammlungen gewählt, es 
findet entsprechend dem hierarchi- 
schen Aufbau der IGM ein ähnlicher 
Ausleseprozeß statt wie bei der Aus 
siebung der Anträge 

Man sieht also, Zustand und 
Struktur der Gewerkschaft garantie- 


indertes Durchsetzen ihrer 
Der Gewerkschafistag ist 


zur Legitimierung ihrer Politik und 
zur Zementierung deren Grundsätze 
benutzen. Die Einflußnahme der Mi 
glieder ist nahezu total ausgeschal- 
ie 


Im Mittelpunkt der Anträge: 
Die IGM-Satzung 


Der Filter der Gewerkschaftsfüh- 
rer, ist aber nie so dicht, daß sich 
nicht dennoch eine Reihe lortschritt- 
licher Anträge „durchschmuggeln 
So wird 
Solidarität 
Volk gefordert 
Sechs Anträge verlangen den Aur- 
tritt aus der „Konzertierten Aktion”. 
Eine Vielzahl von Anträgen mit 
der Forderung nach einer aktiven 
Lohnpolitik Mgt vor. Ein Antrng 
fordert das Aufstellen linearer For‘ 
derungen, drei die Abschaffung der 
unteren Lohngruppen, einer die 35- 
Stunden-Woche, drei Anträge verlan- 
sen den Wegfall jeglichen Schlich 
tungsabkommens, in sechs Antri 
id denen „Verbewerung” gelor- 
jet 
In über 30 Anträgen wird ein 
Kündigungsschutz für Vertrauensleu, 
16 retngt, 


jungen Betriebsräten vor di 
berufung zur Bundeswehr. 

In drei Anträgen wird die Auf 
habung der Benufwerbote gelor 
Iert 

Der Antragıkomplex Sataungum 


faßt die Forderung nach Veranko- 
rung der Vertrauenskörper als 
organe der Gewerkschaft in der 
Satzung (vier Anträge). In sechs An- 
trägen wird das Antragsrecht . für 
Mitglieder der Gewerkschaft an die 
Vertreterversammlungen gefordert 
und 16 Anträge formulieren für die 
Satzung die Wahl der Bezirkslelter, 
die bisher von VorstandsGnaden 
ernannt werden. 

In dem vielfach 
Satzungspunkt der Ural 
praxis legen ebenfalls eine Reihe 
von Anträgen vor. In fünf Antri 
wird gefordert: Streikabbruch erst, 
wenn mehr als 50% der Mitglieder 
dafür stimmen. Drei dieser Anträge 
stammen übrigens aus dem Unter- 
wesergebiet, wo ja. bekanntlich im 
März dieses Jahres 57% der Metaller 
das Verhandlungsergebnis abgelehnt 
haben. 

Acht Anträge fordern die Weiter- 
führung von Streiks, wenn 66,6% sich, 
in einer Urabstimmung dafür aus- 
sprechen (bisher 75%). 

Zu diesem Punkt hat auch der 
Vorstand einen Antrag vorgelegt, 
Darin heißt es: „Der Vorstand darf 
der Fortführung der Bewegung nur 
dann zustimmen, wenn mindestens 


ın beteiligien!!) sich dafür 


ausgesprochen haben", 

soll neben der Prozentkla 
sel also noch eine zusätzliche Si- 
cherung und damit _Verschlechte- 
rung für die Mitglieder eingebaut 
werdent! 

In acht Satzungsanträgen befaßt 
Sich der Vorstand vor allem mit 
den Gewerkschaftsausschlüssen. In 
zwei Anträgen werden die Ausschlußs 
paragraphen ausführlich formuliert 
und damit der gängigen Ausschluß- 
praxis der Gewerkschäftsführer ange- 
paßt. Die „Sicherung” der Gewerk- 
schaft vor’ sogenannten „Gewer 
schaftsfeinden”” soll danäch total 


ou danaca torar 


„Nicht aufgenommen werden 
auen: .. Fenmen, de 
einer gegnerischen Organlsatio 
und Bersonen, die Vere 
angehören 

deren Handlungen und Aktion 
werkschaftsfeindlich sind.” (A 416) 

„Aus der IG Metall oder 
anderen Gewerkschaft ausgesch 
Min en fer, michrwiede 

Ihig erklärte Miglieder können 
auf besonderen Anfag nur durch 
den Vorstundaufgenommen werden, 
(Ası8) 

„Der Übererint aus einer anderen 
Gewerkschaft wird.durch den Vor- 
Hand vollzogen. Ein Übertritt kann 
Gögelchnt werden, wenn dien Im 
interesse der IGM notwendig er- 
scheint”. (A 421) - 

Die alte Satzung wird ao s0- 
weit ergänzt, daß man ‘hen 
will, die Bespitzelung der Mitglieder 
von’ Anfang an zu ermöglichen. Mit 
diesen Satzuı ;phen wird ein- 
mal die zwischengewerkschaftliche 
Bespitzelung gesichert (vor dem Über 
iti Anfrage bei der anderen G6- 
werkschaft: liegt etwas gegen ihn 
vor), zum anderen soll offensichtlich 
der „Verfassungsschutz” bei Neu- 
eintrüiten ‚satzungsgemäß mitreden 
dürfen (in kritischen Fällen vor der 
Aufnahme: Anfrage beim VS) 

Im Antrag 429 schlägt der Vor- 
stand wie nicht anders zu erwarten 
für die Satzung vor 
„Der Ausschluß erfolgt durch Be- 
Schluß des Vorstands ohne 
Durchführung. eines Untersuchungs- 
verfahrens." 

Damit soll die Ausschlußwillkür 
satzungsgemäß  vollende 

Noch an 2 
versucht de 
ken zu schließen. 

„Während des Untersuchungsver- 
fahrens (zur „Feststellung gewerk- 
schaftsschädigenden Verhaltens® — 
ieplche Ofenliche Erörterung 

fe rörter ni 
de Verfahren zu untersten" 
(A 693) Und 


„Das Unten fahren int 
nicht öffentlich.” (A 693) 
Die in der Praxis bereits ange 


wandte Maulkorbpolitik wird eben- 
falls in der Satzung verankert, Den 
angegriffenen kommunistischen Ge- 
werkschaftern soll jede Möglichkei 
genommen werden, eine Öffentliche 
Auseinandersetzung um die stritti- 
gen zu führen; tun se di 
. #0 verstoßen sie damit gegen 
die Satzung, 

Wir werden den Verlauf des 11, 
werkschaftstagen verfolgen und 
uns bemühen, schnell eine Auswer- 
tung dieses Kongresses zu liefern. 


Mesli-Komitee 
K/Gruppe Hamburg . 


Saite 16 


Die Rationalisierung in der Metallindustrie wird forciert 


Die Automobilindustrie und die Zu- 
ieferer betreiben die Sanierung ihrer 
Profite mit zunehmenden Entlassun- 
gen, mit Stllegungen und Kurzarbeit 

"VW hat bereits weitere Massenent- 
iassungen angekündigt und die fünfte 
Kurzarbeitsperiode in diesem Jahr 
läuft in den VW-Werken. 


een 
arbeit beantı lie 
zahl ist in nn Jahr um 3.300 
‚auf 11.000 reduziert worden. 

führt für 13.000 Beschäftigte 
in /erken Rüsselsheim, Bochum 
und Kaiserslautern vom 16..20.9. 
zum viertenmal in diesem Jahr Kurz- 
arbeit durch. Mittlerweile ist eine 
interne Studie der General Motors 
Bes bekannt gewordn, in der 
FE 
Drittels der Belegschaft gesprochen 
wird (das wären etwa 14.000 Opel- 


Beschäftigte). 
Hersteller von Schiebedächern, hat 


in den letzten Monaten die Beschäf- 
Yienzahl, um ee Häife, zuf 420, 
ırch Entlassungen verrin 
Die allgart hat 
für tember zwei 
Kurzarbeit im 
et, In diesem Werk ind 200 
Die Bosch Tochter Blaupunk M 
-h-Tochter 
Herne hat die Entlassung von 
(von 1650) Beschäftigten angekün- 
gt. Am 26.8. gab es im Herner Werk 
Proteststreiks in einigen Abteilungen 
hiergegen. In den Blaupunkt-Werken 
Salzgitter, Landau und 
t für 4.000 der 12.000 
schäftigten | - 3 Wochen Kurzar- 
beit angesetzt worden. 
Kurzarbeit führt a 
Bremsenhersteller in 
‚den Werken Gifhorn und Rheinböl- 
len im August und September durch. 
‚hat im Bereich der Nutzfahr- 
zeüge für ein Drittel der Arbeiter 
Kurzarbeit angesetzt. 5.000 Beschäf- 
tigte sind hiervon in den Wochen vom 
16.20.9., 7.11.10. und vom 48.11. 


'h wieder der 


rungsplan aufgestellt. _ Sämtliche 
Akkorde im Werk wurden neu ge- 
stoppt und brachten Zeiteinbußen 
bis zu 75 % ! Abteilungen mit Ein- 
zelproduktion, werden auf. Bandar- 
it umgestellt; seit einigen Ta 
istein Elnstellungs- und Überstunden" 
stop verfügt worden. 


„Bereinigungspolitik” 


‚der Konzerne 


Nach IIT hat auch Siemens im 


„Fernsprechbereich Kurzarbeit und 


Entlassungen angekündigt. Im Werk 
Bruchsal müssen 800 Beschäftigte 
an zwei Wochen- 
tagen zu Hause bleiben. 

In Bocholt ist für 390 Beschäf- 
tigte vom 19.-30.8. und vom 16.-20.9. 
Kurzarbeit, tzt. In Hamburg 
kündigte der Siemens-Montageleiter 
auf einer Montagebesprechung an, 
8 im nachsten Jahr nur noch für 


Die Arbeiter im Eisenwerk Milspe wurden von der Stillegung überrascht 


200 gewerbliche Beschäftigte Arbeit 
& ist, „Personalabbau” sei notwen- 
Betroffen hiervon sind fast 

150 Beschäftigte. 
Die Rationalisierungspolitik des. 


Fusions-Elefanten 
order wütere Opla aR 
und ist geplant, das Werk 
Kiönne und RheinstahStahlbau zu- 
sammenzulegen. Ent n 
And die Felge. Al de Rheine 
‚Arbeiter dies erfuhren, traten sie ın 
einen eineinhaldstündigen Warnstreik 
und zogen vor das Verwltungge- 
Sie verlangten volle Aufklärung 
über alle Maßnahmen und setzten 
‚ing Betnebsversammlung durch, 
ci 


Nachdem im Bereich der Edel- 
die Edelstahl- 
werke Witten und Deutschen Edel- 


stahlwerk Krefeld vereinigte, 
ent der Konzentrationsprozeb in de: 
ser Industrie weiter. i 

Später wurde bekannt. Krupp über- 
nimmt die (Edei-)Stahlwerke Süd- 


Die Rationalisierungswelle bei VW 
hält unvermindert an. Im Inland 
Kurzarbeit und Entlassungen (noch 
auf kaltem Wege) — im Ausland Tn- 
westtionen, das it derzeit die Lage 
bei VW. Ihren letzten Höhepunkt 
hat sie mit der nunmehr fünften 
Kurzarbeitswoche einerseits und dem 
anten VW-Werk in Pittsburgh/ 
USA erreicht, 
Im Einzelnen 
Die 5. Kurzarbeit vom 26.8. bis 
308. betraf 49,000 Arbeiter — so 
viel wie noch nie bei VW; alleine 
im Hannover Werk mußten von den 
73.000 Arbeitern 21.000 kurzarbek 
ien 
Daneben wird das kriminelle „.Ab- 
findungsangebot” erneuert, speziell 
für den Zeitlohn- und Angestellten 
bereich, um — wie Leiding meint - 
jüs Verhälınis Produktive zu, Ui 
Broduktive zu verbessern, weil di 
echte Kostenentlastung bedeutet 
(Spiegel 26.8). Das bedeutet, daß 
nach der Reduzierung der Beschäfli 
ingwahl um 7.000 Arbeiter dieses 
hr, jetzt verstärkt im Angestelten- 
bereich rationalisiert wird. 
Insgosamt soll die Belegschaft bis 
Jahresende um weitere 5000 Kalle 
in auf 114.000 verringert werden. 
Biß "dieser weitere Personalabhau 
nicht „so gimpflich” abläuft wie 
bisher," daß mit tatsächlichen Mas- 
senentlassungen und ganzen Werks- 
Seutet ch vielfach an. In Emden 
'hen Gerüchte um, daß die Entlas- 
ing von 1000 Kollegen bevorsieht 
Der Vertrauenskörper hat deshalb 
eine außerordentliche Betriebsver- 
jung beschlomen. Seit längerem 
t bereits das Gerücht von der 
Siiegung des Neckarmmer NSU 
Werks durch die Presse, Dieses Ge‘ 
rücht Ist vog VW nicht dementiert 
worden, Im Gegenteil, auf die For 
derung nach einer Arbeitsplätzens 
rantie antwortete Leiding: „Im Rah 
‚men der Rationalisierung münen Ver 
Ingerungen vorgenommen werden, 
die nicht ohne Auswirkungen auf 
die Arbeitsplätze Dieiben können.“ 
{nach Spiegel, 13.8) Deutlicher kann 
die Marschrichtung kaum noch 
nannt werden — bevorstehende Sill 
ingen und Entlassungen. in Ne 


5 


Noch an anderer Stelle gibt Lei- 
ding die Ziele sehr klar an: „Am 
Jahresende 1974 werden es eıwa 
10.000 Werksangehörige wen 
sein, als zu Beginn des Jahreı 
rüberhinaus sind wir allerdings, das 
möchte ich gleich sagen, zu welteren 
Maßnahmen gerwungen.” und „... 
wenn wir davon ausgehen - und das 
muß wohl die gesamte Automobil 
industrie - daß die Zuwachsraten 
der letzten Jahrzehnte nicht mehr 
erreichbar sind, dann müssen wir 
uns überlegen, wie wir Fabriken, die 
derzeit nicht voll beschäftigt sind, 
voll ausfahren. Auf Dauer kann nie“ 
‚mand mir halber Kraft fahren, dann 
sind alle Fabriken unreniabel.” 
(Spiegel, 26.8.) 

In der Tat — in der Automobilin- 
‚dustrie wird deshalb auch mit weite- 
ren Masenentlassungen gerechnet 

Wir erwarten, daß die gesamte 
iranche sich noch von 20.000 bis 
30.000 Beschäftigten trennt”, so 
Achim Dieckman vom Autoverband 
DA. 

Es wird deutlich, daß die im Prüh- 
Jahr angenommene Entwicklungs- 
richtung bei VW sich voll und ganz 
bewahrheitet. Auf Kosten der Ar- 
beiter schrumpft sich der VW- Kan 
1ern zurecht. 


VW-Werk in Pittsburgh/USA 


Daß ex sich bei VW um astreine 
Profitsanierung handelt, macht vor 
allem auch die Entwicklung des Ka- 
pitalexportes deutlich. Während sich 
beispielsweise die VW-Belegschaft 
im Inland um ca 6 % verringe, 
vergrößerte sich die Auslandsbeleg 

t um ca. 10%; während im In- 
land die Produktionszahl rOckläufig 
ist, steigt die Auslandsproduktion an 


Ggjnd: 1969, 189 Mil, Autos, 
1973 


1,72 Mil, Autos) 
1969 251.000 Aul 3 
618.000 Autos - nach “Hi 


‚deisblatt" 
2.9.74). Kbenfalls gingen die Investl- 
tionen Im Inland von 967 Mill, DM 
auf 928 Mill. DM zurück und stiegen 
im Ausland von 291 Mill. DM auf 
628 Mill. DM. 

Heute steht bereits glasklar fest, 
da6 ganze Produktionsbereiche ins 
Ausland verlanert werden. Im Ge- 


spräch sind Werke in Brasilien, Iran, 
umänien und vor allem USA. 

Das Werk in den USA ist so qut 
wie beschlossene Sache, Es soll bis 
1977 mit 60.000 Beschäftigten ca. 
250,000 Wagen der Typen Gall 
und Passat produzieren. 

Diese Zahl ist ca. die Hälfte des 
gesamten VW-Exportes in die USA 
= der derzeit noch in der BRD pro 
uziert wird. Der Aufbau des Pitt- 
burgher Werkes hat weitreichende 
Folgen. 

„Da etwa ein Drittel der bishert 
en Inlandsproduktion von VW allein 
zuf den nordamerikanischen Markt 
entfällt, würden mit dem US-Projekt 
40.000 dis 50.000 Arbeitsplätze, vor 
lem in den für den Export arbeiten 
den Werken Emden und Bremen 
tangiert ...Schlimmstenfalls müßte 
die Miliarden-Investition riskiert 
werden, nur um den Marktanteil 
in den USA zu halten, auch ohne 
daß die entsprechenden inländischen 
Arbeitsplätze garantiert werden kön 
nen.” "Handelsblatt, 29.8.74) 

Auf gut Deutsch heißt dies, daß 
ein Großteil der inländischen Arbeits. 
plätze „stillgelegt” wird - zugunsten 
der für den Export billigeren Produk- 
tion in Pittsburgh. 

Das gleiche steht an, wenn in 
Brasilien ein zweites Werk gebaut 
wird — und dasselbe im Iran und 
mänien geschieht, alle diese Werke 
würde Produktignsbereiche betrel- 
fen, die heute noch in der BRD lie 
sen! Die Vorstellungen gehen 
soweit, VW-Modelle für den BRD- 
Markt ın Brasilien produzieren zu 
lassen. „Von diesem Zeitpunkt 
wir gar micht s0 weit ent] 
meinte VW-Leik 

Mit: weichem 
die Lage der Arbeiter in seine "Übeı 
kegangen' mit ‘einbezieht', wird an 
folgendem Zitat deutlich” „Er de- 
stana Jruner nient ae Nofwenaig 
keit, {zur Auslagerung ins Aus 
hand), aber auch wegen der Gefahr, 
daß in Deutschland Arbeitsplätze 
werlorengehen. Und ie wiisen I 
daß eu auch Kreive gibt, die das nicht 
10 gern sehen.” 
in der Trt — und es wird darauf 


Metall-Komitte 
KI-Gruppe Hamburs 


westfalen in Geisweid, die 15.000 
Arbeiter und Angestellte beschäftl- 
fen, Auch üese Veränderung vird 

ir die Beschäftigten nicht ohne Fol- 
Ben Dieiben: Krupp, hat beraka eine 
Arbeitsgruppe „Produktion. und 
Wirtschaftlichkeitsberechnung” ein- 
gesetzt. Nach bisherigen Gerüchten 
sollen 2.400 Arbeitsplätze eingespart 
werden. 


Opfer des Konkurrenzkampfes 


Eisenwerk Milspe, Enneptal: 
Das Werk ist Teil der Schaffgot- 
schen Industriegruppe, die a 
mit einer Bankpleite von sich reden 
machte. Kurz vor der Pleite der 
Schaffgotschen Bank „Bass & Herz” 
in Frankfurt, hatte diese die zur 
Industriegruppe gehörenden Eisen- 
werke mit 10 Mi DM belastet. 
Bei den der Pleite folgenden Forde- 
rungen waren die Eisenwerke nicht 
r Lage, hierfür aufzukommen. 

500 Arbeiter und Angestellte lagen 
mir nichts dir nichts auf der Straße! 
Christoffers Maschinenfabrik, Del- 


die Firma ist das Konkurs- 
verfahren eröffnet. 160 Beschäftigte 
werden entlassen. 


Sussan GmbH, West-Berlin: 

Das Werk für Präziionsiechnik 
hat den Konkurs eingeleitet. 133 
Beschäftigte sind ohne Sozialplan 
entlassen. 


Bis zum Jahresende werden 115 
Beschäftigte entlassen. 


Der zu den Suchfwerkan Meyer/ 
Dinslaken gehörende Betrieb wird 


Verblieben sind noch ganze 20, die 
‚ebenfalls zum Jahresende gehen müs- 
sen. 


Die ei bei Rendsburg hat 


den Vergleichsantrag gestellt. Mit 
1.400 Beiehäfigien gehört sie zu 
den größten Industriebetrieben in 
Schleswig-Holstein. Mit der Entlas- 
sung von 250 Arbeitern hat die Stll- 
legung des Betriebes. . Für 
di Entiasenen besteht 27. ka 
fnung, einen neuen Arbeitsplatz 
zu finden. . 


‚Arbeiterkampf Nr. 49/Sept. 1974 


Die seinerzeit so großartig raus- 
geputzten „freiwilligen Kündi- 
gungen bei Abfindung” entpup- 
pen sich immer mehr 
ganz besonders üble Methode 
von Entlassu: 


unterm Strich ein Minus steht — 
insbesondere bei den Angestell- 
ten — die wegen ihrer langen 
Kündigungsfristen das Arbeits- 
losengeld erst nach Ablauf der 
Frist bekommen. Für die Zwi- 


schenzeit muß die Abfindung 
herhalten - die, wie auch der 
„Stern” berichtete - oftmals 
Nicht: ausreicht. Normalerweise 
bekommen die bei Massenent- 
lassungen betroffenen Kollegen 
nach einem Sozialplan eine Ab- 
findung - hier jedoch werden 
einmal die Kosten des Soziak 
plans umgangen, das Arbeitslo- 
sengeld eingespart und zusätz- 
lich noch so getan, als wäre die- 
se Art eine „gerechte und huma- 
ne” Methode, Entlassungen zu 
umgehen 


HBV plant bei co op 


Gewerkschaftsausschlüsse 


Vor dem Hintergrund zunehmender 
Konkurrenz und im Zusammenhang 
mit einem groß angelegten „Bereint 
gungsprozeß“ planen die Koop-Ka- 
italisten Rationalisierungen großen 
Suis. Nachdem bereits eine größere 
Anzahl von Betrieben stillgelegt wor- 
den sind (dieser Prozess zieht sich 
schon über einige Jahre hin) soll 
jetzt die Zentrale den neuen Struk- 
turen „angepaßt"" werden. Das hedeu- 
tet, daß 3 Kollegen entlassen 
werden sollen und die Hamburger 
Zentrale in neue „Profit-Center" auf- 
peiel worden it Es handel uch dr 

4 um juristisch selbständige Gesell- 
schaften, die ihre Gewinne an die 
Dachgesellschaft abzuführen haben 
und besser zu kontrollieren sind, Für 
die Kollegen, die nicht auf die Stra‘ 
ße gesetzt werden bedeutet das eine 
erhebliche Verschärfung der Arbeit 
bedingungen, Arbeitahetze, Überstun- 
den, Lohnraub. 

Wihrend in letzter Zeit die coop- 
Kapitalisten in der Presse ihre Zu- 
kunftspläne unverhüllt bekannigege 
ben haben, wird von Seiten der Öe- 
werkschaftsführung keine 
heit ausgelassen, den Kollegen ein 
düsteres Bild der „konkursreifen“ 


ab und setzen sich 
der Kollegen hi 
Um diese 

recht zu erhalten, wird je 
dem Mittel des Gewerksc 
schlussen gegriffen. Drei Kollegen, 
als gewählte Vertrauensleute und Be- 
trieberäte die sche Liquidie- 
rung der gewerkachaftlichen Betriebs- 
gruppenarbeit und Verschaukelung 
der Kollegen nicht hinnehmen, 
auf der Abschußliste, Zwei dieser Kok 
legen haben, sich in einem offenen 
Brief an die Kollegen gewandt 

von mehreren Seiten über Ausschluß: 
gerüchte informiert worden sind, und 
eine Stellungnahme dazu gefordert 


Dieser offene Brief wurde dann 
der Mitgliederversammlung am ? 
zuerst von Krause (Geschäftsführen- 
der Sekretär der OV Hamburg) als 
Vorwand genommen, um den schon 
vorbereiteten Auschluß esgen dus 
Kollegen zu begründen. Aller 
kam “er dann sehr schnell ZU 
SACHE. Daß es nämlich Kollegen 
gibt, die mit „extremistischen“ 
ganisationen zusammenarbeiten, da 
In der Branchenzeitung des KB für 
den HBV-Bereich ZUR SACHE 
sach- und wortgetreu (!!), wenn a 
mit Überspitzungen, über die Gewerk- 
schaftssitzungen berichtet worde. Spk- 
ter allerdings sagte er: In dieser Pres- 
ss wird nur mit Vordrehungen 
und Verleumdungen gear 
sieht es also aus, wenn versucht 
wird, Klarheit über die Rationalisie- 
rungen bei den Kollegen herzustellen 
und dagegen anzugehen, Die Vertre- 
ter derGewerkschaftaführung behaup- 
dieser Mitgliederversamm- 
freiweg. ein Abwehrkampf 
gegen Rationalisierungen sei „gewerk« 
schaftsfeindlich” (weil coop 2.1. dem 
DGB gohört), Da Krause mil seinen 
Tiraden auf der Versammlung nicht 


bei den Kollegen ankam, wurde von 
eingestellten 


einigen demokratisch 
Kollegen der Antrag ger 
schlußantrag nicht zu stellen und au- 
erst noch einmal ein „Versöhnung 
gespräch" zu führen. Diener Antrag 
wurde auch mehrheitlich angenom- 
men. Allerdings haben die sicher ehr- 
lichen Kollegen, die diesen Antrag 
gestellt haben wohl noch Illusione‘ 
was die Demokratie in den Gewerk- 
schaften betrifft 

Im nächsten AK wird eine aus 
führliche Darstellung der Entwicklung 
bei coop folgen, da hier in einem 
ionbereich typischen 
als „Schrittmacher“ in 
erung fungiert, . 


soop-Zeile, KB/Gruppe Hamburg 


‚Arbeiterkampf Nr. 49/Sopt. 1974 


Erklärung des Kommunistischen Bundes 
zur „Alternative’” 


tamburger Drupe-Linken. 
Zusammenarbeit entstand, aktiv untersützt ‚In den fünf Monaten des Beste: 
haben unsere Genossen dort den überwiegenden Teil der 


arbeite haben, erklären deshalb. daß se ihre Mitarbeit dar elanaan nn. 
re 
des linken Auer Betreberatsmit 


Zusammenhang 
gr 197% einsetzenden Manenent- 
Druck” Omi, der anschließenden 


Clausen & Bosse, Leck: 


des und  Vertrauensleute-Sprec 

W. erreichte die Empörung einen 
Punkt, an dem sich die Hamburger 
Drupa’Linke veranlaßt sah, mehrere. 
Treffen zu organisieren, auf denen 


schlüsse“) erschienen war, benutzte 

die Arpg die „letzte ‚nheit“ 

um Ausstieg als der, „Alternatie" 
‚Arpo_ hatte nämlicı 

Die Arpo, hate nämlien durch ihre 


nehmer an der „Alternative“ aus der 


über ein gemeinsames Vorgehen in Gewerkschaft "ausschließen würde 
den Betrieben und der Gewerkschaft Tatsächlich wurden kurze Zeit darauf 
gen diese Angriffe des Kapitals und de 10 Ausschlußverfahren eingelei- 


jer Drupa-Führung berat ” 
rund heran wer8e 


Hamburger Drupa-Linken vertretenen 


politischen Strömungen (KB, Arpo 


und DKP sowie die von ihrem Ein- 
luß her unbedeutenden Gruppen 
„KPD”, KBW und „‚KPD/ML" 

Die |DKP allerdings beschränkte 
sichvon Anfang an auf eine Beobach- 
terrolle, abgesehen von den klägli- 
‚chen Versuchen, die Mai-Parolen der 
Drupa-Führer (Mitbestimmung etc.) 
an den Mann zu bringen. 

Nachdem die erste Broschüre der 
„Alternative“ („Gegen politische Ent- 
Iassungen und’ Gewerkschaftsaus- 


Rationalisierungen laufen an 


Die Druckerei Clausen & Bosse hat 
die Gesamtherstellung der Rowohlt 
Taschenbücher (ororo) 

on seit ca. einem Jahr verkän- 
detedie Geschäftsleitung, daß der Be- 
{rieb erweitert werden zeil: Bau einer 
(neuen Halle, _ Anschaffung einer 
dritten Rollenoffsetmaschine und 
eines neuen Computers zur fotome- 
hinlschen Satzharstellung. der die 
sechsfache Leistung. bringt. Gleich“ 
zeitig machte die GL klar, daß die 
Belegschaft (#21. 300 Kollegen) 
nicht vergrößert werden sol. 

Seit ca. einem halben Jahr ist der 
Computer (Linotron 508 C) in Be- 
ine, Für die Bedenung der Antıye 

ı Kollege, notwendig! 
Die "weitergehende Umselung aef 
Fotonstz zielt. darauf, die Setzerei 
und den Buchdruck abzubauen, weil 
SFnicht profitabel genug ist 
iember/Oktober dies Jah- 
res it die Halle Tertiggestelt und die 
Ten lersa pl sach une Korrek- 
fen, hierzu gehört auch eine Korrek- 
Trlesemaschine, de Itzienendes de 
Arbeit der Prlrstortasterinnen und 
 ormektur einsparen wird, 

"Aul unserer letzten Betriebsver- 
sammlung (BV) am 12.6. machte die 
Gun kr, var de „Unstuktu 
rierung" und „Erweiterüng" des Be- 
riebes  bedeitet: Ratlonalisiening 
auf Kosten der Arbeiter. Jeder sollan 


triebsrats. Schon auf der BV betonte 
‚der BR-Vorsitzende, die Kapazität 


sten die volle Unterstützung des Be- 
triebsrats. Schon auf der BV betonte 
der BR-Vorsitzende, die Kapazität 
der Maschinen und des „Personals“, 
sprich Arbeiter, müsse voll ausgenutzt 
‚werden. Hier hat man noch die „Ar- 
gumente” vom „ungestörten Produk 
tionsablauf im Ohr. Wir sind ja angeb- 
lich auch eine „Betriebsgemeinschaft“ 
und haben ein „gemeinsames“ Inte- 
resse, die Arbellskraft der Kollegen 
voll auszunutzen. Deshalb hält der 


Betriebsrat auch schön den Mund, 
um die Kollegen ja nicht über die ge- 
planten Angriffe zu informieren. Auf 
‚den Betriebsratssitzungen, die stän- 


dgim zimmer a; GL atinden (1) 
‚süimmt er allen Maßnahmengegen de 
Belegschaft zu 
fe die „volle Ausnutzung“ 
reicht werden soll, haben die Ko 
n schon zu spüren bekommen 


Kontrolluhren ei rt 

Am Dienstag, den 25.6. würde in 
der Druckerei eine sogenannte ASEA- 
Kontrolluhr angebracht. Alle anderen 
Abteilungen werden Schritt für 
Schritt folgen. Dies sind keine „nor- 
malen Stechuhren“, sondern die mo- 
ernsten und präzisesten Kontroll- 
geräte, die die Kapitalisten im Mo- 
mönt gegen die Arbeiterklasse aufzu- 
bieten haben: Es wird sowohl Ar- 
beitsbeginn/Arbeitsende, Personal Nr. 
aus auch Auftragsbegian/ Auftragsen, 
de/Auftragsnummer „gestochen“. Zu- 
sätzlich hat jeder Kollege an. seiner 
Maschine eine Art Fahrtenschreiber, 
wo.er die einzelnen Arbeisgänge } 
Form auswechseln, Wartezeit, Fort- 
druck usw. angeben muß, Diese ist 
mit der Kontrolluhr und beides mit 
einem ASKALomputer verbunden, 
der bei der GL steht, der DRUCK: 
ARBEITER Nr. 23 vom Juni schrieh 


er 
ie“ 


dazu, 

"„Die Geschäftsleitung wird diesen 
scharfen Angriff gexen die Kollegen 
inischer Kontrolle‘ der Ma- 
schinen begründen — zu 
den Fahrtenschreibern, die mit der- 
selben Hegrindung, eingeführt wur 


den. ‚Natürlich‘ zur ‚technischen Kon- 
trolle‘, denn die ist laut Manteltarif 
Fe 
BpRree PB: ee der Maschi- 
er Er 
Be 
‚gen, der die Maschine bedient! Denn 
‚das, was er schafft, und seine Warte- 
Ar 
ee 
Oder Nihterreichen der gewünschten 
Eure 
schaft gezogen wird? - Persönliche 
EEE 
Zuerst die Druckerei, ‚logisch‘ 
a ment aeg 
re 
ans; 
Letztlich soll die gesamte Beleg 
En EEE 
ng 
en 
Be un 
en 
Be ara 
Beanaren 
der Produktionserweiterung ‚voll 
een 
‚Schlag gegen uns ist ein, 2} 
Daran 
rungen. muß aufs Schärfste 
diszipliniert 


te gar nicht, weshalb sich ale so auf- 
segten, es bleibe doch alles beim ak 
ten. Es müßten jetzt nur keine Ar- 
beitskarten mehr ausgefüllt werden 
©). Verbinder hätt er die Kontroir 
uhren nicht können. Denn die „Mit- 
bestimmung“ des BR sicht in der 
Praxis so aus, daß er zwischen Stem- 


Ziel der GL git der Einführung der 
Stempeluhren klar gemacht und die 
Möglichkeiten der Abwehr hätten 
diskutiert werden können. 

Die Stempeluhren sind die bisher 
schärfste Maßnahme der GLgewe 
sen. Weitere Anzeichen der anlaufe 
den Rationalisierungen sind: 

Im Offset wurden zusätzlich zu 
den Meistern und Abteilungsleitern 
zwei Kollegen zu „Aufpassern”® er- 
nannt, um die Kollegen, wohl vor 
allem während der Spätschicht, stär« 
ker zu kontrollieren, 

Den Kolleginnen aus der Buchbin- 
derei wurden die Stühle aus den Um- 
kleiderlumen genommen. Hier hi 
ben sie sic in den Maschinenpausen 

ten. 


der Fertigungsstraßen auf 
Diese Mal ahıne ist laut Protokoll 


Ren Auf. doch „verninfüg” zu sein. 
nt 
in die (gef 


retten; 

Systemaliscl 
legen außgesiebt und wegen 
einder Leistung“ etc. sofort 
digt. Weigert sich ein Kollege z.B. 
‚Schicht zu machen oder fehlt er ein- 


eine Zi 


wird unter den Kol 
„man“ 
‚gekün- 


mal unentschuldit, wird ihm sofort 
mit Entlassung gedroht. Einigen Ge- 
füchten zufolge sollen in der Buch, 
binderel 30-40 Kolleginnen entlassen 
werden, aber nk „Zweltverdienen - 
de" = als ob nicht fast ale Frauen 


DR 


dazuverdienen 


machen, sonst kriegst du eins drauf! 
— wird die Arbeitshetze durch Fest- 
re BNsCae stärkeres Kon- 

en der Arbeit gesteigert und 
die Kollegen durch Anranzer vom 
Meister eingeschüchtert und verun- 
‚sichert, damit sie sich „ruhig“ verha- 


"ı beteiligten sich an die- 
sen Treffen, aus denen sich dann die 
„Alternative“ entwickelte, alle in der 


tet. Der Wink der Drupa-Führung war 
von der Arpo „verstanden”“ 

Schließlich stellte auch der „KB' 
seine Mitarbeit in der „Alternative“ 
ein. Er verzichtete jedoch nicht da- 
ruf, vorher noch den anderen Aus, 
geschlossenen und der „Alternative"“ 
Öffentlich RGO-Bestrebungen zu un- 


terstellen (trotz genauer Kenntnis 


der tatsächlichen Ziele und Mehr- 
heitsverhältnise). Der "KBW" ließ 
es sich auch nicht nehmen, den Dru- 
pa-Führern persönlich zu versichern, 
man habe an den Treffen nur teilge- 
nommen, um ein Zustandekommen 

der Alternative” zu verhindern (1. 

Trotz dieser „ " gelang es 
der Aitmaiein zanı eier, Tre 

Ziele'zu formulieren: 

D Durch Informations. und Enthül- 
„Iungsarbeit den Kollegen weitere 
‚Kenntnisse zu vermitteln, die hei- 
fen sollen, sich mit allen gewerk- 
schaftlichen Fragen vertraut zu 
machen, 

D die „Alternative“ zu einem Fo- 
rum zu machen, das es den Kolle- 
‚gen der verschiedenen Betriebe er- 
möglicht,_aigene, ihnen wichtige 


„Fohlen zn veröienticen, 
eine, ie Eindezich 
er Kollegen aus den Betrieben in 


die Arbeit der „Alternative“ zu er 


„KPD“ nahestchenden „Mitarbeiter 
der „Alternative” schickten meist 
nur &in oder zwei Ihrer Leute in die 
Kommissionen. Die mit uns zusam- 
menarbeitenden Genossen legten dann 
die von ihnen erarbeiteten Entwürfe 
vor, während die „KPD"-Sympathi- 
santen sehr oft mit leeren Händen er- 
schienen. 

Dann begannen die Herrschaften 
von der "KPD" unsere Genossen in 
endlose Diskussionen zu verwickeln. 
Einmal über nebensächliche Formu- 
herungsfragen, ein anderes Mal kriti- 
sierten sie z.B. einen Satz, in dem 
der Kampf um innergewerkschaftli- 
che Demokratie als eine wichtige Auf 
gabe unserer Arbeit in den Gewerk- 
schaften benannt wurde. Diese „For- 
derung" sei „illuslonär“. 

Mit solchen Methoden schafften 
sie es in einem konkreten Fall, das 
Erscheinen eines Flugblattes um drei 
Wochen (!) zu verzögern, ohne daß 
dadurch der, poltische Inhalt des 

gblattes aucn nur geringfügig ver- 
bessert worden wäre. — 

Auch dieses Vorgehen war kalku- 
lierte Methode. Zum einen ließ mao 
unsere Genossen die Arbeit machen, 
zum anderen sollten die endlosen 
und unfruchtbaren Diskussionen un- 
sere Genossen für weitere politische 
Arbeit lahmiegen. So erklarte die 
„KPD“ in einem internen Papier des 
Regionalkomitee Wasserkante der 
KPD" zur Aktionseinheit mit dem 
KB. daß es das Ziel von Aktionsein. 
heiten mit dem KB sei, „langfrurtig” 
„den Niedergang und die Zerschla- 
‚gung dieses Zirkels zu organisieren”. 
Die „Alternative” wird auch ganz 
offensichtlich als eine solche „Ak- 


ien, wenn es im Herbst rchtg or _ reichen, “ r re 
DieGL seht jetztachon daran, die ” demokratische Ausmandersek Su Snucsich.s 8 erklärtes Ziel der 
Kollegen Tauszuschmeihen, die in rung innerhalb. der Gewerkschaf- Erle A U Bsariebe. 
r Belegschaft Klarheit schaffen ten, weil das für die Stärkung des Alternative” (e Arbeit der 
wollen und versuchen, die Angriffe Kampfes um die Durchsetzung finden mumiadent zn Ta au DE 


tionalisierung schlecht 
Sie werden kaum darüber informiert, 


einige auch ihren Arbeitsplatz wechs 
an anderen Maschinen oder in 
anderen Abteilungen arbeiten müs- 


der Interessen der Arbeiter not 
wendig sei, 

D die „Alternative“ auch in den 
Dienst der betrieblichen Kämpfe 
zu stellen; z.B. den Auf- und Aus- 
bau gewerkschaftlicher VK's zu 
Unterstützen, 

D sich gegen die Ausschlüsse der Lin- 
ken aus den Gewerkschaften und 


„Mehrhetsverhältnise" sich geindert 
Haben. 

Übrigens scheuen sich die Su 
„linken® auch nicht, aus den Papie- 
Ten, die unsere Genossen für die "Ar- 
Vernative" erarbeitet haben. die In den 
Kommisionen +0 vehement „kr: 
siert“ werden und deren Verdifent- 
lichung in der „Alternative“ man da- 
durch endlos Hinauszögert, sich die 
‚Rosinen herauszupicken und sie 


Re ® die Organiation . als daß 
Da die Belegschaft nicht vergrößert re nn 

die Produktionssteigerung mehr an- An dieser Aufgabenstellung muß die 

Üllende _ Arbeit von den jetzigen Arbeit gemessen werden, die in den 

Kollegen mitgeschafft werden muß, _vergungenen fünf Monaten in der „Al 

aß die neuen Maschinen von den ermative“ worden ist. 

Druckern mitgefahren werden müs An dieser Aufgabenstellung muß 

sen. Das bedeutet eben auch, daß auch das Verhalten derjenigen 

GE Arber meh schaffen müsen in Sen werden. die dort gearbeet haben. 

Lok fir die CL mehr Pooh bei Des Treiben der Super,Jinken“” ii Konkrete yarın di Super 

nad Beenun Se kommenden Oben di, SapnKaker vom an Ge Som ad 

it 5 3 y de 

noch vecht unklar. Technische Neu: fung Den Ohr dergenhen Hear: SuPetsünken" diese Bremserrolie 

rungen dienen in diesem kapitalisti- point re 

schen System nicht zur Arbeitser- sie nach kurzer Zeit, immer offener 

ieichterung und. größeren Freiheh 2% verkünden daß. se nicht Unsere Konsequenzen 

Gringen Miendn In wiesem kaplanlur zungen zugestimmt haufen, Vopanrct 

es" system nicht zur Arbeitser- ne nach kurzer Zeit, immer öffener Unsere Konsequenzen 


leichterung und größeren Freiheit 
der Werktätigen, sondern sind für 
die Kapitalisten ausschließlich ein 
Mittel, durch Verstärkung der Ar- 
beitshetze und Einsparung von Ar- 
beitsgängen und Arbeitsplätzen noch 
mehr Profit aus den Arbeitern heraus- 
zupressen und mit Drohungen gegen 
Kollegen Konkurrenzdenken und 
Zwietracht in der Arbeiterklasse zu 


sien. 

Die Politik des Betriebsrats läuft 
darauf hinaus, daß die Arbeiter letzt- 
lich vor die vollendeten Tatschen 

‚stellt werden und sich damit ab- 
das ist das Ziel der 
nit sie die Rationalisierun- 
'n reibungslos _ über die Bühne 
ringen kann, Zum einen unter- 
stützt der BR solche Maßnahmen 
der GL wie die gegen die Kollegin. 


zu verkünden, daß sie nicht bereit 
wären, auf der Basis der obigen Auf- 
gnbenstelung zu arbeiten, daß sie 
vielmehr nur auf den Zeitpunkt war- 
ten, an dem sich die Mehrheitsverhält- 
nisse geändert hätten. 

Es ist hier nicht sinnvoll, das Vor- 
schen der Super,linken” im Detail 
Zu beschreiben. Wir werden uns da" 


Der Schluß, die „Alternative“ hät- 
te die Entwicklung der Haml 
Drupa-Linken, nicht vorangebracht, 
inr gar geschadet, ist unsinnig, 

Bie Koegen! die die Veröffenti- 
‚chungen gelesen haben, sind zu einem 
nicht geringen Teil der Ansicht, daß 
solche Zusammenschlüsse, wie cs die 


auf beschränken, die politischen Vor „Alternative“ war, notwendig sind. 
Aellungen und die Methoden dieser Daß sie allerdings heute erst selten 
Leute an einigen besonders markan- bereit sind, mitzuarbeiten, ist nicht 
ten Beispielen darzustellen. zuletzt auch eine Reaktion auf die 


'Ein Kollege, der zu einer Diskus; 
sionsveranstaltung der „Alternative“ 
gekommen war, legte {reimütig dar, 
aß er nicht bereit wäre, ein Flug- 
blatt der „Alternative“ in seinem Be- 
trieb offen unter den Kollegen zu 
verteilen. Das sei ihm zu gefährlich. 
Daraufhin wurde dieser Kollege von 


nen der Buchbinderel „tatkräftig”, einem Super„linken“ ın übelster Ma- 
zum anderen trägt sein Gerede vom _nier als „Opportunist”(!) und „Kon“ 
"vernünftig sein” nur dazu dei, die _ terrevolütionär“ (11) beschimpft. 


Bedeutung der Rationalisierungen 


Damit aber nicht genug 


Kündigungen und Gewerkschaftsaus- 
schlüsse. 

Unsere Genossen und Sympathi- 
santen sind um eine Reihe wichtiger 
Erfahrungen reicher geworden, nicht 
nur um die, daß mit den Super ‚lin- 
ken“ derzeit eine, ontislihe Zu; 
sammenarbeit nicht mi t, weil 
diese Leute ale Gewinnung der Arber 
ter für eine konsequente Politik des 
Kinssenkampfes behindern und be - 
wußt bremsen, 

Die weitere Perspektive der Rest- 


herunterzuspielen und den Kollegen super,ünke‘” Provokateur erdreistste 
die Ziele der GL „einsichtig” zu sich auch noch, dem Kollegen, den Alternative" ist nicht schwer voraur- 
machen — nach dem’ Motto „Ratio- 'er als „Konterrevolutionät“ bezeich- Zusagen. Diese Leute werden jetat, 
nalisieren tut not”. Net halte, nahe zu legen, sich in der wo der gemeinsame Feind, der KB, 

[Demgegenübergiltes, die Kollegen ""Aiternative" nicht mehr blicken zu sie nicht mehr zusammenschweißt, 


zu mobilisieren, um den BR zur 
Einberufung von Abtelungwersamm- 
lungen zu ler müssen die 
Yiee "der &E dargelegt werden und 
die anstehenden Fragen behandelt 
werden, wie: welcher Kollege muß 
seinen Arbeitsplatz wechseln, welche 
schlechteren Arbeits und Lohnbe- 
dingungen wird er haben, welcher 
Kollege wird Maschinen be- 
‚dienen müssen etc.? Anhand dieser 
Fragen muß der Charakter der Ra 
tonalisierungen. aufgezeigt und das 
Vorgehen der Kollegen gegen diese 
Angriffe diskutiert werden. Diese 
Versammlungen müssen gut vorbe- 
reitet werden, um damit den tell 
weise resignativen Tendenzen nach 

inführung der Stempelühren entge 


lüssen:„Wer hier mitarbeiten Will, 
muß schon was mitbringen“ 

An diesem Beispiel zeigt sich nicht 
nur, daß diese Leute ganz gezielt je- 
den Ansıta kommunnstischer Mater" 
arbeit zerschlagen. ft sich auch, 

Methoden die Su: 
Khan die AMeneheitwerhältnis, 
ın der „Allernative” verändern 
woliten. 

Das hier geschilderte Beispiet ist 
besonders charakteristisch für das Vor- 
gehen der „KPD/ML”. Die „KRD' 
Hingegen bevorzugt dagegen „feine- 
re" Methoden. Auch hierfür ein Bei 
spiel 

Die Veröffentlichungen der 
ternative“, (Broschüren und Flugblät 
ter) wurden in der Regel nach Diskus- 
son im Plenum einer Kommission 
zur Ausarbeitung übergeben, Die der 


Schneiden "rrtenäader, ur 
“Führungsanspruch” u.4.geraten, was 
um so Vehwerer wieg ke der KB 


in der „Alternath 
allein getragen 
‘Wir naben uns von diesen Leuten 
getrennt, um ohne diese Behinde- 
Fun einen effektiveren Ber 
rag für die Herausbildung einer tat- 
sächlichen Opposition in den Gewerk- 
schaften zu leisten. Das wird sowohl 
für ie Erfühung der unmittelbaren 


konkreten Interesse Arbeiter 
{Erhaltung des wiruchaftlichen und 
sozialen Besitzstangen und der polit 


senen Rechte) als aucn zur Brrei- 
Chung der langfristigen revolutiond- 
ren Ziele der Arbeiter mit jedem Tag 
notwendiger, . 
Druck-K.omltee, KD/Gruppe Hamburg 
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GEW Hamburg: Mitglieder wehren sich gegen 
Bevormundung durch die Gewerkschaftsführer 


In den letzten beiden Ausgaben des 
AK haben wir ausführlich über den 
Bundeskongreß der GEW in Mainz 
und den Versuch der Gewerkschafts- 
basis berichtet, die undemokrati- 
schen Beschlüsse dieses Kongresses 
zu Fall zu bringen, 

Mittlerweile hat sich in der Ham- 
6. überall, 


Diskussion anfing. Die spontane 
teitschaft, das eigenmächtige Vorge- 
hen des Vorstandes abzulchnen, 
ch selbst zum ailinbestimmenden 

m in der Hamburger GEW er- 
klärte, ist eindeutig bei vi 
rern vorhanden. Dieser Wille, nicht 
kampflos dem Vorstand die Macht 
in der Gewerkschaft zu überlassen, 
schlug sich u. a. in einem Schreiben 
yon 12 der 16 Kreisvertrauensleute- 

r an alle Mitglieder nieder. 

heißt es: „Die Sprecher der 
Kreisvertrauensieutekonferenzen be- 
Aräfigen ihre Auffassung, daß nur 
die Hauptversammlung befugtes Or- 
‚gan ist, über die in Mainz verab- 
schledeten Satzungsänderungen, s0- 
weit ıle den Hamburger Landesver- 
‚band betreffen, zu beschließen. Sie 
lehnen den Alleingang des Vors 
des ab und fordern den Vorstand 
‚auf, im Oktober eine Hauptversamm- 
ng einzuberufen ,. Sie geben der 
Hoffnung Ausdruck, daß der Vor- 
stand dem erklärien Willen vieler 
Mitglieder durch die Einberufung 
einer Hauptversammlung entspre- 
chen wird, um zu verhindern, daß es 
zu gerichtlichen Auseinandersetzun- 
ken kommt, 

11 KVK-Sprecher schickten 10 
Tage später einen weiteren Brief an 
alle Mitglieder der GEW, in dem sie 
beweisen, daß das Vorgehen des 
GEW-Vorstandes in Hamburg „sal- 
Beklfate ci Facherippe Oynn 

fügte die Fachgruppe Gymna- 
sien auf einer Mitgliederversammlung 


„daß ausschließlich di 
lieder das Recht haben, die 


Struktur Ines Landesverbandes fest- 
Timer, und daß dafür ausschließ- 
(der in der Satzung vorgeschrie- 


Weg einzuhalten ist. 


klar geworden, was die Mainzer 
Beschlüsse für die Mitglieder 1 
sichlich bedeuten. Es ist wohl zı 
treffend, die Forderung vieler Mit- 
glieder nach einer Satzungs-Haupt- 
versammlung als Forderung, wenig- 
stens nach „Mitbestimmung” in der 
‚Gewerkschaft zu interpretieren. Am 
deutlichsten brachte dies die DKP 
zur Sprache, die Iediglich Abstim- 
zur Sprache, die lediglich Abstim- 
mungen „im Rahmen der Mainzer 
Beschlüsse” fordert. Zweifellos trifft 
die DKP damit die Stimmung vieler 
Kollegen. 

Arsererits zeigen die Erfahru- 

:n, daß Kollegen nach gründlichen 
Diskussionen durchaus den Stand- 
punkt einnehmen, die Mainzer Be- 
schlüsse seien abzulehnen. Diese 
Überzeugung wird allerdings nicht 
spontan gewonnen, sondern erst mit 


einer genaueren Untersuchung der ge- 
werkschaftlichen Auseinandersetzun- 
gen der letzten Jahre, insbesondere 
der undemokratischen” Machenschaf- 
ten des Vorstandes vor dem Mainzer 
Kongreß, 


Ebenfalls am 26. August reagier- 
te der Vorstand der GI auf die 
„Unruhe” in der Mitgliedschaft, In 
einem „GEW-aktuell” wird nach be- 
kanntem Strickmuster argumentier 
erst werden die „eigentlichen” ge- 
werkschaftlichen Aufgaben aufge- 
zählt (Lehrerausbildı und -besolk- 
dung usw.), um den Mitgliedern zu 
suggerieren, mit der Diskussion über 
die Mainzer Beschlüsse falle man dem 
impf der GEW für eine bessere 
Bildungspolitik in den Rücken. Zur 
Frage einer Hauptversammlung droht 
der Vorstand, ihre Beschlüsse wür- 
den ja doch angefochten (!!), also 
brauchten die Mitglieder erst 
keine zu fordern. Wer n den 
Er ek Mittel benutzen 
will, der „ it einen ungewerk- 
schaftlichen Weg ein” — darf sich 
also fürderhin auch offiziell als „Ge- 
werkschaftsfeind” betrachten. "Der 
Wink mit dem Gewerkschaftsaus- 
‚schluß ist unüberschbar! 

Die Aktion der KVK-Sprecher 
kann der Vorstand nicht einfach vom 
Tisch wischen, also erfindet man 
Dunkelmänner, die hi den KVK- 
Sprechern stehen und ihnen „zu 
ihrem Vorgehen gegen den Vorstand 
geraten haben”. Diese Dunkelmän- 
ner „sind von gxiremem Mißtzauen 
gegen den Vorstand erfüllt” — „die- 
ses Mißtrauen ist keiner ernsthäften 
Diskussion wert”. 

Immerhin spricht der GEW-Vor- 
stand in diesem Brief erstmals offen 


das ist der Punkt! Die Gewerkschafts- 
führer fürchten, daß sie für ihre Er- 
nicht die Zustime 


mächtigungspolitik 
f erhalten. Also 


'n die Mitglieder auch gar nicht 
gefragt werden. Denn Argumente für 
diese Politik fehlen den Gewerk- 
schaftsführern völlig. „Überzeugen” 
‚soll hier die Macht. 

Der Brief des Vorstandes zielt 
genau auf die schwachen Punkte, 
des demokratischen Widerstandes in 
der GEW: vor allem Furcht, in die 
„linke Ecke” gedrängt zu werden, 
ünd die Angst, daß der Vorstand 
die GEW spaltet, wenn er seine 
Ziele nicht anders erreicht. 

Vico Au Ks oe 


Die Diskussion um ein 
Satzungsmodell 


’ontan flüchten viele Mitglieder 
aus dieser Angst in die Diskussion 
um ein Modell der Landesvertreter- 
versammlung. Dort glaubt man sich 
erst, einmal von dem Verdacht des 
„extremen Mißtrauens” sicher — und 
ätzt gleichzeitig einem Dutzend 1 
Iusionen auf, was es da für viele 
Möglichkeiten gebe. Der Vorstand 
hat jedenfalls erklärt, daß es eigent- 
lich nur e in zulässiges Modell gibt 
(seines !), alles andere verstoße 
genen die Mainzer Beschlüsse, 

Eine üble Rolle bei dieser „Mo- 
deil”-Diskussion spielen DKP "und 
KBW. 

Die DKP vertritt ein Modell, das 
sich kaum von dem des Vorstands 
unterscheidet und unterstützt vor 
allem das Ziel des Vorstandes, jeglk 
che Art von Mitgliederversammlung 
abzuschaffen. 

Der KBW vertritt die Position des 
Gewerkschafts-,Legalismus”: _ das 
„höchste Gremium der GEW" (der 
Mainzer Kongreß) habe nun mal ge- 

rochen, danach müsse man sich 
richten, äles andere sei „RGO-POik 
tik”, 

In diesem Rahmen wird nur noch 
versucht, aus den Mainzer Beschlüs- 
sen und der „neuen Satzung” ir- 
gendwie noch "das Beste zu ma- 
Ehen". 

Besonders originell ist dabei fol- 
sende Behauptung des KBW: die 
Abschaffung der Hauptversammlung 
und die Einführung von Delegierten 
würde das Interesse der Mitglieder 
an der GEW-Arbeit erhöhen (1!), da 
sie ja dann einen Delegierten haben, 
den sie „zur Rechenschaft ziehen” 
könnten. 

Bislang hat die Model-Frage noch 
häufig die grundsätzlichen Fragen 
verschüttet. Allerdings stoßen die 
Mitglieder dann wieder auf den Kern 
der Sache, wenn sie sich für die 
Wahl der Landesdelegierten auf 
Kreis- oder Bezirksversammlungen 
0.d e r auf Dienststellenebene ent- 
scheiden sollen, Vorstand, DKP und 
KBW ‚wollen das letztere. Bei der 
Diskussion dieser Alternative wird 
dann deutlich, daß es dem Vorstand 
um die Abschaffung der Mitglieder- 
versammlung überhaupt geht = nicht 
nur um die Abschaffung der Haupt- 
versammlung - und damit um die 
weitgehende Unterbindung einer po- 
liischen Diskussion der gewerkichaft- 
lich aktiven Kollegen. Die Aktivität 
der Gewerkschaftsbasis soll ersetzt 
werden durch das Zeremoniell einer 
von den Mitgliedern abgehobenen 
Funktionärsschicht. 


DE 


Ziele nicht anders erreicht. 

Viele Kollegen können sich ein 
Juristisches Vorgehen gegen den Vor- 
sund „(Erzwingen einer Hauptver 
sammlung) noch nicht vorstellen — 
» „schlimm” will man es denn mit 
der "Opposition doch nicht treiben. 
Den Gipfel schoß allerdings die DKP 
‚die es als „Provokation” bezeich- 
neie, wenn die Mitglieder mit diesem 
Mittel auf ihrem satzungsmäßigem 
Recht bestehen. 


in der Geserhashie ick? Das 
ist die grundsätzliche Frage, um die 
es bei den „Mainzer Beschlüssen” 
geht. Und nur mit dieser Frage kön- 
nen die demokratischen Kräfte in 
der GEW den Maßstab für ihr Vor- 
‚schen gegen den Vorstand gewin- 
nen. . 


Bündniskommission 
KB / Gruppe Hamburg 


DIE MASKE FÄLLT 


Gesinnungsurteil gegen Broschek-Vertrauensleute-Sprecher in 


der 2. Instanz 


zurückgewiesen, das Ar- 
Iwverhältnis wurde aber aufgelöst. 

In der mündlichen Begründung die- 
es Urteils hörte sich das so an: 

Der Anırag des Arbeitgebers nach 
Auflösung ist nach dem Gesetz aus. 
reichend, wenn zu besorgen lt, daß 
Keine gedeihliche Zusammenarbeit 
möglich it, Der Arbeitgeber ia dafür 
beweispflichtig. Die Beweispflicht ist 


erfüllt, Maßgeblich ist die Veröffentli 
chung der Schrifistze des Prozesses 
im Druckarbeiier. Der Kläger hat 


‚nicht bewiesen, daß nicht er eu war, 
der die Schrifwätze weitergegeben hat. 
Objektiv steht der Druckarbeiter in 
‚Fronstellung gegen die Weklagte, Der 
‚Druckarbeiter wiederholt in stereoty- 


‚aziver und pauschaler Weise 
Angriffe gesen die Beklagte, Wenn 
die Schrifisätze zur Verfügung gestellt 
wurden, dann mit dem Zweck, die 
Frontsiellung zu stärken. .. Wir ge- 
hen davon aus, daß die Schriftzätze 
vom Kläger dem Druckarbeiter zur 
Verfügung gestellt worden sind. Der 
‚Kläger wurde wiederholt zum Gegen- 
beweis aufgefordert und hat abge- 
lehnt. Das Gericht mußte also vom 
Beweis des ersten Anscheins ausge- 
hen, daß der Kläger die Schrifinitze 


‚geben hat. 
Ex listen darauf an, 
eine eindeutige ätigung ihren 
„Rechts” zu erhalten, jeden linken 
Kollegen feuern zu können, In der 
Berufungschrift wird das Arbeiuge- 
richt gerügt, es verkenne „wesenrll 
Umstände des der Kündigung zugrun- 
deliegenden Sachverhalts”, Die „we 
sentlichen Umstände“ sind für" die 
Kapitalisten, daß der Kollege „nicht 
zühlbare” Diskussionen geführt habe, 
woraus deutlich werde, „wie die ron 
kommunistischen Gruppierungen her- 
ausgegebenen  außerberrieblichen 
Druckschriften in den Beirieb hin 
einwirkten, sel eı, daß der Kläger Er- 
Muterungen zu Artikeln gab, die die 
Beklagte betrafen. sei 01 daß ent 
iprechende Anfragen der Kollegen an 
len Kläger gerichtet wurden.” 


per 


‚Schon in der ersten Instanz hatten 
sich die Broschek-Kapitalisten sagen 
lasson müssen, daß sie ohne Beweise 
die Kündigung nicht durchkriegen 
würden. 'zt verlangten sie die Auf- 
lösung des Arbeitsverhältnimes, da ei 
me Wiedereinstellung „nicht zumut- 
bar“ sei. 

Sind schon bei Ense. die 
Maßstäbe für die Beweise dei tal 
sten reichlich dehnbar, so ist bei dem 
Verlangen nach Auflösung praktisch 
kein Beweis mehr nötig. Jede Behaup- 
tung, die die Annahme stützt, es # 
keine „gedeihliche Zusammenarbeit 
zu erwarten, muß vom Kollegen wi- 
derlegt werden. ’ 

In der Berufungsschrift wird dem 
Kollegen vorgeworfen, daß trotz der 
Anschuldigung, das Kündigungsschrei- 
ben dem DRUCKARBEITER zugäng- 
ich gemacht zu haben, „weiterhin 
‚Schriftsdize dieses Prozesses im Druck- 

arbeiter abgedruckt wurden“, womit 
„erwiesen ist, daß der Kläger den Ab- 
druck gefördert hat und vor allem 
auch wollte”, 

Der Zweck ist klar. Da der DRUCK- 
ARDEITER „den massiven Kampf al- 
ler Kollegen gegen die Geschäftsler 
tung‘ fordert, wird aus einer eventu- 
ellen Weitergabe von Informationen 
„gedeihlichen Zusam- 


Bruch de 
menarbeil‘. 


Viel Lärm um Nichts 


Der DGB ändert 


Arbeitskampfrichtlinien 


Ohne viel Aufhebens sind am 3.6.74 
vom Bundesausschuß des DGB (höch- 
stes Gremium zwischen den Gewerk- 
schaftstagen) neue Arbeitskampf- 
tichtlinien verabschiedet worden, die 
di alten Richtlinien von 1949 (1) ab- 
lösen sollen. 


Laut DGB ist eine Anpassung an 
die jetzigen Verhältnisse notwendig 
geworden. „Lange genug haben die 
Arbeitgeber sich in der juristischen 
Diskussion und vor den Arbeitsge- 
richten bemüht, den Gewerkschaften 
zur Einengung ihres Handlungsspiel- 
raumes die von ihnen im Jahre 1949 
selbst gesetzten _verbandsintern 
Richtlinien. entgegenzuhalten 
schreibt G. Muhr, stellvertretender 
DGB-Vorsitzender, in der „Welt der 
Arbeit” vom 9.8.74. 


‚Anpassung an die jetzigen Verhält- 
nise heißt für den DGB aber nicht 
‚konsequenter Kampf gegen die ver- 
schärften Angriffe der Kapitalisten, 
sondern bedeutet geschickteres Tak- 
tieren gegenüber der Arbeiterklasse, 


In den alten Arbeitskampfricht- 
linien heißt es noch: „Jede Gewerk- 
‚schaft, in deren Bereich ein nicht be- 
schlossener und nicht genehmigter 
Streik ausbricht, hat die Pflicht, .. 
auf die baldige Wiederaufnahme der 
Arbeit hinzuwirken”. Dagegen lautet 
$ 5, Satz 2 der neuen Richtlinien: 
„Ein ohne die erforderliche Zustim- 
mung begonnener Arbeitskampf ist 
verbandswidrig, es sei denn, daß der 
Arbeitskampf von den zuständigen 
Organen der Gewerkschaft genehmigt 


Geändert worden ist auch der a 
A, Abe 3: Porleder Arbeiseinne 
lung ie Verhandlungsmöglich- 
keiten euszuschöpfen“; Für di Zur 
kunft heißt dies in $ 4: „Vor Beginn 
eines Arbeitskampfes sollen Verhand- 
lungımöglichkeiten wahrgenommen 
werden, soweit dies den Gewerkschaf- 
ten sinnvoll erscheint 


Auf den ersten Blick ist die Neu- 
formulierung radikaler als die alte Füs- 
sung. In Worten trifft dies zu, für die 
Praxis jedoch sind die radikalen Worte 
‚ohne Bedeutung. Im Bereich der Me- 
tallindustrie beispielsweise hat_ die 
IGM im Oktober 73 ein neues Schlich- 
tungsabkommen. vereinbart, dessen 
Kern die Schlichtungsdauer auf 30 
‚Tage verlängert — so werden die Ve 
handlungsmögliehkeiten unter Wal 
rung der „Friedenspflicht” voll ausge- 
schöpft. 


wuwpit, 


Die neuen Richtlinien ändern 
‚ohnehin nichts an der Praxis in den 
Einzelgewerkschaften. H. Mayr, stell- 
vertretender IGM-Chef, stellt dies in 
„Metall” 17/74 klar und befriedigt 
fest: „Sie (die Richtlinien) haben nur 
‚empfehlenden Charakter. Das macht 
zB. einen Hauptpunkt für die IGM 


Dieser Prozeß zeigte erneut, daß 

das Arbeitsgerichtsverfahren nicht ae- 
eignet ist, die Entlassung zu verhin- 
dern. „Nur unser gemeinsamer Kampf 
im Beirieb, und in der Regel bedeutet 
das Streik, kann uns schätzen” („Al 
ternative“, 8/74). Durch eine beson- 
ders ausgekochte Verhandlungsfüh- 
rung gelang es aber dem Richter Mar- 
us (er macht im Radio die Sendung 
„Was wollen sie wissen? "!!), den 
Kollegen und insbesondere seinen 
Rechtsanwalt einzuwickeln. (Wir wer- 
den darauf im nächsten AK noch ni- 
her eingehen.) 

Marcus nahm durch seine Initiati- 
ven den Kapitalisten die ganze Arbeit 
ab und ermöglichte Ihnen damit, als 
nnachgiebig erscheinen zu können, 
während er angeblich nach einer „kor: 
rekterf juristischen Lösung suchte! 
Dieses Spiel mit verteilten Rollen soll- 
te den Kollegen dazu verleiten, auf 
die Forderungen des Richters einzu- 

hen. 

Zuerst legte er die Kündigung, ber 
seite („alles nicht konkret belegt“, zu 
pauschal“) um dann die Auflösung 
des Arbeitsverhältnisses vorzuberek 
ten. Kernpunkt war der „Beweis den 
ten Anscheins“ für die Weitergabe, 
den DRUCKARDEITER 
Marcus verlangte zuerst, Kollegen 
zu benennen, denen Schriltsätze w 
geben wurden, Später wollte er 
ie Redakteure des DRUCKARDE| 
TER als Zeugen haben!! Den 
wand des Kollegen, die anderen Kol 
iegen würden dadurch gefährdet, pa- 
rierte Marcus mit dem zynischen 
Spruch: „Übertreiben sie die Vonsor- 
nicht. "Wenn das Arbeitsverhältnis 
Begonnen werden soll muß ein dIB- 


bedeutungstos, daß nämlich den ein- 

einen „Gewerkschaften reigeiell 

wird, ob sie vor dem Streik eine Ur- 

abstimmung durchführen, Für die 

IGM bleibt es nach wie vor bei der in 

der Satzung vorgeichlagenen Proze: 
hr. 


Die DGB-Führer haben sich mit 
den neuen Richtlinien den veränder- 
ten Bedingungen angepaßt, wobei die 
neuen Richtlinien mehr Flexibilität 
für ihre Politik aufweisen, Es geht um 
ihre Politik, nicht um die der Arbeiter 
und Angestellten. Für sie hat sich 
nichts geändert, denn die Vorstands- 
diktatur ist erhälten geblieben, sie ist 
nur varlabler geworden. Ob ein Streik 
„verbandswidrig” ist („gewerkschafts- 
schädigend””? !) oder nachträglich ge- 
nehmigt wird, wird nicht von den In- 
teressen der Arbeiter und Angestellten 
bestimmt, sondern von zuständigen 
Organen; das sind in der Regel die 
Vorstände. 


‚Trotz der Sachlage stimmten die 


Kapitalisten-Schreiberlinge nach Ver- 
öffentlichung der neuen Richtlinien 
ein großes Geschrei an. So heißt 


scheint versessen au] Streiks zu sein“ 
(„Süddeutsche Zeitung” vom 2.8.74); 
„Die neuen Richtlinien bedeuten auch 
ine Verschärfung der Arbeitskampf- 
regeln und die weitere Lösung des 
Sireikrechts von der Respektierung 
des Allgemeininteresses”. (,„Handels- 
blatt” vom 29.7.74). 


Die Union der Leitenden Ange- 
stellten schreibt: „Die neuen Riehtlt- 
nien ... bedeuten einen Abschied von 
demokratischen Rechtigrundsätzen” 


‚Welt”” weiß von „so- 
) Gewerkschaften zu 


Hier wird yielmehr verstärkt d 
logische Kampf gegen die Arbeiter 
und Gewerkschaften geführt, womit 
sie im Moment noch wesentlich klein- 
Bürgerliche Teile der ing er- 
reichen, Weiterhin haben die Kapita- 
listen ein Interesse daran, die gewerk- 
schaftlichen Rechte und Aktivitäten 
weiter zu beschneiden und fordern 
Einschränkung der Tarifautonomie: 

fl ie den Anfangen energisch 


hren” („Weit'" vom 1.8.74);,In 
Folchen Sinyariam wird Ans Boch 


PETER TRIER DUNTU 
Ten zwingender gesetzlicher Vorschrif- 
ten Besonders eindringlich bewußt. 
Aus dem Blickwinkel der Allgemein 
heit jedoch schreit der gesetzlose Zu. 
‚stand nach schleunigster Beendigung 
Handelsblatt” vom 2.8.74), 


Betriebszelle Blohm & Voss 
KB/Gruppe Hamburg 


‚nsvorschuß (1!) da sein.” 
Der Kol ließ sich vorüberge- 
hend einsc] m. Der Wunsch, wie- 
‚der eingestellt zu werden, war stärker 
als die Einsicht in den betrügerischen 
Charakter dieses „Rech! lanövers. 
Der Rechtsanwalt, in seinem Bemü- 
‚hen dem Kollegen zu hei ist dem 
Gericht noch konsequenter in die Fak 
le 'n. Seine Illusion in die bür- 
gerliche Justiz und das Unvermögen, 
‚die pölitischen Realitäten im Betrieb 
einschätzen zu können, verleiteten 
ihn dazu, selbständig m anzu 
bieten — noch nachdem sich der Koh 
lege endgültig gegen eine Zeugenbe- 
nenmang ausgesprochen hatte. 
/orbereitung solcher Prozesse 
muß, um derartige Fehler vermeiden 
zu können, stärker auf den politischen 
Charakter des Angriffs orientiert wer- 
den. Es braucht eine intensive vorbe- 
reitende Diskussion, um die Kollegen 
zu befähigen, richtig auf die Tricks 
und Schliche der Richter und Kapita 
listen zu reagieren. 

Es kommt darauf a 
den Rechtsanwälten 
und juristische Vorbei in 
zosse zu leisten, damit solche Mand- 
‚vor zunichte gemacht werden können. 

Bi 't „Arbeiter 


chen Vert 


hierzu mit 


hilfer 
ropagandistische Auswertu 
Prozese die Genowen und Kollege 

stützen. Gegenüber den, zu 
meist noch mit vielen be 


hafteten, Rec) ie 
Juristischen ion in Kinklang 
mit_den politischen Erfordernissen 
au bringen, . 


IKAN („Arbeiterhilte") 


Bülungen des „Frankfurter Gefunge- 
male (ei ung shon 

Eid aan ‚Gele 

gonenrat hatte, 


an 
H 


(Das Verfahren wurde inzwischen ein- 
I) (,Spiegel” 35/74). 
Am 27.7.73 ing ein Häftling kran- 
kenhausreit mit einer Hodenver- 
Netzung in seiner Zelle, 
Es wurde kein Schuldiger gefun- 
/ollzugsbeamten 


wurde am 7.3.74 eingestellt. („Spie- 
gel 3574). 
> Im November 73 wurde Bernhard 
‚Sch. von einem Gefängniswärter in 
solch bestislischer Weise gefoltert, 
daß er noch heute eine bleibende Ver- 
letzung hat, wo man ihn mit Füssen 
un den Kopf getreten hatt. (Cefan- 
at 
Im Apc) 74 wurde Herbert G. vom 
Beichen Ingniswärter gefok- 
Vert. Er wurde sark verletzt.” 


— In der Pfingstnacht 2./3.6.74 war 
ein regelrechtes Rolikommando 
von Wärtern unterwegs, das etwa Hun- 
‚dert Häftlinge mißhandelte. Siche da- 
zu Kasten). (Gefangenenrat) 
D Am 17.7.74 wurde ein Gefangener 
gefoltert und lebensgefährlich ver- 
letzt. Am nächsten Morgen wurde er 
in ein städtisches Krankenhaus ge- 
bracht, wo er starb. (Gefangenenrat) 
Nach Angabe des ‚Anstaltsleiters. 
Recher soll der Gefangene — wie üb- 
lich — einen Selbstmordversuch un- 
ternommen haben ( 
> Der Taxifahrer Uwe W. wurde 
von Wärtern einer „Sonderbehand- 
lung” unterzogen. Er wurde — mit 
Handschellen auf dem Rücken gefes- 
welt — solange gefoltert, ‚bis or Ie- 


Kripo mache ich schon gar keine An- 
faben mehr, das ist doch ale lächer- 


Herr Dr. Reith hat offensichtlich 
'nd Gründe, sich total in Sicher- 
t wiegen zu können. Nicht umsonst 
hat dieser Fascho seit 1946 das Partei- 
buch der CDU in der Tasche und 
darf sich daher auch der Komplizen- 
schaft seiner Partekumpane scher sein. 
Das Parteibuch hat ihn nicht mur inden 
Bundestag und zu anderen politischen 
Ämtern gebracht, sondem scheint 
auch seinem beruflichen Aufstiegvor- 
teilhaft bekommen zu sein. Aufgrund 
fachlicher Qualitäten kann er es je- 
denfalls nicht geschafft haben. Als Re- 
seinungsmedizinaldirektor kassiert er 
allein monatlich über 4.000 Mark 
(nach „Extre-Dienst"). 


Laut „FR" vom 28.8.74 sind seit 
1967 den Gefängnisarat 92 


gegen 
„unbegrändese” (1!) Vorwürfe unter- 
Jucht worden. 

Der Häftling Otto W.: 

„Unser Gefängnisarst ist tagrüber 


"Dreckmek‘ 
männer": „Simulanten ode 


Inzwischen zogen die Anschuldi- 
Ingen wo weite Kreise, daß dieser 
Focfisusche Knastarzt yorlufg aus 


u.a, aus Frankreich, Irland, Puarto Rico 
ITERKAMPF, J. Roants, 2 Hamburg 13 
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Mn ii 
HER 
KHEB 
En 


Die, 'he „FAZ" nimmt 
diese natürlich in 
Schutz und macht im ‚noch 
die Hal für die Nichtaufklärung 
verantı : 

„Sicher haben dem Ausschuß (an 
den die Beschwerden gingen) jene un. 
2 ten 


den _ d. Red.) leichter gemachi 
(„FAZ", 26.8.7). 


ne 
Otto W. 
„Es Ist unwahr, De Fern 


auch mit vorgehaltenen 
Karabiner Mir 
ind allein 15 Fälle von Bedroh- 


ng mittel Waffe Bekannt ge 


noch gut 10 weitere Fälle. 
Du ich aber nur mit 10 Prozens 

Gefangenen überhaupt zw 
ammenkomme, ist es nicht 
übertrieben, daß nicht nur die- 
te 25 Opfer jener Blutnacht 
im Gefängnis war 


ren. 
Mir wurde bekannt, daß drei 
Mitgefangene_ krankenhausreif 
gefoltert wurden und einer spd- 
ter an den Folgen der erlitte- 
‚nen Verletzungen verstarb.” 


Die großbürgerliche Frank- 
furter Allgemeine Zeitung 
am 22.8.74; 


Zu den Pfingsworfällen: 
„Gefangene hatten randaliert, 

ıl am Abend das Licht in den 
Zeilen nach ihrer Meinung zu 
Prün ausgeschalter worden war. 
Sie hatten die einachreitenden 
icamten vielleicht auch prono 
ztert, In welcher Weine aber die 
Beimten 'eingeschritten” sind, 
ist selt Juni Gegenstand von 
Ermittlungen. Noch im Juni 
wurden nach einer Gegenüber- 
stellung von Wärtern und Ge 
angenen drei Mannheimer Auf 
fichtsbeamte nach Heidelberg 
versetzt und ihrer Aufsichtr 


‚nkılon en! Zu ihrer 
Aenpendierung haben nach A 
Berungen der Jusrtzministert. 


ums die Verdachtumomente 
nicht ausgereicht.” 


Rudolf Schieler (SPD>Landı 
Intl) „Er maß schenungan ung 
Aare dr werden‘) (fi 
T gott Bender (CDU-Justizmk 
nisten) Die Sonderkommüsten zur 
Amir 
mit such weiter suftauchende Vor 
Warfa ofor] überpraft werden kön, 
non" (JAEIR) 


und 

„Ich werde Konsequenzen auf 
allen Kdenen überdenken. Kin Ver 
schulden und Versäumnisse werden 
bir im alle Verästelungen ohne Rück 
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Varta Katalog 
In diesem Katalog wind unsere herausgegebenen Broschuren und Bo 
her mut jewa Kurzer Iohaltsbenchveibung sulgetunt Der Ka 
bietet noteın auch eine gute Unterstützung für de Arbeit mit 
fenertun Kollegen und Freunden. 


Forts. Pestbeulo 


sieht, auf 
ana tisch: 

nz 
NEE muß mit Feuer und Schwert 
3 ‚fahren werden,” (Spiegel, 


‚Personen aufgeklärt wer- 
R26.8.) 


Das Muster einer Aufklärung 


Dabel zeigt ein Rückblick auf die 

Aufklärung zum Falle Vast noch ein. 

sanz deutlich, daß man solange 

re möglich di Sachs zu vertuchen 
suchte. 

Im Dezember 73 starb Hans-Peter 
Vast. Am 24.6.74 wurden die Er- 
mittlungs-Verfahren eingestellt, ob- 
wohl Mordverdacht bestand. 

‚Am 29.6.74 schrieb der Gefange- 
nenrat einen Brief an das Justizmini- 
die Einstel- 
lung protestiert, Beweismaterial ge- 
liefert und die Ablösung des An- 
taltsdirektors Recher gefordert wur. 

ie. 

Zuerst wurde vom Justizministe- 
rium bestritten, daß ein Brief des 
Gefangenenrats überhaupt existiert, 
Jedoch: Pech, fürs Minisertum, der 

langenenrat hatte eine Eingangs 
bestätigung der Post vorliegen. 
1 Def Hand der Bra u 
an, er hatte eis 
zumbearbitet auf dem 
1 Referenten gelegen, der noch 
in Urlaub ist.” (,82” 22.8. 

Die verschiedenen berufsmäßigen 
Vertüscher in der Behörde hatten 
allerdings versäumt, ihre Lügen auf- 
einander abzustimmen. Nur einen 
Tag zuvor hatte das Justizministe- 
Fium gerade eine anderslautende mas- 
sive Gegendarstellung in der'Stutt- 
sarter Zeitung” abdrucken lassen, in 
der unter anderem auch bestritten 
wurde, jemals einen Brief vom Ge- 
fangenenrat empfangen zu haben. 

kehrte Justizminister Trau- 
gott Bender aus seinem Urlaub zu- 
rtck, um nun endlich „die alleinige 
Information der Öffentlichkeit an 
sich zu ziehen” („52" 22.8.), damit 
eiche Pannen in Zukunft unierbiek 
Es ist eben 7 wenn nur ei- 
ner vertuscht. Ab sofort gab es wie- 
der mal eine Informationssperre Tind 
den Journalisten wurde großzügiger- 
weise angeboten, „Einsicht in die 
Akten zu nehmen, um sich über die 
Vorgeschichte (1) des Falles zu infor- 
ımieren. "\,8Z" 22.8.) 
wurden die wider- 
des 


ck 
denn „das Ministerium ist in 2 
‚schiedenen Gebäuden untergebrach 
(„52" 2.8.74). 


Am 24.7. mußte das Verfahren 
wieder aufgenommen werden. Vom 
Ministerium wird eifrig versichert, 
daß man dies nicht etwa auf den 
Brief des.Gefangenenrates und di 
Öffentlichkeit, die dieser geschaffen 


Bullenterror in Franiehurt 
Bullenterror in Frankfurt 


Von Polizisten 


Im ersten Fall handelte es sich um 
‚einen 48-jährigen arbeitslosen Kolle- 
‚a, der aus Verzweiflung über seine 
‚(er hatte, wie er sagt, drei Wo- 
‚chen lang kein Arbeitslosengeld be- 
kommen, und bekanntlich ist es für 
‚einen älteren Arbeiter sehr mühsam, 
überhaupt eine Stelle zu bekommen) 
wi Arpekn. ul se Aus 
einen Wackelhund rausgehölt u 
sich mit ihm Ins Gras zum Schlafen 
‚gelegt. Obwohl der Kı wie er 
selbst berichtete, keineı lerstand 
leistete („Es ist mir egal, ob Ihr mich 
einsperrt, ich habe sowieso nichts zu 
verlieren” — „FR” 15.8,), wurde er 
gleich im Streifenwagen verprügelt, 
sodaß er, als er im Revier ankam, be- 
reits einen Nasenbeinbruch hatte. Die 
Tollwütigkeit der Polizisten was aber 
noch nicht befriedigt: im Revier war- 
fen sie ihn die Treppen runter und 
‚schlugen ihn auf Magen und Leber — 
zu viert! 

Die Polizei streitet natürlich alles 
ab. Zwar ist im Polizeibericht von 
„körperlichen Auseinandersetzun- 
fer) Jdi Rede aber woher der Nasen. 

ruch und die Rippenfraktur 
kommen, das ın sich die Polizei 
beim besten Willen nicht erklären! 

Ihrer Meinung zu Bm Be 
um „Lägenmärchen ychopa- 
then”! Und um bei den Arbeitern 
keine Mißverständnisse aufkommen 
‚zu lassen, wey hier in diesem Staat was 


hatte, ‚hin getan hat, sondern aus‘ 
freien Stücken”. („„ER” 22.8.74) 

Denn: Der Brief war natürlich 
„inhaltsarm und ‚wenig kankreı 
(Sprecher des Ministeriums, „82 
22.8.74) und die Ermittlungen seien. 
korrekt und ohne Versdummi- 
‚se geflhrt worden.” 

(Ministerium FR’ 22,8.74) 

Da scheint doch der Ausspruch 
eines hohen Stuttgarter Ministerial- 
beamten passend: „Alle versuchen 
Jetzt, ihre Nasen aus dem Kakao zu 
‚halten und viele haben hier die Hose 
voll." (FR22.8.) 


Folterungen werden von oben 
befohlen und gedeckt 


Jedoch ist die „Aufklärung” im 
Falle Vast nicht etwa ein besonders. 
schlecht gewähltes Beispiel, wie auch 
die am Anfang des Artikels „zu den 
Akten” gelegten Fälle beweisen. In 
Mannheim wurden Häftlingen, die 
sich zu oft beschwerten, in andere 
Haftanstalten verlegt. Begründung: 
Gefährdung von Sicherheit und Ord- 
nung. („Report” am 2.9.74). Andere 
Häftlinge wurden davon „überzeugt”, 
daß es besser für sie sei, keine Klage 
mehr zu führen. - 

„Bei zahlreichen Vorfällen, deren 
‚Klärung auch das Ministerium zu ei- 
‚ner genaueren Kenntnis der Verhält- 
nisse in Mannheim gezwungen hätte, 
hat die Staatsanwalı bewußt 
abgeblockt. So hat ein Staatsanwalt, 
was zu beiegen ist, Vollzugsbeamte 
in der Kantine mit der Bemerkung 


beruhigt, die meisten Fälle können 
abgewürgt werden.” („FAZ" 26.8.) 


kann, 
So wundert es nicht, daß bei die- 


er Kum von Yirten, Bnie 
anwa und Gefängnisleit 
der einzelne Häftling verzweifelt oder 


„Paß auf, was 
sagst, wir zahlen dir 


[en 
Ka Wäre ‚sind inszwischen ver 
erden erinint Ingen. wie sende 
erstaunt fragen, 
sie bestraft werden für , die 
ein üblich waren, die teilweise 


auf Anordnung, zumindestens je- 
doch mit Duldung der Gefängnislei- 
tung geschehen ist. 


Der „Gefangenenrat” schreibt: 
„Die Morde und Folterungen an Ge- 


krankenhausreif geschlagen 


Frankfurt wurden zwischen Juni und August zwei Kollegen von Polizisten 
ins Krankenhaus eingeliefert 


zu sagen hat, hat sie jetzt gegen den 
arbeitslosen Kollegen Anzeige wegen 
Diebstahls (eines Wackelhundes!) und 
Widerstands gegen die Staatsgewalt (!) 
erstattet. 
‚Im zweiten Fall handelt es sich um 
folgendes: 
jachbarn hatten sich bei der Poli- 
zei über den Einzug eines neuen Mie- 
ters beschwert, weil er um 22 Uhr 
„immer noch” am Umräumen war. 
Prompt kam ein Streifenwagen an und 
in 47, Arbeiter 


‚kommen, zerrten ihn gie 
Nizisten in den Keller und fielen über 
ihn her, Das Verbrechen des Kollegen. 
er hatte die Polizisten — nachdem sie 
ihn schon im Streifenwagen ununter- 
spit- 


‚mehr arbeiten gehen, weil er vorerst 
bis zum 22. August krankgeschrieben 
worden ist, 

In beiden Fällen argumentierte die 
Polizei, zur Rechtfertigung ihres Tor- 
rors, mit „erheblicher Gewalt”, die 
A Beer yrprägeln und ermorde 

rbeiter in und ermorden 
(wie jüngst den Mannheimer Arbeiter 
Remiszko) und Faschisten schützen — 
das ie Puaktinn din uniform, 
ten Schlägerbande 
KB /Gruppe Frankfurt 


‚die ihre perversen 


niert” und „Die Justiz dieses Lan- 
des ist intaki und verdient unser Ver- 
trauen.” — In der Tat, so wäre es 
diesen Würdenträgern staatlicher 
Macht das liebste. 


Repressionen und Hetze 
gegen den 

„Frankfurter Gefangenenrat” 
Erna Ohngensn 
‚Nachdem eine Reihe von, Enthül- 
hungen des „Gel: raten“ sich als 


richtig erwlesen haben, kommen Spre- 
‚cher des Justizministeriums nicht um- 


der bisher noch behauptet hatte: 
„Das sind doch meistens nur ab- 
bei denen 


Wohl weniger wegen der angebl- 
chen „Fäkalsprache", sondern w 
‚dem Peuer unter dem Hintern ein 


ven, um ihn dann aenerell als un- 

pribtrde ailempoin zu köonan 
Dabei verläßt man sich ganz uf 
die vor Jahren systematisch aufge- 


baute _Bander-Meinhof-Hystenie 
und versucht, den „Gefangenen“ 
De np Vene 
n st hat Vern 

in den Bereich Rote Hilfe 
und Rote Armee Praktion.” Dies 
konnte der Justiz-Staate Sekretär 


machen und „, 
> Beamte des politischen Kommis- 
sariats beschlagnahmten bereits im 
Mai Karteien und Korrespondenz. 
im Frankfurter Büro des Gefange- 


Alfüre aufzuklären, 
ist wie man sieht, geradezu sprich, 
wörtlich! 
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im Krankenhaus 


Jetzt wird es ernft mit der Demokra- & 1 Assistenzarzt, von den jüngeren 


(ie im Krankenhaus, (One ai SPD- > Auantenshken geanhe 
sus „Hamburger Morgenpor” am « 2"vom so. Heilllperional ge- 
BAT AnlaB "war die Versbuchier © Zunmen ©%% Hell 

ehtlimen für die Ler Dem Bert hr die Leitende Me 


die ab 
ekzaft gehören an 
lichen Krankenhäu- 53 Prlegekräfte aus dem Kreis der 


sind. erschwestern/ 
a np „ Orehseeriptige, 
Sie 


iher wurden die Krankenhäuser 
durch einen ailmächtigen, von der 
Gesndheitsbenörde bestellten Arzt 
lichen Direktor geleitet, der sopar 


Sie werden jeweils aus der Mitte 
der genannten Personenkreise ge- 
wählt 


über Pernonaifragen im Piegebereich „oc, Beil des Verwaltungseiten, 
enden KO, en au. (der Vryalunp de chanel 
eann Kealnen sven uat- > 
Denen Klin sen ta a arlan Id Wruchpe 
er 
Der Me Tatenge Folge 


als an. 
Die Beiräte können zwar „mitre- 
den“, haben aber nichts zu sagen: 


und der Verwakungieiter. Die Beiräte haben ausschließlich 
‚Der Ärztliche Direktor wird aus pergtende Funktionen”. „Beschlüsse 
seließlich (1) von den Chefärzten zer Geaemıpeirater dienen dem Di 
lt. und zwar gleich für skben wre arte dienen dem D 
Jahre. Die Leitende Pflegekraft wird nen sich Direktorium und Gesamtber- 


Ton den Stationsehwestern, Ersten 
Unterrichtsschwestern und allen Pfe- 
schälen senii, denen duch au. 

liche” Anoränung mindestens 
Mlnf Pflegepersonen stlndig unter: 
ie die große Mehrheit er übrige 

Iehrheit der 

Xaminieiten Schwestern/ Pfleger, die 
Sehüer/innen una Pilepehelfernen. 

Der Verwaltungseiter wird gar 
nicht ert gewählt, sondern dirckt von 
6 Behörde „vorgeschlagen" 

Das letzte Wort über die Emen- 
mung der gewählten" Direktorlame- 
imitgieder"hat „die Deputation (ein 
Ausschuß deı Gesundheitsbehörde). 

'Der Personalrat hat keinen Ein- 


Tat nicht enigen, hat in jedem Fall die 
Gesundheitsbehörde das letzte Wort! 
Die Beiräte sind abo nichts weiter 
als. eine demokratische Spielwiese, 
auf, de Unzutiedene ein wen ne! 
völlig unfruchtberes Betätigungfeid 
Finden sollen. ya: 
Durch die Beiräte wird der Perso- 
alrat "entwertet: Man wird. sagen 
dies oder jenes ist Sache der Beiräte, 
nicht des Personalrat. 
immerhin 


nalbwegs demokratisch gewählt 
(wenn > auch oft bei der Kandida- 
tenaufstellung sehr undemokratisch 
zugeht) und er hat immerhin winzige 

Der 


Mitbestimmungsmöglichkeiten 
Muß darauf, wer ins Direktorium 

A müssen wir dagegen kämpfen. 
kommt; er dart aber vor der Emen- yußer dunch die volle Kanktranafanen 


nung durch die Deputation eine „Stel- 
Yangrahine Zu Jen drei Kandidaten 


drei Direktoriumsmitglieder Boykottieren wir die Wahl des 
sind für ıhren Bereich eigenrerant- Direktoriums und der Beiräte! 
Jedem der drei steht ein sech“ „Abbau hierarchischer Struktu- 


Aöpfiger Be 
dal durch de Beiräte das vöhig un: kampf gezogen 


Beiräte geschwächt wird. 


Mi en 
ee 

en en 
rad ‚zwei Jahre am Krankenhaus ea. vom 7.8. schreiben of- 


Der Beirat für den Ärztlichen Di- 
toktor besteht 
© 2 Chefärzen, von den Chefärten 


Folge davon, daß die 
ierenden Äratlichen Direktoren zu 
Oft Mist gebaut halten, weıl sie über 


Vom Regen in die Traufe 


Die Frankfurter Behörden planen bis Ende 1975 den Abriß der Notunterkünf- 
ie, Es pabt dem SFD-Magistnt nicht mehr in sei Motto „Lebensqualität, 
daß in Frankfurt gut sichtbare Elendsviertei bestehen. Um den schönen 
'a um den Betroffenen wirklich zu helfen, sollen sie nun 
werden — die Bewohner der Notunterkänfte 
vom Regen in die Trauf 


zu wahren, nicht 
in Sozialwohnur 
kommen damit 


Anfang 1975 sollen die Häuser 22 bis 
32 in der Mühlbruchstraße in Fim- 
Sachsenhausen abgerissen werden, 
nach amtlicher Mitieilung, um einer 
Vergrößerung des Bahnkörpers zu 
weichen. Um gen: 
was. die Behörd 
ben, riefen die 
bruchstraße kürzlich eine Bewohner. 
versammlung ein und luden dazu auch 
die „hohen Herren” der verschiede- 
‚mter und Parteien ein. Auf der 
Versammlung waren denn such rund 


auch nur ein Gemeinschaftsklo und 
ın Gemeinschaftswaschraum, das 
sogenannte Vierkräne-Bad. Teilweise 
missen einige Bewohner hier schon 
seit 15 Jahren hausen! Die sazl 

Diskriminierung geht aber weit über 
die von den Behörden zu verantwor. 
tenden Zustände in den Notunter- 
künfien hinaus: ein Junge bekommt 
bei TAN keine Lehrstelle, weil er in 
der Ahorastraße wohnt „. Ärzte ver- 
weigern den Bewohnern die Behand- 
hung, well sie keinen Krankenschein 


80 Leute anwesend; Bewohner der haben oder weil der Sozlalamts-Kran- 
Notunterkünfte  Mühlbruchstraße, kenschein ihnen keine Möglichkeit 
Ahornstraße, Niederbornstraße und bietet, ausreichenden Profit zu ma- 
Niedwiesensiraße sowie Sorialarbei- chen... usw. usw, 
ier, Vertreter der bürgerlichen Partei Die Stadt hat diesen Menschen 
en und Behördenvertreter, jetzt Sozlalneubauwohnungen in der 
Zunächst legten die Bewohner it- Mainfeld-Siedlung angeboten" — 
me Lebensbedingungen dar. Gtößten- aber bei den dortigen Mieten und 
eils sind ae völlig Sorlalhilfrem- _Umlagen zwischen 300 und 700 DM 
finger: aleinsiehende Fraien mit _ kann man dere» „Angebot“ nur als 
Kindern, ein Mann mit _ Zynismus bezeichnen. Die Bewohner 
einer blinden Fra» und einem Hau- wollen verständlicherweise auch nicht, 
fen Kinder, Vorbestrafte und des- wider zusammen umquartiert wer- 
halb arbeitslos... ınschen, die den und dann irgendwo wieder ein 
‚durch die Gesetze der kapitalistischen neues Ghetto bilden, Die Behörden- 
Wirtschaft an den Rand der Gesell- _vertreter stellten sch diesen Darie- 


schaft gequetscht und dort dann al- 
lenfalls auf Almosen angewiesen sind. 
‚Wie sich die Behörden um se „‚küm- 
mern”, ist schon am der Ausstattung 
ihrer Notunterkönfie sichtbar: ein 
Schuhschränkchen (ein Meier hoch) 
als „‚Köcheneinrichtung“, keine Tür- 
klinken an den Wohnungstüren, die 
äuser sind also nicht abschließbar 
(so daß man nacht häufig Im Trep 
ponhaus oder auf dem Klo auf Be- 
irunkene stößt, die dort Unterschlupf 
‚gesucht haben), und natürlich gibt 0x 


‚Bingen der Notunierkunfis-Bewoh- 
ner gegenüber einfach dumm und 
sagten, ihnen sel das alles „nicht be- 
kannt‘, Ein Herr Dabs vom Amt für 
Wohnungsvermittlung verkündete +0- 
at ungeniert, die Betroffenen seien 
als Wohnungssuchende gar nicht re 

gistrirt = und das, obwohl der Ab- 
AB der Notunterkünfte seit zwei Jah- 
ren bekannt ist! Einen ebenso groß- 
artigen Eindruck hinterließ der Orts- 
beirats-Vorsitzende von Sachsenhau 
son, Sturmfels, al er auf den Wunsch 


w 


Demokratie ‚Marke SPD’ 


„Der Senat sieht in der Neugestal- 
tung der Letungs- und Mitbestin- 
mungstrukturen In den ziatlichen 
Krankenhäusern einen ebenso nor- 
wendigen, wie Dehutsamen Schr, 
de Punktiorafahigkeit der Kranken 
Raser zu rerbenern“, 

Das mt der Kern einer Reform: 
die Gesundheitssenator Nöllng frech 
a „Anfang für einen Demokfatisie- 
fungaprozel" verkaufen wil. Nöling 
Versucht noch eine Ehrenreitung, in- 
Ana penssen di manten, daß Alr 

gegeben, die meinten, 
de Demokratie zu weit ginge und 
ie Aburiche verlingien”. Nölling 
aubt wohl, deh wgrnüber dee 
Schwarzbrausen „Demakrate"vor- 
Sellungen mancher Chefärze, scın 
Baßrosa Reförmchen noch ein Di 
Chen Farbe bekommt! 

Von Demokratisierung wird groß 
getönt, {n Wirklichkeit werden sogar 
Se minimalen demokratischen Ret- 
ie" abgebaut, die die Auisenzärzie 
am Algemeinen Krankenhaus Altona 
und Harburg durchgesetzt hatten. in 
Altona saßen ımmerkin je ein gewähl. 
er Assstenz- und Oberarzt neben 
drei Cheärzten ım Arztlichen Direk- 
torium. In Harburg waren ebenfalls 
alle Arzie un der Wahl des Ärzilichen 
Direktoriums. Deteligt. Diese Lei 
tungsmodelle waren Zwar kein 
fortsehnitlich (Übergewicht der Che 
ärzte. keine Vertretung des nichtärzt- 
lichen Personals). aber für die Grupse 
der Asistenzirzte bedeutet die neue. 
Richtlinie den Verlust des Wahlrecht 

"Außerdem sicht die Ricntinie in 

"Die 2. Im Amt Befindüchen, 
unbefristet besielten Ärstlichen Di. 
ekioren und Leitenden Pflegekräfte 


Raudirektorium ‚en. Die Ziffern 2 
und 4 (Wahl des Arzilichen Direktors 
und der Leitenden Pfiegekraft) Jinden 
uf se keine Anwendung.“ 

in den meisten Krankenhäusern 
lebt ao alles Beim Alten, 

Von der Gewerkschaftsführung 


wurde kein Prole! sogen diese Pi 
Sorelorm "der Kraakenhauseitung 


den Verwltuneiter ung den tk“ 
= 4 
chen Later Deich, Von üisen 
iidtefinsen sol nur der Ar 
BE Dieter win sc 


‚erhoben, 

‚Die ÖTV sicht ın ihrer „Stellung- 
nahme zur Krankenhausleitung” von 
1972 als oberstes Leitui 


1; ln schäftsleitung soll aus dem Ärztliche 

@ l'Oberarzt, gewählt von den Ober- suchen, von denen sie Xek _ Direktor, der Leutenden Pflegekrait, 

ee [ein ‚dem Verwalt iter und dem tech- 

Ärzten und" Assstenzärzten, &ie "Die Harburger Anzeigen und SM Verwiltungsiter un dem tech: 

Jingerals zwei Jahre am Krankenhaus Nachrichten" vom 7.8. schreiben of: Gechifäsen dur da Aue 
fen: biche Direktor wählbar sein! 

Geplanter Abriß der Notunterkünfte ‚der Bewohner, daß sie wegen ihrer 

in Frankfurt: ex Kinder gerne im Stadtteil Sachsenhau- 


sen wohnen bleiben möchten, 1y- 
nisch antwortete: erstens stehen in 
Sachsenhausen nicht so viele Woh- 
mungen leer (was eine Lüge st), und 
zweitens wüßten die Behörden ja 
auch nicht, wann Oma Meier und 

! Hockmüller vom 
ingswesen. erklärte 
schließlich, es besteht ein Zeitpla 
für die Umquartierung und der werd. 
durchgezogen, Also doch ein Plan, 
alles beschlossene Sache, ohne Rück: 
sicht auf die finanzielle Situation der 
Bewohner der Notunterkünfie; ohne. 
Rücksicht. auf die soziale Ind e 


, Spiel 
Schulen usw.) der für die Umquartie: 
ung vorgesehenen Mainfeld-Sledlung 
(im Mainfeld ist für etwa 3.000 dort 
lebende Kinder nichts derartiges vor- 
handen), 

Die Taktik der Behörden Ist es of 
fensichtlich (beilängst feststehenden 
Plänen für die Umuartierung) die 
Bewohner der Notunterkünfte durch 
widersprüchliche Aussagen und ge- 
spielte AhnungslosigReit zu verwirten 
und zu verunsichern, so daß die Not- 
unterkunftsBewohner schließlich 
notgedrungen alles nehmen, was die 
Behörden or die Füße werfen, 
In den Diskusionsbeiträgen der De: 
‚wohner kam ihre Empörung über ihre 
Situation und über Ihre Behandlung 


durch die Behörden vielfach zum Aus 
druck: 

„Man behandelt uns wie den letz- 
ten’Dreck” 
Herren, 
bet 30 


„ir existieren für die 
nicht”... ‚War heißt denn 
‚600 Hark Miee noch 0, 


ee 
ingigkeit vom Sorialamı 
ne Sozialarbeiterin. 


„Ich habe den Verdacht, daß daı Ob- 
dachlovenproblem alljährlich mit dem 
Anfertigen neuer Listen gelöst wer- 
den wol”. Und ein Bewohner Im An- 
schluß ap die Versammlung: „Wenn 
wei nicht für unsere minimalıten Le. 
bensbedingungen kämpfen und ein 
Haus besetzen oder ı0, sitzen wir 
aufder take" . 
KB/Gruppe Frankfurt, 
Berirkskollekuv 


Kein Wunder, daß von der Gewerk 
schaftsführung kein Protest kommt, 
wenn ihr eigenes Modell telweise 
noch undemökratischer als das der 
Behörde ist. 


fung, u Sungeren“ (hbendbia) 
iese "Provisoren Und ıwar ge 
wählt — für die Bürgerschaft - aber 
ie Patienten im Krankenhaus durl 
ten bisner und können auch ın Zu- 
kunft einen Sprecher ihres Vertrau- 
‚ens nicht wählen, obwohl cs gerade 
unter den chronisch Kranken, die 
mehrmals im Jahr die Zustünd 
Krankenhaus am eigenen Leib er 
ren müssen, ausgezeichnete Kandida 
ten „für „Patientenanwäite” geben 
würde. 

Von den fünf Provisoren z.B. des 
Harburger Krankenhauses sind 
Ärzte — wenn sie als Patient ins 
Krankenhaus kommen, liegen sie auf 
Prvatstation (beute in „Beit mit 


Der „Patientenanwalt“ 


Fast gleichzeitig mit dem neuen. 
Leitungsmodell hat der Gesundheits- 
senator ein ebenso faules Eı als „In. 
scheste Ware“ auf den Markt zu Brin- 
gen versucht 

Unter der Schlagzeile „Anwälte 
für die Sorgen der Kranken” schreibt 
das „Hamburger Abendblatt": „Fur 
jedes siatliche Krankenhaus soll es 
künftig einen sog. Patientenanwalt 
‚geben. Seine Aufgabe bericht unter 
'änderem darin, Kritik der Patienten 
an Zuständen im Krankenhaus oder 
am Krankenpflegepersonal zu prüfen 
und gegebenenfalls abzustellen. Ham- 
Durg wird damit als erıtes Bunder- 
land eine Institution schaffen, ähn- 
ich dem Ombudsmann in ıkan- 
dinavischen Ländern, die jedem Pa- 
Henten eines Krankenhause: die Mög- 
lichkeit gibt, sein Herz auszuschüt- 
Ba 

Abo wird es in Zukunft „eine 
wirksame Interessenvertretung der Pa- 
ienten” (Nölling), ein Stück mehr 
Demokratie geben? 

Schen wir uns den Abendblatt 
Artikel genauer an: „Allerdings kann 
sich die Kritik (der Patienten) nicht 
auf Bagutellen. sondern nur auf Punk- 
1 Beziehen. die grundstzlich einer 
Änderung oder Verbesserung bedür- 


burg. Al in Harburg während der 
Renovierung der Aufaahmestalion 
neben Herzinfarktpatienten, die we- 
en Überflung aut dem Flur ügen. 
Ani Preßlufinimmern gearbeitet wur: 
&%, hat man von den "Anwälten" 
Keine Beschwerden gchör. 

Für die Patienten wird ich nicht 
das Geringsie ändern Sarch die Um- 
benennung der Provren ın Patien 
enanwälte. Sie Beben nach wie vor 
im Krankenhaus lateinisch sprechen 
den Medizinpnestem augeliclent und 
nissen die Polgen der Bettenscnle 
Bung und Ligereitrerkärzung um 
eisesen Leib sriahren, ohne die ge 
Fingse Ausicht, durch die „Paten 
enanwälte" etwas daran zu ndern 

"Der Paientenamenit it Tel eines 
Gesamiplanes, der sich mit der Neu- 
1 arnburg Befgt" (ohlanbarger 
in. Ham 1" (lan 
Abendblatt. Din Gesimpian cat 
Puppt sch als typischer SPD-Beirug 


Ör 

Wer soll als Patientenanwalt die 
Interessen der Patienten vertreten? 
Nach den Plinen der Behörde sollen 
die sogenannten Prorisoren der Kran- 
kenhäuser diese Aufgabe Übernehmen. 
„Provioren cind eine Hemburgische 
Besonderheit, sewählte_ Bürger, die 
Deisilkenntnisse über das Rranken- 
haus haben, dem sie zugeordnet und. 
Sie scheinen der Geiundheiisbehörde 
am. beaten geeignet, als Vermittier 
Zwischen Krankenhaus und Bevölke- 


Rationalisie- 
Tungsplänen abgelenkt werden soll. 

‚Alter, noch dazu verdännter Wein, 
in meuen Schläuchen, das sind die 


Personalfeindlichen 


Radikalenerlaß gegen Mediziner 
keit und sammelte Unterschriften: 
Bi m ana Eike U 
BaRa Le In Bejera, Sa Immer zwei 
ae nei te in der Faschisierung voraus 
betroffen: Ende 1973 bewarb sich Br 
ein Assistenzarzt, bekanntes DKP- ” 
Mitglied, um eine Stelle als Schularzt 
am Gesindheitant ı Nordentedk, 
It waren schon sel : 
Biles websatge: langem zwei Dienst in Erlangen enilaisen werden. 
Die Einstellung von Seiten des Das Innenministerium hatte dem Kul- 
Ce ee Ton en dee Tieminiterium einen Bericht mit 
fekt. al die CDiöMehrheit des Ge.  „Serchlich verweribaren Erkennt. 
meinderates einschritt und die Ein- Vers Kauf u , jebnisse der 
Sielung verhinderte. Trotz einer Dre _Verfasungschutz-Spi Zuge: 
a ee ESouE Dec werde m a De 
dis Berufererbor für den Ausstenz- Tätigkeit der beiten im SB Go- 
Set nicht mifgehoben. mökratischer "Hochschuibund) 
m Ras Hamburg din uneıres hingewiesen 
Winene der einzen Fal, wo Ge __Kochdens eine Stellungnahme der 
NichrBingtelung eigen Arzteı polr beiden Mediinslmitenen und ein — 7 
dich km Sinne des Radikuleneräsen Bericht der Unweratät Bringen ker 
(„keine Gewähr für Verfassur ne Bedenken hinsichtlich der Ver- 
eue") Dogründet wurde, Eine Kelle  lassungstreue erpiben, Wurde üe 16 
Wwehlerer Beschäfifungsverbote sind plante Entlassung yore ncht Ya 
25 "police nicht bowoibet, da Foren. 
Kring Begründung vorgelgt würde. Türen zit ich, dB der Radike- 
Ba much aber ale Tr polktsche leer ai. nur ae Valte der 
Gründe der Alehnune Boargenise pen Kommunisten Ir. ı 
Über einen anderen Assistenzarzt sondern zur Biaschlicbtaräng ‚aller 
an einem staatlichen Krankenhaus Kritiker der herrschenden Verhält- 
reits die Krankenhaulltung iss eingeieizt wid 
Sufgrund "von „Verlustungschun”e . Ein Kadikaleneraß wird nun auch, = 


wie in den anderen Gewerkschaften, 
yon der ÖTV-Führung praktiziert! 
Inzwischen wurden zwei Aus uluß- 


informationen er ei „linksradikal' 
Wegen dieses Rufmorden gelingt ci 
ihm nicht, auf dio für seine Facharzt- 


ausbildung nötige Abteilung zu kom- verfahren eingsleitet gegen Mitglie- 
men, obwohl dort Stellen frei wur. der des gewerkschaftlichen Arbeits- 
den. kreisen Gesundheitspolitik (AKGP) 
Er kündigt, bewirbt sich aber in Hamburg, denen man Mitglied- 
ieichzeitig um eine Beschäftigung schaft in einer „gewerkschafisteind- X 
‚Sitzwäche - zum Geldverdienen - _ lichen” Organisation vorwirft 


Ein weiteres Ausschlußverfahren 
Muft gegen einen Arzt am Allge- 
meinen Krankenhaus Altona, und 
zwar mit der gleichen Begründung 
Der Marburger Bund, die rcak- 
tionäre Standesorganisation der, 
stellten Ärzte, hat im Juni 1974, ‘ 
kurz vor dem Deutschen Ärztetag, 
verband 


dringend Sitzwachen gebraucht 
, wird seine Bewerbung vom 
ärztlichen Dienst ahgelehnt; dieser 
weigert sich, einen Grund zu nennen 

Assistenzarzt verdumte 64, 
diesen Skandal der nichts anderes 
alı ein politisches Beschäftigungsver- 


bot ist, an die Öffentlichkeit zu gleich den ganzen Lande 
bringen. Berlin aungeschlomen, da dort eine 
Ausistenzärztin O. bewirbt sich in 'n zum Gesamtverband 


auf der strahlentherapeutschen Ab- 


stehende Gruppe fortschritlicher 
teilung am Krankenhaus St. Georg. 


Ärzte die Mehrhelt erreicht hatte, 


Dort werden dringend Ärate gesucht Wie in anderen Bereichen 
Chefarzt Gauwerky ist {roh über die- sellschaft schon seit längen 
s Bewerbung. Einer Einstellung sucht die Boungeoil 


Gesundheitswesen 
einer zu erwarienden orialisischen 
Bewegung eu zerschlagen, bevı 

eine echte Bedrohung für. Ihre Herr- 
schaft werden können. . 


Gruppe Gesundheitswesen 
KB/Gruppe Hambur 


Scheint nichts mehr im Wege zu 
stehen, doch am vorgesehenen Tag 
der Arbeitmaufnahme wird die As 
stenzärztin wieder nach Haus ge 
schickt. Drei Tage später bekommt 
sie die Absage vom Pemonalchef. 
Die Amistenzirzuin O, brachte ihre 
Ablehnung sofort an die Öffentlich: 


a 


x 
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‚Arzt in Hamburg: 


Bericht aus der Praxis 


In diesem Frühjahr habe, ich eine 
Praxisvertretung in einer Allgemein- 
praxis im Norden Hamburg. über- 
‚nommen. Pro Vierteljahr werden hier 
<a. 1.200 Patienten, meist Rentner, 
kleine und mittlere Angestellte 
wenig Arbeiter von einem Arzt und 
‚Einer Sprechstundenhilfe behandelt. 
Nach Patientenzahl und Arbeitsauf- 
wand(drei Stunden vormittags, 1 1/2 
Stunden nachmittags; der Mittwoch- 
nachmittag ist frei) handelt es sich 
um eine durchschnittliche Allgemein: 
ds in einem Großstadtvorort. Pro 
ag fallen fünf bis zehn Hausbesuche 
an. Nach Aussage der Patienten ist 
dieser Arzt der einzige, der über- 
haupt noch Besuche macht. Ange- 
sichts der Arbeitszeit von nicht mehr 
als acht Stunden pro Tue (Fort- 
Bildung und Hausbesuche I. inbe 
gelten) is nicht einzusehen, daß 
wegen mgekicher Abetbedsung 
 Arbeitsüberlastu 
Keine Beniche mehr machen. Wie 
paßt das zur „Sorge um das Wohl 
der Patienten”? 

"den vier Wochen meiner Ver- 
tretung wurde mir klar vor Augen 
geführt, daß. es mit der „Sorge um 
das Wöhl der Patienten” ohnchin 


nicht viel her ist 
Struktur einer Privatpraxis in unse- 
rem System auch nicht sein kann. 
In den sechs bis zwölf Minuten, die 
pro Patient aufgewendet werden, sind 
Umfangreiche Untersichungsmetho- 
den zur Erkennung der Krankheits- 
ursachen gar nicht möglich. 

Außerdem wären die Kosten für 
die Bow. zu hoch, weil sie 
nur an der Wiederher der 
Arbeitskraft, nicht aber an einer 
wirklichen Gesundung der Kranken 
interessiert ist. So begnügt sich jeder 
Arzt im wesentlichen mit den ge- 
Tingen diaßnostischen Möglichkeiten, 
die seine Praxis bietet und stell‘ 
zum großen Teil Vermutungsdiag- 
nosen. 

In meiner Praxis war z.B. nicht 
einmal ein Untersuchungsbeit vor- 
handen, so daß die Überprüfung von 
Bauchbeschwerden, die in Rücken- 
lage ausgeführt werden muß, nicht 
möglich war, Biutärsckmesuun, Be- 
stimmung der Senkungsgeschwindig- 
keit der, Blutkörperchen, Untere. 
chung des Urins zuf Zucker und 
Eiweiß mit Teststreifen, Abhorchen 
von Herz und Lus 


und nach der 


Weitere Einschränkung 
der Rechte kranker Arbeiter 


Nebenstehende Notiz konnte man 
am Mittwoch, dem 288.74, der 
„Nord-West-Zeitung” _ entnehmen. 

Dieses Urteil bedeutet meiner Mei- 
mung nach eine weitere Verschlech- 
terung der Rechte kranker Arbeiter. 

Nach diesem Urteil soll es also dem- 
nächst nur noch dann möglich sein, 
wegen Krankheit zu Hause zu biei- 
ben. wenn die Krankschreibung auf 
einen „festgestellten objektiven Be- 
fund” beruht, d.h. daß eine ganze 
Zahl von Krankheiten einfach nicht 


E „anerkannten”, die mit 


der zunehmenden physischen und 
psychischen Belastung der Arbeiter 
auch zunehmen, so z.B. alle Arten 
von nervösen Erkrankungen und 
Schmerzen, die auf eine Überbela- 
stung zurückzuführen sind 

Wenn auch wahrscheinlich noch 
nicht damit zu rechnen ist, daß 
dieses Urteil schon jetzt konsequent 
von den Kapitalisten benutzt werden 
wird, so haben sie sich dennoch hier- 
mit ein Grundsatzurteil geschaffen, 
mit dem sie in Zukunft immer eine 
Handhabe haben, um gerade klassen- 
kämpferischen Arbeitern eine „Ver- 
fehlung” nachweisen zu können, um 
sie aus den Betrieben zu schmeißene 


Ein Genosse aus Oldenburg 


" Attest kein ‚Persilschein‘ 


ap Wuppertal, Ein ärztliches 
Attest ist nicht zugleich auch 
ein „Persilschein für Blauma- 
her‘. Wie dieBarmer Ersatzkas- 
= BEX) am Dienstag in Wup- 
Perlal miteilte, erfuhren dies 
drei Bauarbeiter durch ein Ur- 
Heil. des; nordrhein-westtäli- 
schen Landesarbeitsgerichts in 
Düsseldorf. Die drei Arbeiter 
hatten zwischen zwei Felerta- 
gen am Arbeilsplatz gefehlt. 
Sie waren zum Arzt gegangen 
und batten über Schmerzen im 
Magen geklagt. Der Arzt 


klagte und bekam Unrecht. Mit 
einer ärztlichen Bescheinigung, 
50 befanden die Richter, sei 
eine Krankbeit dann genügend 
bewiesen, wenn sie auf dem 
festgestellten objektiven Be- 
fund beruhe. In diesem Fı 

aber seien nur „eigene Erkl 
rungen des Patienten” beurteilt 
worden (Aktz. 5 SA 58/73). 


Untersuchungsmethoden, die zwar 
schr notwendig sind, aber nur einen 
kleinen Teil der diagnostischen Mög- 
lichkeiten darstellen. Da also die Ur- 
sachen der Beschwerden nicht auf- 
gedeckt werden, kann auch keine 
unächliche Therapie erfolgen, son- 
‚dern es bleibt bei einer zudeckenden 
Therapie, d.h. nur die für den Pa- 
tienten fühlbaren Veränderungen 
werden behandelt, z.B. die Schmer- 
zen beieiner Nerenentzündung, wäh- 
ren. Irsache, die Entzündu: 
Streger, nicht beseitigt wird. Die 
konsequente Behandlung würdesechs 
Wochen Bettruhe und hochdosierte, 
teure Antibiotikagabe (Bakterien 
tötende Wirkstoffe) erfordern. Sechs 
Wochen Beitruhe sind aber sowohl 
dem Kranken aus Sorge um seinen 
Arbeitsplatz als auch der Bourgeoisie 
Be den Antiieikagıben wird ei 
in wird ein 
Widerspruch zwischen der Pharma- 


industrie einerseits, die Geld verdie- 
‚nen will, und der Kapitalistenklasse 
insgesamt andererseits, die im un- 
produktivenGesundheitsbereichGeld. 
m will, deutlich. Hier hat sich 
Pharmaindustrie durchgesetzt, 


denn Medikamente werden zwar 
geben, führen aber in diesem 
Ohne Bettruhe melit nur zu einer 
kurzfristigen _Beschwerdefreiheit. 
Dieses Beispiel läßt sich auf be 
Hebig viele ändere Krankheiten und 
ihre Therapie ausdehnen. 


Der Arzt füngjert dabei als Kom- 
plize der Kapitalistenklasse. Damit 
ihm dies auch leicht gelingt, würden. 
ihm einige Kontrollfunktionen über- 
tragen. Es ind Arbeitsunfühigkeis, 
bescheinigungen, Kuranträge wi 
Gutachten (EB. Rentengsischten) 
auszustellen. 


‚Arbeitsunfählgkeitsbescheinigun - 
sen gelten nur für eine Woche und 
werden dann erneuert, einmal zur 
besseren Kontrolle der Patienten,zum 
anderen bringt jede Neususstilung 
ein Honorar. Bei Kuranträgen legt 
5 mehr oder weniger vollständig im 
Ermessen des Arztes, ob er sie be- 
fürwortet. Auch der Ausfall eines 
Gutachtens ist von der Gunst des 
Arztes abhängig, denn ob ein Ar- 
beiter mit einem Hüftleiden beren- 
tet wird oder weiterarbeiten muß, it 
in gewissen Grenzen der Entschei 
dung des Arztes überlassen. 

Inter den persönlichen, sozialen 
und wirtschaftlichen Bedingungen 
der Patienten im Kapitalismus ist 
eine echte medizinische Hilfe nicht 
möglich. Wie sollen die Schmerzen 
im Arm einer 30jährigen Frau mit 


zwei Kindern, die von ihrem Mann 
verlassen wurde und täglich zehn 
Stunden auf der Schreibmaschine 
üppen muß, um ihren Lebensunter- 
halı zu verdienen, dauerhaft beseitigt 
werden? Wie soll die fortschreiten- 
de Schwerhörigkeit eines 30 
Mannes aufgehalten werden, der 
Auer-Druck_ tiplich. acht Stunden 
ohrenbetäubenden Lärm aushalten 
muß (in diesem Betrieb sind 70% 
der Drucker schwerhörig geworden!!) 
wie die Atembeschwerden eines Ar 
bestarbeiters heilen, der irreparable 
Lungenschäden hat, weil er ohne 
Gasmaske arbeitete (wie alle seine 
Kollegen), um auf einen annehmba- 
von zu kommen? In den 
scchs bis zwölf Minuten kann man 
kaum die Ursachen für die Erkran- 
kung aufspüren, geschweige denn. 
längere Gespräche führen, wöbel man 
sich bei besonders traurigen Fällen 
auch einmal mehr Zeit stiehlt, die 
‚dann den anderen wieder abgezo- 
gen werden muß. So macht man 
halbe, Therapie, um den Kranken 
eine halbwegs beschwerdefteie Wer 
terarbeit zu ermöglichen und fe 
‘denn draußen wartet der Ni 


KB/Groppe Hamburg 
Gruppe 


8218- 


Am 26.4.74 wurde die Fristenlösung 
des $ 218 im Bundestag mit den 
Stimmen der SPD und FDP verab- 
schiedet. Voraı war eine 
hitzige Diskussion In der veröffent- 
lichten Meinung, harte Auseinander- 
setzungen zwischen den bürgerlichen 
Parteien und eine Ablehnung durch 
die Mehrheit der CDU/CSU-regierten 
Länder im Bundesrat. 

Viele Frauen atmeten auf, weil 
sie glaubten, daß es nach dem 'refor- 
mierten $ 218 zumindest etwas leich- 
ter würde, eine ungewollte Schwanger- 
schaft zu beenden. Sie hatten sich zu 
früh gefreut: Der damalige Bundes- 
fuisident Heinemann die 

interschrift. Das Bundesverfassungs- 
gericht setzte die Fristenlösung am 
21.6. durch eine ige Verfü 


zur Verfassung steht, 
unter Schutz stellt. 

CDU, Kirchen und Ärzteorganisa- 
tionen frohlockten; SPD und FDP 
erklärten, sie respektierten die Ent- 
scheidung des obersten Gerichts, des- 
sn Urteile ja unanfechtbar sind. 

Es ist durchaus damit zu rechnen, 
daß das Bundesverfassungsgericht sei 
ne einstweilige Verfügung durch ein 
endgültiges Urteil bestätigt. 

Damit hätten sich Kirchen, CDU 
und Ärzteorganisationen nach der 
parlamentarischen Niederlage ihrer 


Bundesverfassungsgericht 
stoppt Fristenlösung 


„schwarzen” Linie nachträglich mit 
Hilfe des obersten, angeblich unab- 
hängigen Gerichts durchgesetzt. 

Aber selbst wenn die Fristenlö- 
sung auch noch die letzte Hürde 
nehmen sollte und Gesetz wird, so 
Wird es trotzdem für schr viele Frau- 
en äußerst schwieng bleiben, ‚einen 
Arzt zu finden, der die Adtreibung 
Gurchfünrt: 

‚Einer Umfrage zufolge jchnen 
90% aller Frauenärzte Abtreibungen 
entsprechend der Fristenlösung ab. 
Alle konfessionellen Krankenhaus“ 


Träger wollen den Eingriff in ihren 


maten weitgehend nur auf dem Pa- 
Pier bestehen. 

‚Aber auch in SPD-regierten Groß- 
städten wird es schwierig, werden, 


die eines dieser Betten benötigen. 
werden sie Vorrang haben.” 

Mit der allgemeinen Bettenknapp- 
heit wird so indirekt gedroht, 
keine Frau Anspruch auf eine Ab- 
treibung hat. Gleichzeitig werden aber 


von der Bebörde Hunderte von Kran- 
'kenhausbeiten, gerade auch aus aynd- 
kologischen Abteilungen, wegrationa- 
lisiert. Dagegen ist man bisher noch 
keinen Chefarzt protestieren hören. 
In dem AK-Artikel „Die Hohen; 
prıester der Medızin und der $ 218° 
wurde erwännt, daß der Ärztestand 
nie Skrupel hatte, seine Vorrechte 
selbst durch einen Behandlungsboy- 
kott von Kassenpatienten zu erwei- 
tern. 
Im Italien fordert die Arbeiter- 
klase eine Relom des total ver 
ie 


Es ist wichtig zu erkennen, daß 
die Arbeiterklasse bei ihrem Kampf 
um mehr Rechte (und erst recht beim 
Kampf für den Sozialismus) nicht 
Bam Ban Een ne 


Gruppe der Mopopolbourgeoise 
(was die DKP behauptet), sondern 
daß die Bourgeoisie es verstehen wird, 
eine ansehnliche Zahl von Hilfstrup- 
pen zu mobilisieren. . 


Verschärfung der Lehrerausbildung 


In diesem Artikel wollen wir die 
Lage darstellen, der die Hamburger 
Lehrerstudenten Anfang des Winter- 
semesten  aegenübergeselt, sind, 
Gleichzeitig soll auf die Politik ein- 
jegangen werden, die fortschrittliche 
'tudenten in dieser Situation zu ent- 
wickeln habeı 

‚Nach bisher bekannt gewordenen 


Informationen haben in der letzten fü 


Prüfungsperiode (Sommer 1974) über 
80 Lehrerstudenten das 1. Staats 


wurde die politische Gesinnung der 
Prüflinge abgeklopft, Als dann in der 
vergangenen Prüfungsperiode Studen- 
ten versuchten, durch uneinge- 
schränkte Öffentlichkeit die Exa- 
menskandidaten vor Verunsicherung 
und politischer Schnüffelei möglichst 
zu schützen, holte das Lehrerprü- 
ım die Polizei. 

"Ab 1.10.74 soll eine neue Lehrer- 


möglichst schnell (als Fachidiot!) das 
Studium beenden. 


Wenn wir die Situation zu Anfang 
des Wintersemesters — mit ‚Zweitgut- 
achten’, LPO, Prüfungspraxis und 
= sehen, wird die Verschärfung 
der Lehrerausbikdung deutlich: der 
Abiturient muß erst durch den NC 
fürs Lehrerstudium, muß sich durch 


‚daß man am Si 


nur mit 
einer guten Zensur ankommt. Weiter 
wird 


sich jeder zweimal überlegen, 
Write Standpunkte 
naren und auf sonstigen Veranstal 


? 
j 


der Schulbehörde angeordnet. wer- 
den, um die Schulmisere zu flicken; 
- den Schülern eine möglichst ange- 
messene ‚Ausbildung zu geben „und 
gegen Leistungsdenken und Kon 
kurrenz unter den Schülern anzu- 
schen...? 

Es ist klar, daß man dieser syste- 
matischen Formierung der Ausbil- 
dung nicht mit einem Schlag, und 
und schon gar nicht allein von der 
studentischen Seite aus, erfolgreich 
enigsgentreten kann. Das zeigen die 
Pi 


iechten „Erfahrungen, die die 
Lehrerstudenten im Kampf 
den NC gemacht haben, und das 


it auch der erfe Versuch 
Imforzten Semester die Öftentlch. 


arakter dieser Po- 

ii Vogrefch zu machen. nad ia 
‚gegen die inhaltliche 
Weirichtung Se geamten Mahaahme 


ren Gangart der Boui bets 
Sa 
dieser Politik Spaltung, Konkur 
renz, Leistungsdenken- gleich: In 


der „Beobachtungsstufe” an den 
Schulen (4. und $. Schuljahr) werden 
‚die „Lernfähigen’ von den ‚Leistungs- 
schwachen’ getrennt; in der Beruls- 
bildung wird die Stufenausbildung 
durchgesetzt; an den Fachhochschu- 


len wird der NC verschärft. In der ge- 


meinsat Vi ven 
a ar ern 
Lehrer Itern und 


lung und die 

hörde geschickt. In diesen Briefen, in 
denen die Verhältnisse im en 
Büdungibersich darpenalt nd. wer 


von ‚Ausltgstechten” wurde LT. ol 


in diesen Examensarbeiten Kritik an 
bestehenden geellschaftlichen 
Verhältnissen gelußert worden war. 
» Auch die mündlichen Prüfungen 
wurden von der Behörde häufiger zur 
Gesinnungsschnüffelei benutzt: statt 
die fachliche Qualifikation zu prüfen, 


politisch damit begründet, daß reingest 


etzt benotete Scheine vorgenchrie 
. während bisher eine Bestätigung 
für die Teilnahme ausreichte. Was 
diese Destimmung bedeutet, Ist klar: 
nur nicht nach rechts und vor allem 
nicht nach links gucken, sondern 


Stundenausfall, Raumnot usw. 
= Überstunden zu verweigern, die von 


ist, sondern such , Nopt 

der Hand: Alle wesentlichen Bereiche 
der Bildung (und nicht nur die Lehr 
rerausbildung) sind von der schärfe- 


meinen Verschärfung auf ein 
sames Handeln aller Betroffenen hin, 
zuarbeiten, 


Genomen den 50 


‚Arbeitorkampf Nr. 49/Sopt. 1974 


Forts. NATO 


Die strategische Bedeutus 
‚des Mittelmeerraums 


Die strategische Bedeutung des 
Mittelmeer-Raums, der durch die ‚NA- 
TO-Südflanke' miltärisch kontrolliert 
wird, lext klar auf der land: der Na- 
he Östen ist natürliches Bindeplied 

Afrika und Aklen. 

5 Bareen 

ransportwegen verbindet Europa 

mit den Ländern des Nahen Ost 

Nordafrikas und Asiens (besonders 

durch die geplante Wiedereröffnung 
des Suez-Kanals durch Ägypten). 

Die Erträge der reichen Ölfelder 
der Neben und Miller Ostens (0 

lordafrikas: Libyen!) gelangen 
zum großen Teil über das Mittelmeer 
in die europäischen Bestimmungsld- 
fen. Die Aulrechterhaltung dieser Ver- 
Bindung wäre im Kriepsfai sehr wich. 
ti (militärischer Treibstoff etc.), Die 
Beherrschung des Mittelmeers ist au- 
‚Serdem Voraussetzung für den direk- 
ten Zugriff nach den arabischen Ök- 


vorkompe 

Die Meerengen des Bosporus und 
von Gibraltar sowie der Suez-Kanal 
sind für die Kontrolle des Mittelmeer- 
raums von großer Bedeutung. Die NA- 
TO beherrscht (über die Türkei und 
‚die 6, US-Flotte) den Bosporus und 
damit den Zu- und Ausgang der sow- 
jetischen Flotte zu ihren Heimathäfen 
im Schwarzen Meer. 

Das östliche Mittelmeer ist außer- 
‚dem Drehscheibe für den Zugang zu 
weiteren militärischen „Konflikther- 
den“ (Palästina, Befreiungsbewegung 
von Oman-Dhofar, Grenzstreit zwi- 
schen Iran und Irak), die alle durch- 
aus „brisant“ sind, 

Seit dem II. Weltkrieg ist im Mit- 
telmeer die größte amerikanische Ma- 
rine-Einheit, die 6. US-Flotte, statio- 
niert. Sie verfügt über zwei bis drei 


inheit, die 6. US-Flotte, statio- 
A A 1 drei 
Flugzeugträger, bis 200 Flug- 
zeugen oder Hubschraubern), Ober er 
gene Interventions-Truppen (die soge- 
nannten „Marine-Infanteristen“), über 
zwei bis drel Kreuzer. zehn bis zwölf 
| Zerstörer und über eine Anzahl U- 
| Boote, von denen aus Atomraketen 

bis in den südlichen Bereich der 
Staaten des Warschauer Pakts abge- 
| schossen werden könnten. 


Zypern und der 
„K(tJampf der Supermächte“ 


Der Konflikt um Zypern war für 
einige „Linke” wieder heit, 
ihre politische Blindheit und 
‚jektiv provokatorlsche Rolle zum The- 
ma „Rumpf ‚der Supermichte" zur 
Schau zu stellen. Blind für die Tatsa- 
chen und nicht wählerisch beider Ver- 
wendung Falschmeidun. 
‚gen gegen die Sowjetunion wird ver- 
sucht, die Rolle der USA und der 
Sowjetunion beim Konflikt um Zy- 
pero gleichzusetzen. Diese „Linken“ 
‚enden damit konsequent bei einer Ver- 
harmlosung der Rolle des aggressiven 
NATO-Imperialismus, speziell des 
US-Imperialismus und des 


wischen 


ini 
mus im eigenen Land, des BRL-Impe- 
nialismus. 

Der „Rote Morgen“ der „KPD/ 
ML" (27. Jul) nannte noch nicht ein- 
mal den US- us Imperialismus 
aa Verantwortliche des [aschistischen 


spr 
Hitik der Supermächte”, und im 
ke 
3 zierte außerdem 
auf der Titelseite ein Foto, das laut 
Unterschrift ausgerechnet ein Kriegs 
Schiff der neuen Zaren” (also der Sow- 
jetunion) zeigte. - Ein reaktionärer 
Bärgerlicher Sournatit, der den Auf- 
trag hat, die Rolle des NATO-Imperk 
allsmus beim Konflikt um Zypern zu 
beschönigen, hätte auch kaum ge- 
schickter vorgehen können als diese 
sonderbaren „Linke 
Kaum besser, sondern zum Teil 
noch verballerter, war die Stellung. 
nahme der „Roten Fahne” der „KPD' 
(24. Jul), die u.a. die bemerkenswer- 
te Forderung .Sozialimperialisten 
rau aus Zypern" sufstellte. 

Diese Forderung ist zum einen oh- 
‚nehin verrückt, weil von einer Anwe- 
senheit von „Sozialimperilisten“ auf 
Zypern gar keine Rede sein kann, wo 

man sich fragen muß, was sich 
die Genowen von der „KPD“ bei die- 
ser Parole bloß gedachi haben. 

‚Davon einmal abgesehen it dien. 
Parole angesichts der warm N.A.f Or 
Imperialiumus (oder von wer sonst? 1) 
durchgeführten Aggression gogen Zy- 
perngenauso übel und provokatorisch 
wie es vor einigen Jahren eiwa die 
Forderung „Sozialimperialisten raus 
aus Vietnam "gewesen wäre, die 

zum Gick keinem der „Lin- 
nfel 


ken‘ 


Wo die Völker der „Dritten Welt" 
und die Völker an 


und Sowjetre: 
reits für Ihren 
und nationale De- 


n davon, daß 
all jeder realen Gi 

entbehrt), die von „Linken“ 
perialistischen (!) Landes 
wird, faktisch einen Verrat 


‚Nicht ganz so plump, 
lich um keinen Deut besser, 


ing der 
seiner „KVZ" (24. Juli) 


te lauert (1) die Imperialist- 
sche Supermacht, die Sowjetunion, 
die ebenfalls nach der Beherrschung 
des Mittelmeers und des Nahen Osten 
', um die Insel für ihre Pläne zu 
nutzen ... Wie überall in der Welt ver- 
‚sucht die Sowjetunion auch in Zy- 
’pern die starke revisionistische Pariei 
als ein Mittel ihrer imperlalistischen 
Politik zu gebrauchen...” usw. usf, 

Keine Fakten, bestenfalls Speku- 
lationen. Mit welchen konkreten 
Handlungen läßt die Sowjetunion er- 
kennen, daß sie Zypern „{ür ihre Pli- 
ne nutzen“ will? In welcher Weise 
benutzt sie die zypriotische revisioni- 
sche Partei AKEL (die wichtigste 
Stütze des gestürzten Präsidenten Ma- 
karios, der wiederum vom KBW als 
Vertreter der nationalen Unabhängig- 
keit etc. angeschen wird!) als „Mittel 
ihrer imperialistischen Politik‘? 

Mit derselben Methode könnte 
man 2,B. behaupten, daß die Sowjet- 
union darauf „lauert“, mit Hilfe der 
CL Italien zu schlucken usw, Wo dies 
hinführen würde, müßte eigentlich 
klar sein! 

Eszeigt sich immer deutlicher, daß 
die falsche Gleichsetzung von U$-Im- 
perialismus und _„Sozialimperialis- 
mus“ und die Theorie von den „Su- 
„Quelle der Unruhe 
tc. Zu schweren re ch- 


rmächten“ al 
der Welt" 


Permächten" als „Quelle der Unruhe 

der Welt“ ec. Zu schweren rech- 
ten Fehlern und letzten Endes ins 
Lager der Bourgeoisie führt: von der 


Vernachlässigung des Kampfes gegen 
den Imperialismus im eigenen Land 
schließlich zur Politik der „Vater- 


Iandsverteidigung“ im super-,inken"“ 
Gewand — hier sei an das Beispiel der 
französischen PCR/ML. (‚Bruderpar- 
ti’ der „KPD“) erinnert, die sich 
kürzlich "lazu, verführen ließ, die 
Atomrüstung des französischen Impe- 
Halismus als „A alte ge- 
gen die Supgrmächte zu verteidigen 
(el. dazu AK 47,5. 24). 

Teilweise haben diese Fehler ihre 
Ursache in der I falscher 
Thesen von Vertretern der VR China, 

Diese falsche Haltung führte z.B. 
dazu, daß die VR China (im Unter- 
schied zu Albanien!) nicht mit einer 
umfassenden politischen Stel 
me zum faschistischen Putsch in Chi 
ie auftrat und sich der chinesische 
UNO-Delegierte Tiiao Guan-hua vor 
der UNO sogar scheute, den US-Im; 
alismus als Drahtzieher des Putscı 
ausdrücklich zu benennen, sondern nur 
sagte: „Die von seiten der Supermäch- 
te gegen Länder in Afrika, Asien und 
Lateinamerika gerichtete Aggrewion, 
Subversion und Inserrention hat kein 
Ende. Ein küralicher Vorfall lt der 
militärische Steatsstreich in CAlle.“ 
(itiert nach „Peking Rundschau“, 
40/73, 5. 10). Als eine überzeugende 
Anprangerung des US-Imperialismus. 
wird man das nicht gerade bezeich- 
en können. 

Auch anläßlich des Konflikts um 
Zypern hat die VR China wiederum 
nur alljemein „die beiden Super- 
nächte angekad, ohne konkret den 
US- und EG-Imperialismus als Draht- 
zieher des Versuchs zu entlarven, Zy- 
pen zu einem Stützpunkt der NATO 
Zu machen. 

Die bürgerliche Presse spendete die- 
ser Haltung Lob und hob nie von der 
viel „unfreundlicheren‘ Stellungnah- 
me der Sowjetunion at 

„Die Athener Junta wurde von 
Peking — anders als von Moskau - 
niemals direkt angegriffen. Ein Zu- 
sammenhang zwischen der griech 
schen Regierung und der griechlichen 
Nationalgurde auf Zypern wurde nicht 
hergestellt. Bezeichnend it jedoch vor 
allem der Umstand, daß die chineni- 
che Propaganda buiher niemals einen 
Hinweis auf erwaige Machenschaften 
‚bestimmter Nato-Kreise® im Hinblick 

auf Zypern gegeben 
Dtematich von vowie 
ind sogar von Parteich 
hen persbaleh gershehen rk 


son (ausichtreicher Bewerber als 
Präsidentschaftskandidat der ‚Demo- 
kratischen‘ Partei, Gegner der „Ent- 
‚annung”“ mit der Sowjetunion) 
r Anfang Juli die VR China besuch. 


te — der israelischen Regierung eine 
angebliche mündliche Mitteilung 
Tschou Enlai 


king sel an einer 


werk gegen die Sowjetunion notwen. 
dig sel” (ait, nach „Hamburger Abend- 
blatt", 27.7.74), 

Die VR China hat Jackson di 


in nicht als Lügner bezeichnet. Wie 
allerdings die 150%igen Nachbeter der 


‚chinesischen Außenpolitik diese Kur- 
ve kri wollen, ist uns unklar. 
Überlegenheit der NATO 

im Mittelmeer 


In 
Stellungnal 


yar nicht besonders linken 
mancher westdeut- 
scher „Linker“ zur Situation im Mit- 
telmeer wird ein sehr leichtfertiger 
Umgang mit den Tatsachen deutlich. 

Das gilt besonders für das Kräfte- 
verhältnis zwischen der 6. US-Flotte 
und der sowjetischen Mittel 
te. So schrieb z.B. die „ 
KBW (24. Juli): „In den letzten Jah- 
ren hat die Sowjetunion ihre Mittel- 
meerflotte ständig ausgedehnt. Heute 


umfaßt sie gleich viel Schiffe wie die 
Flotte der USA.“ 
Die Behauptung, daß die sowjeti- 


sche Flotte im Mittelmeer heute 
schon ebenso stark sei wie die 6. US- 
Flotte und noch ständig weiter ver- 
stärkt wird soll die These vom ‚Rin- 
gen der Supermächte‘ um das Mittel- 
‚meer glaubhaft machen; soll glaub- 
haft machen, daß die „‚Sozialimperia- 
listen auch vom Mitielmeer her in 
Westeuropa einzudringen“ versuchen, 
daß sie „Westeuropa zangenförmig ein- 
kreisen"‘ (so die „KPD/ML“) wollen 
etc. 

Tatsächlich ist aber selbst nach 
bürgerlichen Angaben (die doch die 
angebliche „sowjetische Bedrohung“ 
stets übertreiben) „die Sechste Flotte 
an Zahl den sowjet-russischen Seever- 
bänden überlegen” (,„FAZ", 19.8.74). 
Darüberhinaus kreuzt noch eine star- 
ke_britische Flotte im Mittelmeer- 
von den Flotten anderer NATO-Staa- 
ten (Frankreich, Italien) einmal abge- 
schen. 

Die Flotten der NATO. beherr- 
schen die Zugänge des Mittelmeeres 
(Gibraltar und Bosporus/Dardanellen) 

i und aha Nena“ 
schen die Zugänge des Mittelmeeres 
(Gibraltar und Bosporus/Dardanellen) 
und sind wiederholt schon bis ins 
Schwarze Meer (Häfen.an der Nord- 
küste der Türkei) en. 

Die NATO-Fiotte verfügt über e+- 
ne Kette von Stützpunkten in Portu- 
a, ‚Spanien, (Frankreich mit. Ein 

ung), Italien, Malta, (Grie- 
‚chenland mit Einschränkung), Türkei 


und Zypern. 
gen verfügt die sowjetische 
Mittelmeer-Flotte, trotz anderslauten- 
der Gerüchte (die von Rei 
Super-„Linken“ um die 
duzierl werden) nicht über Stüt 
te im Mittelmeer. Selbst dort, wo die 
sowjetische Flotte zeitweilig Anlauf- 
'häfen benutzen konnte (Agypten, Sy- 
Sen) handelte sa sich nicht um feste 
Stützpunkte, die vertraglich gesichert 
und militärisch ausgebaut wären. Vor 
allem ist die dieser Häfen 
höchst unsicher (vgl. Umorientierung 
Sadats auf US- und EG-Imperialis- 


t damit zusammen, daß 
sich die US- und NATO-Flotte im 
Mittelmeer auf zahlreiche imperiali- 
stische und kapitalistische Staaten 
stützen kann, die selbst ein vitales 
und konstanies Interesse — innen- 
und außenpolitisch — an diesem mi- 
üitärisch-politischen Bündnis haben; 
während sich die Sowjetunion im 
Mittelmeer (abgesehen von Jugosla- 
wien, das aber einen betont „unab- 
hängigen“ Kurs fährt) nicht auf Stas- 
ten stützen kann, deren Struktur 
der der Sowjetunion ähnlich wäre, 
sondern mit nationalen Bourgeoisien 
paktieren muß, deren „Opposition'” 
zum US- und EG-Imperlalismus na - 
turgemäß schwankend ist. 

as Fehlen von Stützpunkten be- 
deutet für die sowjetische Mittel- 
meer-Flotte lange und unsichere Ver- 
sorgungswege, zumal die „Flaschen- 
hälse"“ des Mittelmeeres "(Gibraltar 
und Bosporus) von den NATO-Im- 
perialisten kontrolliert werden, 

Darüber hinaus hat die NATO 
die fast totale Luftüberlegenheit im 
Mittelmeerraum, wodurch die Aktions 
fähigkeit der sowjetischen Flotte „im 
Ernstfall“ noch weiter eingeschränkt 
würde, 


Aus diesem Kräfteverhältnis er- 
gt dich kr, daß die sowjetische 

Ittelmeer-Flotte bestenfalls d e - 
fensive Aufgaben wahrnehmen 
kann (Schutz der Südflanke des War- 
schauer Paktı) bzw. politische (Schaf- 
fung eines gewissen Gegengewichis 
gegen die alleinige Herrschaft dı 
6. US-Flotte im Mittelmeer), 

Den Sowjetrevisiomisten würde es 
natürlieh auch nichts Indtzen, ihre 
Mittelmeer-Flotte auf Teufel komm 
raus weiter auszubauen. Abgesehen 
davon, daß ein Wettlauf mit den 
NATO-Imperialisten wohl wenig Au 
sichten hätte, wäre damit auch das 
Problem der fehlenden Stützpunkte 
und damit det langen und unsicheren 
Versorgungswege nicht gelöst, die die 
Grundlage der strategischen Schwäche, 
der Sowjet-Klotte im Mittelmeer sind. 

Den Sowjetrevisionisten bleibt al 

keine andere Wahl, als a 
ihliche politische Verl 
Kräfteverhältnisse Im Mit- 
izen, indem sie 
(wie in 
und nationale Befrelungsbewe; 


‚punk- 


und Unabhängigkeitsbestrebungen ( 
listina, Zypern unter Makarios) un- 
terstützen, 

Die Gleichsetzung der „beiden Su 
permächte“ trägt dieser Tatsache 
nicht Rechnung; sie lenkt ab von der 
konkreten Verantwortlichkeit des. 
US-Imperialismus für den faschisti- 
schen Putsch auf Zypern und für den 
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Anschlag auf die Einheit und Unab- 
hängigkeit der Insel; sie lenkt darüber 
hinaus. schlimmstenfs 

in der Version der 
konkreten Verantwortlichkeit 
‚der EG-Imperialisten ab, die als „Ne- 
benwidersprucl 


völlig unter den Tisch fallen, » 


Homburger FDP-Politiker gilt als „Sicherheit: 


Scharfen Angriffen von SPD und 
CDU ist der Hamburger Stellvertre- 
tende Fraktionsvorsitzende der FDP, 
Gerhard Weber — zugleich General 
sekrer des Hamburger CVIM und 
Vorsitzender der „Gesellschaft 

Deutsch-Sowjetische Freundschaft” 


Webers zum Fraktionsvorsitzenden 
der FDP durch Innensenator Klose 
(SPD) verhindert, der wissen ließ, 
daß Weber im Falle seiner Wahl keine 
Einsicht in Akten des „Verfassungs- 
schutz” haben würde, da er als 
„Sicherheitsrisiko” gell 

Ende August bestätigte Echter- 
nach (CDU), Vorsitzender des parla- 
mentarischen Aufsichtsgremlums für 
‚den „Nerfassungsschutz", daß Weber 
vom VS bespitzelt worden sei. 

Weber sei ein Mann, „der sich 
nicht mehr in einer BandBreite be- 
wegt, die von Demokraten akzeptiert 
werden kann”. 

Weber hat sich in der Zeit des 
„Kalten Krieges” für die Verbesse- 
fung der Bezichungen zur DDR und 


ro] 
Sowjetunion eingesetzt sowie für die 
Aufhebung des KPD-Verbols. Ande- 
rersits versteht Weber sich offenbar 
als ‚liberalor Christ”. Seine Stellung- 
nahme z.B. zu Solschenlayn, Sachs- 
row & Co. li eine „engagiert anti 
kommunistische Haltung erkennen 
(vol. AK 41, 8.32). 
Bei den Angriffen gegen Weber 
ht cs darum, einen demökratischen 
litiker zu treffen, der mit vielen 
seiner Initiativen — z.B. Stellun 
nahmen gegen das Berufsverbot 
„Linksradikale” im Öffentlichen 
Dienst — sowohl der CDU als auch 
der SPD im Wege steht. 
Die Au ın Weber gehören. 
in den größeren Zu- 
sammenhanp, eines Versuch, schit- 
weise das Klima des „Kalten Krie- 
E57, „und „der ant-d&mokratischen 
iexenjagden der fünfziger und frühen 
scchziger Jahre wieder einzuführen, 
&h. ein Klima der haltiosen Verdäch- 
tigungen und Bespitzelungen auch 
n. nicht-kommunistische Demo- 
ten. . 


KBW ‚‚legt Rechenschaft” ab 
— ein häßliches Schauspiel — 
— ein häßliches Schauspiel — 


eine Anzeige in $ı 
ger Abendblatt“! 


fenen Brief“ 
führt, hatte 
dringend. 


der IKAH an Plähn 

die Witwe von Neset 

um „Geld gebeten. Das wurde Yom 
mit der Begründung a , 

das Geld sei schon ent! 

:naue Verwendungvon weite- 

0, DM auf dem „Rechtshil- 


ve 


Freunden und Kollegen fest Be 
Sicher muß bei jeder Sol erelak- 


tion werden, 
Site lg t. 
wendung der 
Kollegen Es 
hört zu den übelsten Praktiken 


Be en 
di Paar poltischen 
ee 


Anfang Juni gesamı 
1.429, DM sind an die türkischen Ge- 
nossen gegangen. 

Im „Offenen Brief“ wurde Plähn 
gefragt. Worin hat die von Euch an- 
Bekündigte Rechtshüfe bestanden und 
weiche Kosten habt ihr dadurch ge- 
habt? Belegt das bite damtı 
nicht der Eindruck entsieht, das Geld 
sei einfach s0 In Eurem Anwaltsbüro 
versickert.” Bis heute ist dazu nichts 
Kon am 18.3. Sa Dokumente 

am kumenta- 
tion über da 


bereit 
1.047. DM „Rechenschaft angekün, 


digt wurde! 

Gerade engichte der van Vor 
urteile gegen politische Spenden- 
sammlungen und angesichts der be- 
schissenen Lage der ausländischen 
Kollegen ist ein solches Vorgehen 
äußerst schädlich. In. Zukunft wer- 
den solche Methoden wesentlich 
‚schärfer untersucht werden müssen. 
Es geht darum, solche Praktiken 


fe"-Konto (am 8.7.) wird laut „ ‚u verhi 
TEE En, wu * 
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In ihrer zweiten JulhAusgabe ent- 
Alle, die „Sozialistische Korrespon 
denz” die Sympathien des SPI 


iiids HannOnto Weber für Fach 
len (Weber war rüber Viepr, 
dent des hessischen ap und 
Khete „Baufraner iu ab huge 

ng von Prsgen Im Grensgen ar 
DDR"). 


In der März-Nummer der von der 
MAG — „Hifsorganisation auf Ge- 
maliger Angehöri- 


jande Waffen-S$ — 


bel, Voi 
standsnitglied der HIAG und chem: 
iger SS-Hauptsturmführer, gerichtet 
hatte. In diesem Brief dankt Weber 
nicht nur für den ihm übersandten 
Bildband „Wenn alle B der schwek 
gen, schweigen wir niche”, sondern 
erklärt obendrein auch, daß dieser 
Band die Beurteilung der Waffen-SS 
bestätige, wie sie von Friedrich Wei- 
bel immer wieder vertreten woı 

sei und wie auch der SPDler Weber 
se voll und ganz tele. Wörth. 
‚Meines Erachtens kann von Kriegs. 
iellnehmern, die gerecht und objektiv 
urteilen, iberhäupi kein anderer 
Standpunkt eingenommen werden. 
eh empfinde es als eine besondere 
Tragık, dap die politische Beurteilung 
dieser Frage in den ersten Jahren der 
Bundesrepublik von den Siegermäch- 
fen in einer x0 ungerschten. emo- 
Honıbegründeten, einzeitigen Weise 
beeinflußt, bzw. festgelegt. wurde, 
und daß bis in die Jüngste Zeit ein 
Abrücken von den Pehlurtellen durch 
offizielle Aussagen der Parteien un- 
Terblieben it. 

SPD-Mitglied Weber erblickt also 
eine „besondere Tragik" in den Pro- 
zessen gegen diese Mörderbande der 
‚Nazizeit, wohl aber nicht in den Ver- 
brechen, die unter der Faschisten. 
Herrschäft am deutschen Volk und 

‚nderen europäischen Völkern beyan- 
in wurden. Aufgefordert, zu seinem 

el Stelling zu nehmen, meinte 
Weber unverfroren: er se „böswllg 
interpretiert” worden (), es sei für 
ihn „eine Frage der Toleranz und der 
Humanlıat (11) gegenüber einer gro- 
Ben Zahl ehemaliger Soldaten, die 
diesem Truppenteil angehörten” 


PHexenlagı = 


Seit Wochen füllt die Li 
te der „lesbischen Mörderinnen” — 
der Arbüiterin Judy Andersen (Kran- 
führerin) und der Kleinbürgerin Na- 
rion Ihns (Gemüsehändlerin) — die 


SPDier macht sich für „Rehabilitierung” von 
‚Angehörigen der Waffen-SS stark 


Zwar soll Weber ut einer Erkli- 
nung der VVN (Vereinigung der Ver- 
folgten des NazkRegimes) in dem 
f. seine, „uneingeschränkte Be 
wunderung” für die Mördertruppen 
Hitlers offen zugeben, doch kann sch 
die hesssche SPD-Fraktion die Em- 
Eüruns der Antifwschisten kaum er 
üren: die Formulierungen in We- 
ers Brief seien zwar „unglicklich” 
doch sei die Fraktion” der Ansicht, 
„man könne den Brief nicht so aus: 
legen, als habe Weber sich pauschal 
(9), ’0r ale Walten-3s stellen wor 


‚Toleranz und Humanität" 
'nüber Faschisten, sich für die 
ubilitierung von faschistischen Mör. 


Fascho-Fround Weber 


dern stark machen — und gegen 
‚Antifaschisten und streikende Arbei- 
"ter die Kaüppelgewalt einsetzen: daß 
dies die Politik der SPD it, hat sich 
schon häufiger gezeigt; in Frankfurt, 
zuletzt am 16. Juni, als das faschist. 
sche, „Deutschland-Treffen" durch 
die Polizeitruppen der SPD geschützt 
wurde, wälend die Protesidemon- 
stration der Antifaschistenauf brutale 
Weise von der Polizei zusammenge- 
schlagen wurde, . 


KB / Gruppe Frankfurt 


Leserbrief — 


mit einer verheirateten Frau und 
wurde eines Tages von dem Ehemann 
der Frau erschlagen. Die „Bild” 
brachte diese Geschichte mit allen 
Einzelheiten in einer so widerlich 
Zudringlichen und herzlosen Weise, 
daß die Kollegin schließlich den Ar- 


CDU will 


$o drohte der hessiscl 
desgeschäftsführer Kanther Ende 
August. _ CDU-Lindesvorsitzender 
Dresser gab ähnlich schartmacher 
Ische Außerungen von sich. 

Auch wenn dies später etwas ab- 
‚geschwächt wurde — man wolle „ 
den Fall einzeln prüfen” — ist’die 
Absicht doch klar; die CDU hält 
die bloße Mitpliedschaft in. einer 
„linksradikalen”” Organisation für 
Ausreichend, um Lehrer zu feuern. 
Nun ist aber gerade die DKP bisher 
von der „linken” hessischen SPD- 
Landesreglerung relatir glimplich 
(gemessen an anderen Bandesändern) 
behandelt worden; die. Entlassung 
bzw, Nichteinstellung von Lehrern 
in Hessen beschränkte sich weite: 
‚ehend auf sogenannte „Chaoten”, 
dh, Anhänger der revölutionären 
Linken. Dies will die CDU massir 
ausweilen, 

Inzwischen hat die CDU Ihre 
Ansicht bekräftigt, die Hioße Mit 
Sliedschaft in der" DKP sei für di 
Anwendung des „Extn 


istenEr- 


ses” gegen "Lehler aitreichend 
Falls de SPD sich micht dieser Auf 
Kssung beuge, werde die CDU 


So töteten wir 


Mit dem vielsprechenden Text „So 
teten wir Öberbirgermeisier Öp- 


se 
Stadt” kündigte die „BamS” eine 
SR 
= 

Diese „Serie” schildert, im besten 
Stil der „Landser”-Romane, wie im 
ee 
EN 
Bene 
See 
Ener 

SEINE 
Bee 
die „BamS” in der Vorankündigung 
‚so umschrieb: ‚deutsche 


m «um Ver. 
räter hinter den feindlichen Linien 
zu Hquidieren!” 


Der „Werwolf” war eine in Zivil 
operierende faschistische Terrortrup- 
pe, die in den letzten Monaten des 
Krieges aufgestellt wurde, um noch 

inmal Angst und Schrecken zu ver- 


3 machen 
Fi; 
felenlich Munition verschaffen. 

(Natiich spielt das Geschäft bei 
dieser Freus-Lampsgne eine Rolle: 
Die „Porme” Geschichten verkaufen 
Seh Sitenbar gut und Deben die sn- 
Kenden Auflagen der Schmierpresse, 
Aber Aieser kommerziele Aspekt ist 
Scher nur Gweitrangg, 

In enter Linie geht es um poll: 
tieikolopische Ziele. Einmal um 
‘ie Diskrininierung lesbischer Frau 
&8 - die aber such nur 
fer Sack sind, den man schlägt, wäh. 
fend man den Esel meint, 4, h. über- 

blichen Emanzipstions- 


Bertbungen, 

Water pt um de Dorn 
yarung und Äntpöfiierung Se ro. 
Kann der Arster, de Arbelie 
Hin, di auf der Fahrt zur Arbeit 
diesen Kram len, und wo er vet 
Iiehı nach während der Pausen 
Hayy ehsstoff ist, denken si 
eher wenhger un politische 


Fragen. 
""Fliesich dint diese wideriche 
Kampagne auch dazu, in der Bevol- 
kerungein günstigen Klima für Hexen. 
jen und Schauprozesse zu schaf. 
en, wo der Mensch, der emal in 
ieie Mühlen gerät, zum 
ıkt einer Schaustellung wird. Die klar 
politische Funktion dieses Vor- 
Sehens wird dann deutlich im Ver 


auch deutlich sehen, wenn in einigen 
Monaten der Prozeß gegen die Haupt: 
pe 


auf eine Verrohung und Entsoldar- 
sierung der Arbeiter untereinander 


Weise "tut die „Bild in 
Keen Kommende (mir Abdruck) 
dann auch noch so, als'diene das Öf- 


BILD-Kommentaı 


aan 
aan a en 
Wegeaese ne 
Fi 
ERRSEIH- 
ee ee 
Sean 
„Bild”, 27.8:74 


entliche Breittreten des Lebens von 
Judy Andersen und Marion Ihns den 
Interessen der. beiden Frauen, damit 
sie einen „fairen Prozeß” bekommen, 
Das ist döch der Gipfel der Sauereit 
'Geradezu akrobatisch ist es dann 


keit und Anst 
heit. hinstelt, 


"hergeben, und ihre 
italisten, kathol- 


Schweine, mit denen es eines Tages 
eine Abrechnung geben muß;  @ 


Bin Genome aus Hamburg-Altona 


‚Operierende faschistische Terrortrup- 
FE, He in den Jtzten Monaten des 


aufgestellt wurde, um noch 
einmal Angst und Schrecken zu ver- 
breiten. Ausgebildet wurde sie von 


Inhalt 


Chile und Chile Solidarität 
Nieder mit dem chilenischen Faschis 


er h, 
GREEK nn 
Rz 
Faschiumus 

er 


hi 

Deutsche Ärztekammer  Komplıze 
‘er ehilenischen Faschisten 

‚Als unsere Kinder starben, habt ihr 


Suhl 'zur Chile Sohdanıht: Trotakutk 
sches Aposıel 

Western" We 

Schmferigschmierig.. Neue Ligen 
es KB 


KBW vermittelt Kleinkredit - Ein Le: 
Terbriet 


SMitschaftsdemokrate" und 
Ädikommunismun im Mile 
punkt 

Die Rationalisierung in der Metal 
industrie wird force 

Im Namen des Prohls - weitere 
Ratiopalsierungen bei VW 

Nicht immer Stempeigeld 

Frankfurt: Ratonaliserungen bei 


pr 
Gericht vertagt die Schibegung von 
Reynokdı = eine Kalt 
bahnı sich an 
burg, Neuß. Prosetwende? 


Obere ale" na, 
Bang (HOW. Kia) > Kun Leser 
fo 


tie: Erklärung des Kbm- 
nchen Bund sur „Allr- 


“eine Menge Lehrer feuern” 


‘Verbot der DKP durchsetzen, Diese 
Ansicht wurde Anlang September 
auch von CDU-Fraktionschet Cı 
tens vertreten. Carstens behau 
Beichzeitig, der Rechtradikalkm 
si in der BRD_ „keine Gefahr", 
du er „bedeutungslos" sel, 
Betrachtet man den Bericht des, 


Wie der „Frankfurter Rund: 
schau” vom’6.9. zu entnehmen 
ist, waren unter mindestens 101 
als „Verfassungsfeinde” _ al 
iehnlen Bewerbern für den Of. 
fentlichen Dienst ganze 4 (vier!) 
Rechtradikale, Sebst der „Ver. 
fa wutz” geht at n 
au, daß sich Im Öffentlichen 
Dienst annähernd gleich viele 
Rechtsradikale wie „Linksradi- 
kale” befinden (gl. Artikel: Das 
Maß der Bevorzugung der Rechts 
radikalen durch den bürgerlichen 
Staat als „staatstragnde Kräfte" 
Wird daran nochmals deutlich. 
Die höchste Zahl von Ab- 


Württemberg, sondern im SPD. 
regierten Hamburg! 


„Verfassungsehutz” für 1973, 50 
Zeigt sich Sort entsprechend, daß 
dem Rechtsradikalismus 23 Seiten 
gewiameı sind, dem ‚Linksradikals- 
mis“ (se rd duch dr Sb 

echnelt) dagegen 60 Seiten! Im 
Vs’hericht wird auch treahereig ver 


Bild” verherrlicht faschistischen Mordterror 


der Wıffen-S$ - derselben, die heute 
in aller Offenheit ihre „Traditions- 
verbände" (HILAG) und „Traditions- 
feste” haben „darf, und zu deren 


der Serie in 
der „BamS” (25.8.74) wird behaup- 
tet. },Himmiers ‚Werwölfe” schlugen 
nur ein einziger Mal zu: in Aachen 
töteten sie bei Nacht und Nebel den 
Van „den, Amerikanem singen, 
rbirgermeister Franz Oppenhoff." 
Diese Behauptung st falsch. 
Tatsächlich, haben die faschistischen 
„‚Werwölfe” vielfach „rugsschlagen”, 
ind zwar mit Vorliebe gegen unbe- 
waffnete Antifaschisten, die noch 
kurz vor dem Einmarsch der alliierten. 
Truppen ermordet wurden. So er- 
‚ho oder erhänge ein „Werwoll”- 
‘Ommando z.B. in Penzberg (Bayern) 
am 28. April 1995, nur wenige Tage 
vor der Kapitulation des Faschismus, 
14 Männer und 2 Frauen, die als 
Linke und Gegner des Hitler-Regimes 
alten. 
Nach dem Kriog wurden die Mi 


‘vor dem Einmarsch der alliierten 
Truppen ermordet wurden. So er- 
schoss oder erhängie ein „Werwolf” 
Kommando z.B. in Penzberg (Bayern) 
am 28. April 1945, nur 

"vor der Kapitulation des Faschismus, 
14 Männer und 2 Frauen, die als 
Linke und Gegner des Hitler-Regimes 

ten. 


Nach dem Krieg wurden die Mör- 


Die Maske fl: Geinnungsuneil 
epen Broschek Vertasenneuts- 

a Biscnerinderzweiteninsans = 
Cimuen & Bose, Leck: Rational 

e erengenianlenan ® 

Handel. Banken, Verscherungen 

My Nee Siengenur 


Iegen 4 Indien. 


a. MDV plant Gewerkichaftmunchiie 
'sbeicoop 
4 Gewerkschaft Erziehung und Wisen: 
haft: GEW, Hamburg: Migleder 
'wehren sch gegen Bevarın 
Sen durch die Gewerke 
führer 


Politik des BRD-Imperialumus 
Bonn kauft sich In 


Poltik der bürgerlichen Parteien 
Hamburger FDP-Poltiker gilt als 

"Sicherheitrikko" 

acht sich für „Rehabiliie- 
“ 
CDU wül „eine Menge Lehrer feuern” 34 
san Augenmas 

naro 
Die NATO im öutlichen Mittelmenr 

"Einbrüche an der Südflanke? 
Internationalen 


sichert, daß die rechtiradikalen Or- 
ganisatlonen _„Randerscheinungen 
Im. innerpolitischen Bereich” seit 
‚Eine Gefahr für die Innere Siche 
heit der Bundeirepublik Deutschland 
bildete der Rechtsradikalismus auch 
im Jahre 1073 nicht" 

Wetrachtet "man allerdings die 


Zahl der im VS-Bericht 1973 ausge: 
wiesenen „Radikalen im Öffentlichen 
Dienst", so 

mdikalo und 


bt sich: 


‚393 Recht. 


ch viel. Nun sind 
nicht verlßlich, 


ch schon daran GB der Brchl ge" 


‚enüber 1972 eine gesunkene Zahl 
von ‚„Rechtsradikalen im Öffent + 
lichen’ Dienst” ausweist (1.411 für 
1972 gegenüber 1343 für 1973). Da 
kaum Rechtsradikale aus dem Öffent: 
Jichen Dienst entlassen worden sind, 
eıgibt sich offenbar, daß die Zahlen 
manipuliert worden Lind. 


In jeaem Fall zeigt sich klar det 
Wideripruch zur Tatsache, daß mi 
destens 95 % der Gefeuerlen zu dı 
„Linksradikalen® zählen, während 
kaum ein halbes Dutzend Maßnalr 
men gegen Mitglieder der NPD be- 
kannt ist. Hofie NPD-Funktionäre 
ind unangefochten im Schuldienst, 
im. Offizierskorns der Bundeswehr 
ete, Der, Rechtaradikalismus „keins 
Gefahr"? Nein, für die CDU sicher 
nicht! Und für die SPD offenher 
auch nicht, ‘ 


der zunächst In Penzberg vor Gericht 
gestellt. Es gab u. a. zwei Todesur- 
Teile, zweimal lebenclänglich und ein- 
mal fünfzehn Jahre. Alle Strafen 
wurden später mehrmals abgemik 
dert, und, mit einer Ausnahme (Hans 
Zöberlein, Führer, des Kommandos 
und „prominenter" Nazi, dessen Tor 
desstrafe in Iebenslänglich umgewan. 
‚delt wurde) waren die Mörder späte- 
stens 1952 wieder auf freiem Ful 


Die „Bam$” versucht. natürlich, 
Be mnät, den Eindnek u rnek. 

in, als hade die ganze Tätigkeit de * 

twelf"” nur in dem „Einsat 

den fei Linie 
Erschießung von Bürgermei 
penhoff bestanden, die als wahres 
„Husarenstick” ausgemalt wird. 


Nachdem allerdings sich die Frei- 
‚prüche ‚und Entlassungen ‚aus ge- 
sundheillichen Gründen” von faschk- 
stischen Massenmördern häufen, und ”- 
nachdem ein westdeutsches Gericht 
amtlich festgestellt hat, daß „Vergs- 

‚sung nicht grausam” "gewesen sei 
(gl. AK 46, S. 25), stehen dem- 

ichst vielleicht auch weitere Sens.- 
tionsberichte faschistischer Mörder 
an, etwa: „Wie ich 5000 Juden ver- 
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